
Stadtrat

Botschaft an den Gemeinderat

Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz"
a. Die Volksinitiative ist in der Form einer allgemeinen Anregung gültig zu erklären.
b. Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" ist der Volksab-

stimmung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative
abzulehnen.

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 11. Juni 2020 hat der Gemeinderat die Botschaft Volksinitiative "zur Freihaltung der Fest-
wiese beim Bärenplatz" behandelt. Das Geschäft wurde zur Überarbeitung an den Stadtrat
zurückgewiesen. Einerseits bestanden beim Rechtsgutachten von PD Dr. iur. Goran Seferovic
Unklarheiten zum weiteren Vorgehen nach einer allfälligen Annahme oder Ablehnung der Ini-
tiative. Andererseits traf nach der Sitzung der vorberatenden gemeinderätlichen Kommission
AuA der Verwaltungsgerichtsentscheid ein. Das Verwaltungsgericht hat entschieden, dass die
Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung für die Überschreitung der Ge-
bäudelänge nicht gegeben sind.

Mit dieser ergänzten bzw. überarbeiteten Botschaft beantragt Ihnen der Stadtrat, die Volksini-
tiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" gültig zu erklären und der Volksabstim-
mung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative abzulehnen.

1 Gültigkeit Volksinitiative

1.1 Wortlaut Volksinitiative
Am 19. August 2019 wurde bei der Stadtkanzlei die Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Bärenplatz" (Beilage 1) mit folgendem Wortlaut eingereicht:

"Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefordert, ein Projekt für
einen andern Standort als die Festwiese beim Bärenplatz zum Schaffen von neuen,
zweckdienlichen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehen-
den Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen.“

Sperrfrist für alle Medien
Veröffentlichung erst nach der Medienkon-
ferenz zur Gemeinderatssitzung
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1.2 Initiativkomitee
Das Initiativkomitee setzt sich wie folgt zusammen: Paul Altwegg, Rudolf Anderegg,
Xaver Dahinden, Rudolf Eberle, Brigitta Engeli-Sager, Guido Leutenegger, Peter Müller,
Heinrich Osterwalder, Jost Rüegg, Paul Stähli, alle wohnhaft in Kreuzlingen.

Die Initiantinnen und Initianten sind berechtigt, die Volksinitiative mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Drittel der unterzeichneten Personen bis spätestens zehn Wo-
chen vor der Volksabstimmung mittels Erklärung an den Stadtrat zurückzuziehen
(Art. 15 Abs. 3 Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen, GO).

1.3 Zustandekommen und Behandlungsfristen
Die Stadtkanzlei hat die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bären-
platz" formell vorgeprüft. Die Unterschriftensammlung begann am 19. August 2019
und endete am 18. November 2019. Die Überprüfung der Unterschriftenlisten ergab
1‘135 gültige Unterschriften. Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 stellte der Stadt-
rat fest, dass die Initiative zustande gekommen ist (Art. 17 Abs. 2 GO).

Art. 16 Abs. 1 GO bestimmt, dass der Gemeinderat verpflichtet ist, über die Volksiniti-
ative bis zum 19. November 2020 zu beschliessen.

Leistet der Gemeinderat einer als "allgemeinen Anregung" eingereichten Initiative
Folge, hat er die Wahl, diese in der eingereichten Form mit einem Antrag direkt inner-
halb von sechs Monaten der Volksabstimmung zu unterbreiten oder einen formulier-
ten Gemeindebeschluss auszuarbeiten. In letzterem Fall unterbreitet der Stadtrat in
der Regel innert eines Jahres eine Vorlage. Diese ist in der Regel innert eines Jahres
abschliessend zu behandeln. Die Volksabstimmung ist innerhalb von weiteren sechs
Monaten durchzuführen (Art. 16 Abs. 2 GO).

Lehnt der Gemeinderat eine als "allgemeine Anregung" eingereichte Initiative ab, ist
sie innerhalb von sechs Monaten nach dem Beschluss der Volksabstimmung zu unter-
breiten. Will der Gemeinderat dem Volk einen Gegenvorschlag unterbreiten, hat er
diesen innert eines Jahres zu beschliessen und danach innerhalb von sechs Monaten
zusammen mit der Initiative der Volksabstimmung zu unterbreiten (Art. 16 Abs. 3 GO).

1.4 Gültigkeit
Nach Art. 29 lit. c. Ziffer 3 GO entscheidet der Gemeinderat über die Gültigkeit von
Initiativen. Bei der Überprüfung der Gültigkeit sind sowohl formelle als auch materielle
Anforderungen zu beachten.

Im Auftrag des Stadtrats erstellte PD Dr. iur. Goran Seferovic ein Rechtsgutachten, das
die Gültigkeit überprüfte. Sein Fazit im Rechtsgutachten vom 5. März 2020 lautet wie
folgt: "Das Gutachten kommt zum Schluss, dass die Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Bärenplatz" gültig zu erklären ist. Neben den Voraussetzungen der Ein-
heit der Form und der Einheit der Materie ist die Initiative auch genügend bestimmt
sowie tatsächlich durchführbar. Als Wiedererwägungsinitiative ist diese im Lichte der
Praxis des Bundesgerichts ausserdem nicht als rechtsmissbräuchlich zu beurteilen. Da
die Initiative inhaltlich auf einen Beschluss gerichtet ist, welcher in der Kompetenz des



Seite 3

Gemeinderats liegt und aufgrund seiner Höhe der obligatorischen Volksabstimmung
untersteht, beachtet diese auch die in der Gemeindeordnung vorgesehene
Kompetenzordnung und ist somit mit dem übergeordneten Recht vereinbar." (Bei-
lage 2).

Im Rahmen dieser allgemeinen Überprüfung der Initiative hält PD Dr. iur. Goran Sefero-
vic in den Erläuterungen zum Rechtsgutachten vom 8. Juni 2020 fest, dass der Titel der
Initiative nicht über die Stossrichtung der Initiative irreführt. Zudem wird in diesem
Gutachten bestätigt, dass bei Annahme der Initiative durch das Volk eine Beschluss-
vorlage ausgearbeitet werden muss. Gemäss dem Rechtsgutachten muss dann wie
folgt vorgegangen werden: "Mit dieser Beschlussvorlage sollen die Stimmberechtigten
über das Kreditbegehren für ein ҍ zuvor noch auszuarbeitendes ҍ alternatives Projekt
beschliessen. Da auch die Aufhebung des Beschlusses über das Kreditbegehren für das
Gesamtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neuge-
staltung der Festwiese in der Höhe von CHF 47.5 Mio. einer Volksabstimmung unter-
steht und diese Aufhebung durch den Beschluss über ein alternatives Projekt präjudi-
ziert wird, sind diese beiden Beschlüsse der Stimmbevölkerung als einheitlicher Be-
schluss zu unterbreiten." (Beilage 3).

PD Dr. iur. Goran Seferovic hat am 6. August 2020 sein Rechtsgutachten ergänzt und
darin bekräftigt: "Der Gutachtende kommt in der nun vorgelegten Ergänzung des
Rechtsgutachtens vom 5. März 2020 zum Schluss, dass die Volksinitiative zur Freihal-
tung der Festwiese beim Bärenplatz einen klaren Wortlaut aufweist, wonach Stadtrat
und Gemeinderat im Falle der Annahme der Initiative durch das Stimmvolk beauftragt
werden "ein Projekt für einen andern Standort als die Festwiese beim Bärenplatz zum
Schaffen von neuen, zweckdienlichen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur Erwei-
terung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen."
Der Titel der Initiative bildet einerseits nicht Teil dieses Wortlauts und stellt anderer-
seits keinen triftigen Grund dar, um zum heutigen Zeitpunkt im Rahmen der Auslegung
von diesem klaren Wortlaut abzuweichen." (Beilage 4).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Initiative für gültig erklärt wer-
den kann.

2 Ausgangslage
Bereits seit 1991 bestehen in Kreuzlingen Bemühungen für die Realisierung eines
neuen Stadthauses. Der Bedarf ist unbestritten und über die Jahre weiter gestiegen.
Die nachstehende Chronologie gibt einen Überblick über die diversen Bemühungen in
den letzten fast 30 Jahren.
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2.1 Chronologie 1991 bis 2020

Jahr Bemühungen, Prüfungen und Entscheide
1991 Gemeinderat genehmigt Planungskredit für "Stadtsaal mit Stadthaus

auf dem Sallmannschen Areal".
1993 Gemeinderat lehnt Siegerprojekt "Stadthaft" für einen "Stadtsaal mit

Stadthaus auf dem Sallmannschen Areal" ab.
1999 Prüfung Miete oder Kauf Liegenschaft Bankverein. Liegenschaft er-

weist sich als ungenügend.
1999 Kommission zur Evaluation möglicher Standorte wird eingesetzt.
2000 Kommission zur Evaluation möglicher Standorte empfiehlt zu gleichen

Teilen die Standorte Marktstrasse oder Festwiese. Der Stadtrat bevor-
zugt den Standort Marktstrasse. Vorbereitung Projektwettbewerb mit
Machbarkeitsstudie wird in Auftrag gegeben. Die Machbarkeitsstudie
empfiehlt den Standort Festwiese. Der Stadtrat erteilt den Auftrag für
eine zweite Studie, um die beiden Standorte zu vergleichen.

2001 Vergleichsstudie empfiehlt den Standort Festwiese. Der Stadtrat ent-
scheidet sich für den Standort Festwiese.

2002 Wettbewerbsprogramm "Neubau Verwaltungsgebäude / Neugestal-
tung Festwiese, öffentliches Parkhaus" wird erstellt.

2002 Projektwettbewerb "Neubau Verwaltungsgebäude / Neugestaltung
Festwiese, öffentliches Parkhaus" wird wegen Zustimmung Volk zu
Kuspo-Projekt (Dreispitz Sport- und Kulturzentrum) sistiert.

2003 Varianten Miete, Löwenareal, Festwiese werden geprüft.
2007 Siegerprojekt Wettbewerb "Tiefgarage / Gestaltung Festwiese" wird

bestimmt, die Umsetzung aber wegen der offenen Gesamtplanung für
das Zentrum nicht in Auftrag gegeben.

2008 Standortfrage wird neu aufgeworfen.
2011 Gemeinderat genehmigt den "Planungskredit für den Bau eines zent-

ralen Verwaltungsgebäudes im Dreispitzpark".
2012 Die Eidgenössische Kommission für Denkmalpflege (EKD) beurteilt die

städtebauliche Situation neu. Sie hält fest, dass der Dreispitzpark nicht
bebaut werden dürfe. Auf der Festwiese sei ein unterirdisches Park-
haus mit einem qualitätsvoll gestalteten Stadthaus unter bestimmten
Voraussetzungen möglich.

2012 Stadtrat beantragt Standortänderung unter Verknüpfung der beiden
Projekte "Neubau Stadthaus" und "Tiefgarage / Gestaltung Fest-
wiese".

2012 Gemeinderat genehmigt die Standortänderung mit der Verknüpfung
der beiden Projekte.

2013 Stadtrat lässt Kostenschätzung für die Sanierung der bestehenden
Verwaltungsliegenschaften erstellen. Der Standort Festwiese wird be-
stätigt.

2014 Projektwettbewerb "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung
Festwiese" wird durchgeführt.

2015 Das Siegerprojekt aus dem Projektwettbewerb wird öffentlich präsen-
tiert.
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Jahr Bemühungen, Prüfungen und Entscheide
2016 Gemeinderat weist am 17. März 2016 die Botschaft für den Rahmen-

kredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung Festwiese" zu-
rück.

2016 Gemeinderat genehmigt am 8. September 2016 den Rahmenkredit
"Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung Festwiese".

2016 Volk genehmigt den Rahmenkredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage
und Gestaltung Festwiese" am 27. November 2016.

2016 Gegen den Volksentscheid wird eine Stimmrechtsbeschwerde einge-
reicht. Die Nachzählung durch den Kanton am 16. Dezember 2016 be-
stätigt das Ergebnis als korrekt.

2017 Projektstart.
2018 Auflage Baugesuch Vorentscheid. Es gehen sechs Einsprachen ein, wo-

von eine zurückgezogen wird. Einzelne Rügen werden als Stimm-
rechtsrekurs qualifiziert und an das Departement für Inneres und
Volkswirtschaft (DIV) überwiesen.

2018 Projektstopp wegen hängiger Einsprachen.
2019 Das Departement für Bau und Umwelt des Kantons Thurgau (DBU) er-

teilt die Ausnahmebewilligung. Dagegen werden beim Verwaltungs-
gericht drei Beschwerden erhoben.

2019 Das DIV tritt auf den Stimmrechtsrekurs nicht ein. Die dagegen erho-
bene Beschwerde wird vom Verwaltungsgericht gutgeheissen und die
Sache zur materiellen Beurteilung an das DIV zurückgewiesen.

2019 Einreichung Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bären-
platz".

2020 Das DIV weist den Stimmrechtsrekurs ab. Die dagegen beim Verwal-
tungsgericht erhobene Beschwerde ist noch hängig.

2020 Das Verwaltungsgericht hebt den Entscheid des DBU auf. Die Voraus-
setzungen für eine Ausnahmebewilligung für die Überschreitung der
Gebäudelänge seien nicht gegeben.

2020 Gemeinderat weist am 11. Juni 2020 die Botschaft zur Volksinitiative
"zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" zurück.

2020 Augenschein Festwiese und Umgebung durch EKD und kantonale
Denkmalpflege mit Vertreterinnen und Vertretern des Initiativkomi-
tees sowie der Stadt am 14. September 2020

2020 Neubehandlung der Botschaft zur Volksinitiative "zur Freihaltung der
Festwiese beim Bärenplatz" im Gemeinderat am 12. November 2020.

2021 Geplante Volksabstimmung zur Initiative.

2.2 Vom Volk genehmigtes Stadthausprojekt auf der Festwiese
Am 15. Dezember 2011 (Standort Dreispitzpark) sowie am 15. November 2012 (Stand-
ort Bärenplatz) genehmigte der Gemeinderat jeweils den Planungskredit in Höhe von
CHF 450‘000.– für die Durchführung eines Wettbewerbs für ein Stadthausprojekt (Bei-
lagen 5 und 6). Am 3. Oktober 2014 wurde der Wettbewerb nach SIA-Norm 142 aus-
geschrieben. Das siebenköpfige Preisgericht wählte unter Einbezug einer breit abge-
stützten Expertengruppe bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der Kreuzlin-
ger Ortsparteien, Quartiervereine, katholischen Kirchgemeinde, Schulgemeinde,
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Denkmalpflege und des Gewerbevereins sowie von Nutzerinnen und Nutzern am
31. März 2015 einstimmig das Siegerprojekt "Schlussstein" der Architekten Niggli +
Zbinden, St. Gallen, und empfahl es zur Weiterbearbeitung (Beilage 7).

Nach der Weiterbearbeitung des Siegerprojekts mit Einbezug der Stadtbildkommission
und begleitet durch diverse öffentliche Informationsveranstaltungen, inkl. Tag der of-
fenen Verwaltung, konnten die Kreuzlinger Stimmberechtigten am 27. November 2016
über das "Kreditbegehren für das Gesamtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses,
Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Festwiese in der Höhe von CHF 47.5 Mio."
entscheiden (Beilage 8).

Der Rahmenkredit wurde bei einer Stimmbeteiligung von 50.4 % mit 2'068 Ja- zu 2'063
Nein-Stimmen vom Souverän angenommen. Eine Nachzählung unter Aufsicht des Kan-
tons (DIV) aufgrund eines Rekurses gegen das Abstimmungsergebnis hat das Ergebnis
am 16. Dezember 2016 als korrekt bestätigt.

Anfang 2017 startete das Projektteam mit den Arbeiten. Nach der Genehmigung des
Projekthandbuchs beauftragte der Stadtrat die Projektsteuerung und den zur Unter-
stützung beigezogenen externen Bauherrenvertreter, das Vorprojekt zu erarbeiten.
Das Projekt wurde mit Unterstützung von Fachplanern sowie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern detailliert verfeinert. Der Stadtrat und die Projektsteuerung haben im
Vorprojekt entschieden, ein Baugesuch für einen Vorentscheid, insbesondere für die
Erteilung der Ausnahmebewilligung für das Überschreiten der Gebäudelänge, einzu-
reichen. Gegen das Vorentscheid-Baugesuch wurden Einsprachen beim DBU einge-
reicht. Aufgrund der Rechtsverfahren hat der Stadtrat im September 2018 beschlos-
sen, die weiteren Arbeiten zu sistieren, um keine weiteren Kosten zu generieren.

Die beim DBU eingereichten Einsprachen gegen das Vorentscheidgesuch wurden hin-
sichtlich einiger Rügen als Stimmrechtsbeschwerde qualifiziert und an das DIV zur Be-
urteilung überwiesen. Mit Entscheid vom 24. Januar 2019 trat das DIV nicht auf die
Beschwerde ein. Das Verwaltungsgericht hob diesen Entscheid im September 2019 auf
und wies die Sache an das DIV zur materiellen Beurteilung zurück. Mit Entscheid vom
23. April 2020 hat das DIV den Rekurs abgewiesen und festgestellt, dass das Ergebnis
der Volksabstimmung vom 27. November 2016 seine Gültigkeit behält. Gegen den Ent-
scheid des DIV wurde Beschwerde beim Verwaltungsgericht eingereicht. Das Verfah-
ren ist noch hängig.

Am 16. Oktober 2019 hat das DBU die erforderlichen Ausnahmebewilligungen für den
Neubau des Stadthauses mit Tiefgarage und Neugestaltung Festwiese erteilt. Die Ein-
sprachen wurden abgelehnt, soweit überhaupt darauf eingetreten wurde. Die bean-
tragten Ausnahmebewilligungen, insbesondere auch für die Gebäudelänge, wurden
erteilt. Gegen diesen Entscheid wurden erneut Beschwerden beim Verwaltungsgericht
erhoben.

Am 13. Mai 2020 (versandt am 25. Mai 2020) hat das Verwaltungsgericht den Ent-
scheid des DBU vom 16. Oktober 2019 aufgehoben, mit der Begründung, die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung für die Überschreitung der im
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noch gültigen Baureglement festgelegten maximalen Gebäudelänge seien nicht erfüllt.
Der Stadtrat verzichtete auf einen Weiterzug an das Bundesgericht. Die Erfolgsaussich-
ten wären sehr gering, da es sich vorliegend um die Anwendung und Auslegung von
kantonalem und städtischem Recht handelt. Das Bundesgericht korrigiert in diesen
Fällen nur, wenn der Entscheid des Verwaltungsgerichts willkürlich ist.

2.3 Bisherige Kosten für das Projekt
Für die Planungen rund um das neue Stadthaus sind bisher folgende Kosten entstan-
den:

Position CHF, gerundet
Projektwettbewerb "Neubau eines Stadthauses mit
Tiefgarage und Neugestaltung Festwiese" bis und mit
Volksabstimmung 2014 – 2016, inkl. Nachtragskredit

484‘000.–

Kosten Vorprojekt seit 2017
zulasten bewilligtem Baukredit

1'204'500.–

Total 1'688'500.–

Nicht berücksichtigt sind die internen personellen Aufwendungen sowie die seit 1991
aufgelaufenen Planungskosten von rund CHF 578‘000.–.

3 Festwiese: Der richtige Standort
Der Gemeinderat stimmte am 15. November 2012 mit 19 Ja- und 6 Nein-Stimmen bei
7 Enthaltungen der Planung eines Verwaltungsneubaus am Standort Festwiese zu. Das
Volk genehmigte den Rahmenkredit "Neubau Stadthaus, Tiefgarage und Gestaltung
Festwiese" am 27. November 2016. In der anschliessenden Vorprojektphase erfolgte
2018 die Auflage Vorentscheid Baugesuch, gegen die Einsprachen erhoben wurden.

Das DBU erteilte mit Entscheid vom 16. Oktober 2019 die Ausnahmebewilligung. Da-
gegen wurden beim Verwaltungsgericht drei Beschwerden erhoben. Mit Urteil vom
13. Mai 2020 hiess das Verwaltungsgericht die eingereichten Beschwerden gut und
hob den Entscheid des DBU auf. Dabei hat das Verwaltungsgericht in seinem Entscheid
lediglich die Frage beurteilt, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnah-
mebewilligung für die Überschreitung der Gebäudelänge beim geplanten Stadthaus
auf der Festwiese gegeben sind. Im Gegensatz zum DBU sah das Verwaltungsgericht
die Voraussetzungen als nicht erfüllt (Beilage 9).

Das Verwaltungsgericht hat sich in seinem Entscheid weder zum Standort des Stadt-
hauses auf der Festwiese noch zur städtebaulichen oder architektonischen Qualität
des Projektes kritisch geäussert. Allerdings zeigt der Entscheid des Verwaltungsge-
richts mit aller Deutlichkeit, dass die im heutigen Baureglement festgehaltene maxi-
male Gebäudelänge von 50 m in der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen und in
der Erholungs- und Freizeitzone nicht zweckmässig ist und dringend angepasst werden
muss.
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Diese Erkenntnis ist nicht neu, hätten doch schon in der Vergangenheit zahlreiche Bau-
ten wie beispielsweise das Dreispitz Sport- und Kulturzentrum (ca. 58 m), das Schul-
haus Egelsee (ca. 93 m), die Bodensee-Arena (ca. 87 m), der Neubau der Pädagogi-
schen Hochschule Thurgau (ca. 85 m) sowie das Alterszentrum (heute ca. 114 m, neu
ca. 125 m) ohne Ausnahmebewilligung nicht realisiert werden können, da sie die Ge-
bäudelänge von 50 m klar überschreiten. In der laufenden Ortsplanungsrevision wurde
daher die entsprechende Bestimmung im Baureglement angepasst. Nach der vom
6. bis 25. September 2019 öffentlich aufgelegten Rahmennutzungsplanung sollen in
der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen neu Gebäude mit einer Länge von bis zu
180 m zulässig sein. Für Gemeinden mit Zentrumsfunktion ist dies eine angemessene
und raumplanerisch sinnvolle Grösse, zumal die geänderte Messweise der Gebäude-
länge nach der Verordnung des Planungs- und Baugesetzes vom 1. Januar 2013 keinen
Spielraum für die Aneinanderreihung von Bauten mehr zulässt. Für das geplante Stadt-
haus auf der Festwiese, welches eine Gebäudelänge von 111.3 m aufweist, wird dann
keine Ausnahmebewilligung mehr erforderlich sein.

Der Stadtrat ist nach wie vor davon überzeugt, dass der Standort Festwiese der richtige
Standort für ein zentrales Stadthaus ist und mit dem aktuellen Projekt ein ausgezeich-
netes Projekt vorliegt (Beilagen 10 und 11):

Mit dem Umzug ins neue Verwaltungsgebäude entsteht an der Markstrasse ein zu-
sammenhängendes Areal im Zentrum, das sich als Standort für durchmischtes Woh-
nen (z. B. Generationenhäuser, bezahlbarer Wohnraum, Gewerbe mit publikumsin-
tensiver Nutzung gemäss Cityzone im Erdgeschoss, Grün- und Aufenthaltsflächen,
Kindertagesstätten und -horte, öffentliche Tiefgarage) anbietet bzw. entwickelt
werden kann.
Mit der Tiefgarage werden die oberirdischen Parkplätze aufgehoben, und es ent-
steht im Zentrum eine Grünfläche, die als Festwiese der Öffentlichkeit zur freien
Nutzung zur Verfügung steht bzw. für öffentliche Veranstaltungen genutzt werden
kann. Kreuzlingen erhält so neben dem Hafenareal und dem Boulevard einen wei-
teren freien Raum für Feste, kulturelle und sportliche Veranstaltungen (z. B. Jahr-
markt, Stadtfeste, Vereinsanlässe usw.) oder Ausstellungen und Messen. Die Grün-
fläche vergrössert sich von heute rund 8‘000 m2 auf neu rund 12‘000 m2. Zusam-
men mit dem Dreispitz- und dem Sallmannpark wird im Zentrum von Kreuzlingen
eine "grüne Mitte" entstehen.
Die Festwiese ist das geografische Zentrum der Stadt Kreuzlingen und verkehrstech-
nisch von allen Seiten sehr gut erschlossen. Das Siegerprojekt "Schlussstein" setzt
einen wichtigen städtebaulichen Akzent und ist ein wesentlicher Beitrag zur Zent-
rumsgestaltung. Die stadträumliche Situation im Bereich Dreispitz und Bärenplatz
kann mit dem Neubau abschliessend geklärt werden.

3.1 Rechtliche Auswirkungen des Verwaltungsgerichtsentscheids
Wie die rechtliche Abklärung von Rechtsanwalt Angelo Fedi ergeben hat, führt der Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts nicht dazu, dass die "Volksinitiative zur Freihaltung der
Festwiese beim Bärenplatz" hinfällig geworden ist. Seine zusammenfassende Begrün-
dung lautet: "Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" wird
durch den Verwaltungsgerichtsentscheid vom 13. Mai 2020 nicht obsolet. Der Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts (Nichtgenehmigung der Ausnahmebewilligungen für
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das Projekt "Schlussstein") betrifft nur das aktuelle Projekt für den Bau des Stadthau-
ses unter der Geltung des aktuellen Baureglements, lässt aber weiterhin Raum für
Bauprojekte. Die Initiative will demgegenüber die Realisierung des Stadthauses auf der
Festwiese generell verhindern." (Beilage 12).

Der Entscheid des Verwaltungsgerichts bedeutet aber auch nicht, dass die Kreditab-
stimmung vom November 2016 keine Gültigkeit mehr hat. Der Stadtrat ist weiterhin
in der Pflicht, den Auftrag der Kreuzlinger Stimmberechtigten für das im November
2016 bewilligte Verwaltungsgebäude zu erfüllen, solange das Volk keinen gegenteili-
gen Beschluss gefasst hat. Dies wird durch das Rechtsgutachten von PD Dr. iur Goran
Seferovic bestätigt. So führt der Gutachter in seinen Erläuterungen zum Rechtsgutach-
ten aus: "Für den Fall, dass das Stimmvolk diesem Beschluss über die Aufhebung des
Beschlusses über das Kreditbegehren für das Gesamtprojekt Neubau eines zentralen
Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Festwiese in der Höhe von
47.5 Mio. und dem Beschluss über ein Kreditbegehren für ein alternatives Projekt nicht
zustimmen sollte, so bliebe hingegen der bisherige Rechtszustand bestehen und damit
der frühere Beschluss in Kraft." (Beilage 3).

3.1.1 Stand Ortsplanungsrevision - weiteres Vorgehen
Die Ortsplanungsrevision ist weit fortgeschritten. Der kommunale Richtplan ist per
1. Juni 2020 in Kraft getreten. Mit der neuen Rahmennutzungsplanung (Baureglement
und Zonenplan) werden die rechtlichen Grundlagen für öffentliche und private Ge-
bäude festgelegt. So soll im neuen Baureglement unter anderem die heute festgelegte
maximale Gebäudelänge von jeweils 50 m in der Zone für öffentliche Bauten und An-
lagen auf 180 m sowie in der Erholungs- und Freizeitzone auf 150 m erhöht werden.
In den vergangenen Jahren hat sich die Gebäudelänge von maximal 50 m in diesen
Zonen als unzweckmässige Einschränkung erwiesen. Zahlreiche wichtige Bauten hät-
ten ohne Ausnahmebewilligung nicht realisiert werden können, da sie die Gebäude-
länge von 50 m klar überschreiten. Mit der Revision der Rahmennutzungsplanung wer-
den für das gesamte Stadtgebiet wesentliche Grundlagen für das Planungs- und Bau-
wesen geschaffen. Die dadurch gewonnene Planungssicherheit für Investorinnen und
Investoren, Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie Architektinnen und
Architekten ermöglicht einen wirtschaftlichen Schub durch Investitionen. Deshalb
räumt der Stadtrat dieser Revision höchste Priorität ein.

4 Neues Stadthaus: Bedarf ist ausgewiesen
Die Notwendigkeit für neue Büroräumlichkeiten ist seit langer Zeit ausgewiesen und
unbestritten. Folgende Argumente belegen den dringenden Bedarf und die Vorteile
eines Neubaus:

Der neue Verwaltungsbau vereint alle städtischen Abteilungen und Amtsstellen un-
ter einem Dach (ohne Technische Betriebe, Werkhof und Gärtnerei). Monatlich be-
suchen rund 5‘000 Personen die Kreuzlinger Stadtverwaltung. Der Zugang zu den
Dienstleistungen der Stadt wird erleichtert. Kundinnen und Kunden profitieren von
einem zentralen Dienstleistungsangebot und von kurzen Wegen.
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Für die Mitarbeitenden werden der Austausch und die Zusammenarbeit erleichtert.
Das wird sich positiv auf die Servicequalität und die Effizienz auswirken.
Die heute genutzten Verwaltungsliegenschaften Hauptstrasse 62 (Stadthaus),
Marktstrasse 4 und 6, Hauptstrasse 74 sowie 88 sind voll belegt und weisen keine
Reserven auf. In den letzten fast 30 Jahren hat sich die Bevölkerungszahl in Kreuz-
lingen um etwas mehr als 5'000 Personen (+ 30 %) erhöht, was sich auch auf das
Arbeitsvolumen und damit die Anzahl der Mitarbeitenden der Stadtverwaltung aus-
wirkt.
Es besteht ein dringender Sanierungsbedarf in baulicher und energetischer Hin-
sicht. Alle heute genutzten Liegenschaften sind nicht barrierefrei zugänglich, so-
wohl für Kundinnen und Kunden als auch für Mitarbeitende. Menschen im Roll-
stuhl, mit einer Gehhilfe oder mit einem Kinderwagen können die Schalter oder
Verwaltungsabteilungen nur schwer oder gar nicht aufsuchen, da in keinem Ge-
bäude ein Lift vorhanden ist.
Der Kundenservice und -komfort wird zeitgemäss und deutlich verbessert (Emp-
fang, Wartebereiche, Lift, WC usw.).
Vertrauliche Gespräche mit Kundinnen und Kunden können in geschlossenen Dis-
kretionsschaltern geführt werden.
Die Sitzungszimmer können durch die Öffentlichkeit mitgenutzt und damit auch
ausserhalb der Öffnungszeiten besser ausgelastet werden als heute.
Der Neubau wird nach den neusten Baustandards erstellt. Die Betriebskosten redu-
zieren sich dadurch deutlich (Energie, Wärme, Gebäudeunterhalt).

5 Konsequenzen der Initiative (Umsetzung der Initiative)
Die Volksinitiative fordert: "Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden
aufgefordert, ein Projekt für einen andern Standort als die Festwiese beim Bärenplatz
zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur
Erweiterung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu
bringen." Was sind die Konsequenzen?

5.1 Bei Annahme der Initiative durch das Volk (Ja zum Initiativtext)
Das vom Volk am 27. November 2016 genehmigte Bauprojekt wird weiterhin nicht vo-
rangetrieben. Die noch nicht verrechneten Leistungen werden mit dem Architektur-
und dem Planungsbüro abgerechnet.

Position CHF, gerundet
Projektwettbewerb "Neubau eines Stadthauses mit Tiefgarage
und Neugestaltung Festwiese" bis und mit Volksabstimmung
2014 – 2016, inkl. Nachtragskredit

484‘000.–

Kosten Vorprojekt seit 2017
zu Lasten bewilligtem Baukredit

1'204'500.–

Projektabschluss, Verrechnung der noch offenen Leistungen (ge-
schätzt)

142'000.–

Zwischentotal 1'830'500.–
Durchführung eines neuen Projektwettbewerbs 500'000.–
Weiterbearbeitung Siegerprojekt (Vorprojekt) bis und mit Volks-
abstimmung (Planungs- und Kostentiefe +/- 25 %)

1'000'000.–

Total 3'330'500.–
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Mit der Annahme der Initiative gestalten sich die Planungsschritte für ein alternatives
Stadthausprojekt wie folgt:

Schritt Zuständig
Evaluation neuer Standort Stadtrat in Zusammenar-

beit mit Gemeinderat
Kreditbegehren über Planungskredit für die Durchfüh-
rung eines neuen Projektwettbewerbs und die Erarbei-
tung des Vorprojekts

Gemeinderat

Aktualisierung Raumprogramm Stadtrat
Durchführung Projektwettbewerb nach SIA-Norm 142 Stadtrat mit Jury
Weiterbearbeitung Siegerprojekt (Vorprojekt) bis und
mit Volksabstimmung

Stadtrat und Architekten
Siegerprojekt

Abstimmung Kreditbegehren für ein neues Projekt,
welches bei Annahme die Abschreibung des alten Pro-
jekts bewirkt

Gemeinderat und Volks-
abstimmung

– Abschreibung des alten Projekts
– Bearbeitung des neuen Projekts: Bauprojekt, Aus-

schreibung, Realisierung und Umzug

Stadtrat und Projekt-
team

Zentrumsplanung, inkl. Planung Gestaltung Festwiese Stadtrat in Zusammenar-
beit mit Gemeinderat

Aktuell liegen weder für ein Stadthaus an der Marktstrasse oder an einem anderen
Standort noch für eine allfällige Tiefgarage auf der Festwiese konkrete alternative Pro-
jekte vor. Es handelt sich entweder um Studienarbeiten (Stadthaus) oder nicht weiter-
verfolgte Wettbewerbsprojekte (Tiefgarage Festwiese). Alle Projektideen müssten von
Grund auf neu erarbeitet werden, was mehrere Jahre Verzögerungen bedeutet.

Auch allfällige Gestaltungsarbeiten auf der Festwiese bzw. der Bau einer Tiefgarage an
diesem Ort können nicht ohne zeitliche Verzögerung angegangen werden. Die zur Ver-
fügung stehenden finanziellen und personellen Mittel sind auf die nächsten Jahre in
den bereits geplanten Projekten gebunden.

Gemäss dem Rechtsgutachten von PD Dr. iur. Goran Seferovic ist durch die Annahme
der Initiative das alte Projekt nicht automatisch abgeschrieben. Das neu erarbeitete
Projekt muss wiederum dem Volk vorgelegt werden, inklusive Beschlussentwurf. Bei
Annahme des neuen Projekts muss das alte gänzlich abgeschrieben werden. Sollte das
Kreditbegehren für ein alternatives Stadthausprojekt von den Kreuzlinger Stimmbe-
rechtigten abgelehnt werden, hätte der Kreditentscheid vom November 2016 immer
noch seine Gültigkeit:
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1 Ablaufdiagramm "Konsequenzen der Initiative"

5.2 Bei Ablehnung der Initiative durch das Volk (Nein zum Initiativtext)
Die Kreuzlinger Stimmberechtigten bekennen sich zum Standort und das von ihnen am
27. November 2016 genehmigte Bauprojekt wird weiterbearbeitet. Nach Abschluss
der Ortsplanungsrevision und des laufenden Rechtsverfahrens (Stimmrechtsbe-
schwerde) und nach Durchführung des Baubewilligungsverfahrens kann das vom Volk
bewilligte Projekt realisiert werden.

Volksabstimmung
über Initiative "zur

Freihaltung der
Festwiese beim

Bärenplatz"

Annahme Ablehnung

Abschreibung
bestehendes Projekt
(Volksabstimmung

2016)

Weiterbearbeitung
bestehendes Projekt
(Volksabstimmung

2016)

Weiterbearbeitung
bestehendes Projekt
(Volksabstimmung

2016)

Aktualisierung Raumprogramm,
Durchführung Projektwettbewerb,

Weiterbearbeitung Siegerprojekt bis
und mit Volksbotschaft

Annahme Ablehnung

Evaluation neuer Standort

Volksabstimmung
Kreditbegehren neues Projekt,

inkl. Aufhebung Kredit
Volksabstimmung 2016

Kreditbegehren Planungskredit
für den neuen Projektwettbewerb

und die Erarbeitung Vorprojekt

Realisierung neues
Projekt
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6 Zusammenfassung
Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" ist zustande ge-
kommen und gültig. Sie kann in dieser Form dem Stimmvolk vorgelegt werden.

Seit über 30 Jahren wird in Kreuzlingen versucht, ein Stadthaus mit angemessenen
Räumlichkeiten für die Bevölkerung und die Stadtverwaltung zu erstellen. Die heutigen
Verwaltungsliegenschaften genügen – baulich und energetisch – schon lange nicht
mehr den vorgeschriebenen Anforderungen. Zudem bestehen keinerlei Raumreserven
und an den Schaltern ist die geforderte Diskretion nicht gewährleistet. Keine Liegen-
schaft ist barrierefrei zugänglich. Menschen mit einer körperlichen Behinderung oder
mit Kinderwagen haben nur erschwert oder gar keinen Zugang zu den Schaltern bzw.
zu den Verwaltungsabteilungen. Die Notwendigkeit eines neuen und gut erschlosse-
nen Stadthauses ist unbestritten.

Mit dem vom Volk am 27. November 2016 genehmigten Kreditbegehren für das Ge-
samtprojekt Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestal-
tung der Festwiese in der Höhe von CHF 47.5 Mio. kann ein Verwaltungsbau realisiert
werden. Dieser erfüllt einerseits die Anforderungen an einen modernen und angemes-
senen Neubau für die Stadtverwaltung und setzt andererseits einen städtebaulichen
Akzent im Kreuzlinger Zentrum. Der Stadtrat sowie auch eine klare Mehrheit des Ge-
meinderats erachten die Festwiese als richtigen Standort für ein zentrales Verwal-
tungsgebäude. Mit dem Neubau auf der Festwiese wird zudem das attraktive Stadtge-
biet an der Marktstrasse frei, das mit einer gemischten Nutzung Wohnen, Leben und
Arbeit, z. B. mit genossenschaftlichem oder generationenübergreifendem Wohnen,
entwickelt werden kann.

Bei einer Annahme der Initiative durch die Kreuzlinger Stimmberechtigten ist der Kre-
ditentscheid vom November 2016 nicht aufgehoben. Zuerst muss ein neues Projekt
von Grund auf erarbeitet werden, die bisherigen Bemühungen waren vergebens und
beginnen von vorne. Das neue Projekt bzw. der neue Baukredit muss den Kreuzlinger
Stimmberechtigen an der Urne vorgelegt werden. Mit dieser Abstimmung kann der
Kreuzlinger Souverän über den neuen und den damaligen Baukredit vom November
2016 entscheiden. Allein bis zu diesem Zeitpunkt wurden mindestens CHF 3.3 Mio.
ausgegeben. Um hernach den heutigen Planungsstand – wie seit der Volksabstimmung
im 2016 erarbeitet – zu erreichen, sind weitere Ausgaben unumgänglich.

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Stadtrat beantragt Ihnen,

a. Die Volksinitiative ist in der Form einer allgemeinen Anregung gültig zu erklären.
b. Die Volksinitiative "zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz" ist der Volksab-

stimmung ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die Initiative
abzulehnen.
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Kreuzlingen, 15. September 2020

Stadtrat Kreuzlingen

Thomas Niederberger, Stadtpräsident

Michael Stahl, Stadtschreiber

Beilagen
1. Unterschriftenbogen Volksinitiative
2. Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 5. März 2020
3. Erläuterungen zum Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 8. Juni 2020
4. Ergänzung zum Rechtsgutachten PD Dr. iur. Goran Seferovic vom 6. August 2020
5. Wortprotokoll Gemeinderatssitzung vom 15. Dezember 2011
6. Wortprotokoll Gemeinderatssitzung vom 15. November 2012 (Auszug)
7. Projektwettbewerb – Bericht des Preisgerichts vom 13. April 2015 (Auszug)
8. Volksbotschaft Kreditbegehren Stadthaus vom 27. November 2016
9. Auszüge aus dem Entscheid des DBU vom 16. Oktober 2019 und aus dem Entscheid

des Verwaltungsgerichts vom 13. Mai 2020
10. Luftaufnahme Festwiese, aktuelle Situation
11. Situationsplan Festwiese, geplante Situation
12. Memorandum RA Angelo Fedi vom 10. Juni 2020



 

Volksinitiative zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz 
 
Die unterzeichnenden Kreuzlinger Einwohner und Einwohnerinnen verlangen gestützt auf Art. 15ff der Gemeindeordnung Kreuzlingen vom 26. November 2017, §§71 bis 79 
des kantonalen Gesetzes über das Stimm- und Wahlrecht vom 12. Februar 2014 sowie § 13 des Gesetzes über die Gemeinden vom 05. Mai 1999 was folgt: 
 
Stadtrat und Gemeinderat der Stadt Kreuzlingen werden aufgefordert, ein Projekt für einen andern Standort als die Festwiese 
beim Bärenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des 
bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen. 
 
Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in Kreuzlingen wohnen und stimmberechtigt sind. Die Unterzeichneten, die das Begehren unterstützen, 
mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren fälscht oder wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder 
sich bestechen lässt, macht sich gemäss Art. 282 StGB strafbar (§ 71 Abs. 2 Ziff. 7 des kantonalen Gesetzes über das Stimm- und Wahlrecht vom 1. August 2014). 
 
Politische Gemeinde Kreuzlingen, 8280 

Name 
(in Blockschrift) 

Vorname 
(in Blockschrift) 

Jahr-
gang 

Wohnadresse 
(Strasse und Nummer) Eigenhändige Unterschrift Kontrolle 

(leer lassen) 
1      

2      

3      

4      

  

Beginn der Unterschriftensammlung: Montag, 19. August 2019   Ende der Sammelfrist: Montag, 11. November 2019 
Einreichung der Unterschriften auf der Stadtkanzlei spätestens Montag, 18. November 2019 
 

Die unterzeichnende Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende ______ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Initiative, 
in der Gemeinde Kreuzlingen in Gemeindeangelegenheiten stimmberechtigt sind. 
 

Datum, Amtsstempel und Unterschrift: _________________________________ 
 

Weitere Unterschriftenbögen zum Ausdrucken gibt es unter  www.freie-festwiese-kreuzlingen.ch 
 
Die Liste ist vollständig oder teilweise ausgefüllt so schnell wie möglich zurückzusenden an: Peter Müller, Rosgartenweg 4, 8280 Kreuzlingen. 
 
Dem Initiativkomitee gehören an: 
Paul Altwegg, Rudolf Anderegg, Xaver Dahinden, Rudolf Eberle, Brigitta Engeli-Sager, Guido Leutenegger, Peter Müller, Heinrich Osterwalder, Jost Rüegg, Paul Stähli 
Das Initiativkomitee ist berechtigt, diese Volksinitiative mit einer 2/3-Mehrheit spätestens 10 Wochen vor der Abstimmung mittels Erklärung an den Stadtrat zurückzuziehen. 

Beilage 1

http://www.freie-festwiese-kreuzlingen.ch/
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PD Dr. iur. Goran Seferovic 
Abegg Anwälte und Konsulenten 
Seestrasse 329 
8038 Zürich 
Schweiz 
 
Tel. +41 44 523 1470 
Fax +41 44 523 1475 
www.aa-k.ch 
info@aa-k.ch 
 

 

 

 

 

 

 
Rechtsgutachten  
zur Gültigkeit der Volksinitiative « zur Freihaltung der Festwiese beim Bären-
platz » 
vom 19. August 2019 
 
PD Dr. iur. Goran Seferovic , Rechtsanwalt  
Stv. Leiter des Zentrums für öffentliches Wirtschaftsrecht, ZHAW School of Ma-
nagement and Law, Winterthur  
Privatdozent für Staatsrecht, Verwaltungsrecht und Verfassungsgeschichte an 
der Universität Zürich  
 
 

  

Zürich, 5. März  2020 
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 Auftrag  

Mit Beschluss vom 10. Dezember 2019 hat der Stadtrat Kreuzlingen den Gutach-
tenden beauftragt, ein Rechtsgutachten über die Rechtsgültigkeit der «Volksinitia-
tive zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz» zu erstellen. 

 Rechtliche Beurteilung  

A. Gültigkeit kommunaler Volksinitiativen  im Allgemeinen  

1. Verfahren und Zuständigkeiten  

1 Gemeinden im Kanton Thurgau können den Stimmberechtigten gemäss 
§ 13 des Gesetzes über die Gemeinden (GemG)3 in ihrer Gemeindeordnung 
die Initiative über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Reg-
lementen oder Beschlüssen, welche obligatorisch oder fakultativ der Volks-
abstimmung unterliegen, einräumen. Die Stadt Kreuzlingen hat von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht. Nach Art. 15 der Gemeindeordnung der 
Stadt Kreuzlingen (GO)4 können acht Prozent der Stimmberechtigten einen 
Vorschlag für einen Gemeindebeschluss in der Form der allgemeinen An-
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfs einreichen. Der Titel einer sol-
chen Initiative darf nicht irreführend sein, zu keinen Verwechslungen An-
lass geben und keine kommerzielle oder persönliche Werbung enthalten.5 

2 Gelingt es den Initianten innerhalb der Frist von drei Monaten die nötige 
Zahl an Unterschriften einzureichen, 6 so hat anschliessend der Stadtrat der 
Gemeinde Kreuzlingen  das Zustandekommen der Initiative zu beschlies-
sen.7 Über die Gültigkei t einer Initiative hat hingegen der Gemeinderat zu 
entscheiden. Die Frist und das Verfahren richten sich danach, ob es sich um 

 

 
3  Gesetz über die Gemeinden (GemG) vom 5. Mai 1999, Rechtsbuch TG 131.1. 
4  Gemeindeordnung der Stadt Kreuzlingen vom 26. November 2017, abrufbar unter 

https://www.kreuzlingen.ch/service/reglemente -und -verordnungen  
5  § 13 Abs. 2 GemG i.V.m. § 71 Abs. 1 Gesetz über das Stimm- und Wahlrecht (StWG) vom 12. Februar 

2014, Rechtsbuch TG 161.1. 
6  Art. 15 Abs. 1 GO 
7  § 93 Abs. 2 StWG i.V.m. Art. 17 Abs. 2 GO. 

http://www.aa-k.ch/admin
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eine Initiative in der Form der allgemeinen Anregung oder des ausgearbei-
teten Entwurfs handelt.  Wie unten ausführlich erörtert wi rd (Ziff. B.1), han-
delt es sich bei der vorliegenden Initiative um eine Initiative in der Form 
der allgemeinen Anregung . Über eine solche hat der Gemeinderat inner-
halb eines Jahres zu beschliessen,8 wobei dieser Beschluss unter anderem 
auch die Prüfung der Gültigkeit einer Initiative  umfasst.9 

2. Gültigkeits voraussetzungen 

3 Der Stadtrat Kreuzlingen s hat das Zustandekommen der vorliegenden Ini-
tiative festgestellt, weshalb sich das Gutachten auf die Prüfung der materi-
ellen Gültigkeitskriterien beschränkt. Das Gemeindegesetz des Kantons 
Thurgau erwähnt im Zusammenhang mit der Initiative auf kommunaler 
Ebene keine ausdrücklichen Gültigkeitserfordernisse, sondern verweist für 
das Verfahren bei Volksinitiativen auf die Kantonsverfassung und das Ge-
setz über das Stimm- und Wahlrecht (StWG), deren Normen sinngemäss 
anzuwenden seien.10 Das StWG erwähnt in § 78 die Voraussetzungen der 
Einheit der Materie und der Einheit der  Form, welche eine Initiative zu 
wahren hat. Weitere Ungültigkeitsgründe sind im StWG nicht erwähnt  und 
auch die Verfassung des Kantons Thurgau stellt keine weiteren Ungültig-
keitsgründe auf. 11 

4 Nach der Praxis des Bundesgerichts sind die Kantone aufgrund der Abstim-
mungsfreiheit gemäss Art. 34 Abs. 2 der schweizerischen Bundesverfas-
sung (BV)12 verpflichtet, die formelle Gültigkeit von Volksinitiativen zu 

 

 
8  Art. 16 Abs. 1 GO. 
9  Vgl. Art. 29 lit. c Ziff. 3 GO. Dem Gemeinderat kommt daneben unter anderem auch die Kompetenz 

zu, darüber zu beschliessen, ob er einer Initiative in der Form der allgemeinen Anregung Folge leis-
ten will oder ihr einen Gegenvorschlag gegenüberstellen will.  

10  § 13 Abs. 2 GemG 
11  Vgl. ebenso BGE 139 I 292 E. 5.3. 
12  Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101. 

http://www.aa-k.ch/admin
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müsste er grundsätzlich auch diese Initiative den Stimmberechtigten unter-
breiten. Da sich im Folgenden jedoch zeigen wird, dass die Initiative gültig 
zu erklären ist, kann diese Frage offen bleiben. 

B. Gültigkeit der Volksinitiative «zur Freihaltung der Festwiese beim 
Bärenplatz»  

1. Einheit der Form  und Einheit der Initiativart  

6 Wie erwähnt, sind Initiativen in der Gemeinde Kreuzlingen in der Form der 
allgemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurf s zulässig (Art. 15 
GO). Die Gültigkeitsvoraussetzung der Einheit der Form verlangt, dass eine 
Initiative nur in einer der beiden Formen eingereicht werden kann, dass 
diese Formen somit nicht vermischt werden. 20 Die Voraussetzung steht in 
Zusammenhang mit der Abstimmungsfreiheit von Art. 34 Abs. 2 BV, soll 
aber vor allem auch ein geordnetes Verfahren ermöglichen, da die beiden 
Initiativformen formell unterschiedliche Verfahren vorsehen, die miteinan-
der nicht komp atibel sind.21 

7 Eine Initiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs schlägt einen Nor-
mentwurf oder einen Beschlussentwurf vor, welcher, sofern er vom Stimm-
volk angenommen wird, unverändert in Rechtskraft tritt. 22 Ist eine Initiative 
hingegen als allgemeine Anregung formuliert, so handelt es sich dabei um 
ein Begehren an die zuständige Behörde, in der von der Initiative bestimm-
ten Weise tätig zu werden.23 Diese Behörde hat das entsprechende Gesetz 
oder den entsprechenden Beschluss auszuarbeiten, wobei ihr nach der Pra-
xis des Bundesgerichts ein gewisser Ermessensspielraum verbleibt.24 

8 Die vorliegende Initiative äussert sich weder in ihrem Wortlaut noch auf 
dem Unterschriftenbogen ausdrücklich zu ihrer Form. Aus dem Wortlaut 
der Initiative «zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz»  ergibt sich 

 

 
20  Vgl. dazu sowie den Rechtsfolgen einer allfälligen Vermischung Stähelin et al. (Anm. 17), S. 70. 
21  Vgl. bereits BGE 48 I 156 E. 1 sowie etwa Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 2526 f. 
22  Vgl. Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 367 f.; Stähelin et al. (Anm. 17), S. 70. 
23  Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 366; Stähelin et al. (Anm. 17), S. 70. 
24  Vgl. die Darstellung der Praxis bei Seferovic (Anm. 16), N. 153 f. 
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schlussinitiative, welche teilweise auch als Verwaltungsinitiative bezeich-
net wird, 27 hat individuell -konkrete Beschlüsse zum Gegenstand, wobei 
sich diese durchwegs auf Beschlüsse des Parlaments oder der gesetzgeben-
den Behörde bezieht.28 

10 Die vorliegend zu beurteilende Initiative in der Form der allgemeinen An-
regung will einerseits einen bereits beschlossenen Kredit aufheben sowie 
Stadtrat und Gemeinderat beauftragen, ein alternatives Projekt auszuarbei-
ten sowie anschliessend der Volksabstimmung zu unterstellen. Formell be-
schliessen die Stimmberechtigten regelmässig über eine Kredit vorlage und 
damit nicht unmittelbar über ein Bauprojekt. Das Projekt ist mit dem Kredit 
aber immerhin insoweit verbunden, als «der Kredit nicht seinem ursprüng-
lichen Zweck entfremdet werden darf». 29 Somit handelt es sich bei beiden 
Beschlüssen, welche den Stimmberechtigten unterbreitet werde n sollen, um 
Kreditbeschlüsse und damit um individuell -konkrete Rechtsanwendungs-
akte. Genauer wird noch die Ausarbeitung des zweiten Kreditbeschlusses 
zu beurteilen sein, da die Initiative Stadtrat und Gemeinderat beauftragen 
will, die in ihre Zuständigkeitsbereiche fallenden Vorarbei ten für diesen 
dannzumal vom Stimmvolk zu beurteilenden Kreditbeschluss vorzuneh-
men (vgl. unten Ziff. III.B.5). Da aber auch ein solcher Beschluss über einen 
Auftrag an den Stadtrat zweifellos einen individuell -konkreten Beschluss 
und die Initiative damit in ihrer Gesamtheit eine Beschlussinitiative dar-
stellt, erfüllt sie die  Voraussetzung der Einheit der Initiativart.  

2. Einheit der Materie  

11 Verfassung und Gesetzgebung des Kantons Thurgau definieren das Erfor-
dernis der Einheit der Materie nicht näher, womit auf die Praxis des Bun-
desgerichts zu Art. 34 Abs. 2 BV abzustellen ist.30 Die Einheit der Materie 

 

 
27  Vgl. zur Terminologie Hangartner/Kley  (Anm. 13), N. 2195. 
28  Vgl. Auer (Anm. 14), N. 1047; Hangartner/Kley  (Anm. 13), N. 2186 ff. 
29  BGE 104 Ia 425 E. 5a; vgl. dazu auch Hangartner/Kley (Anm. 13), N. 1918. 
30  Vgl. Stähelin et al. (Anm. 11), S. 70. 
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was sie mit ihrer Entscheidung beschliessen und nicht einem Irrtum über 
wesentliche Punkte der Initiative unterliegen .34 Bei Initiativen in der Form 
der allgemeinen Anregung dürfen die Anforderungen an die Bestimmtheit 
aber nicht gleich streng angesetzt werden, wie im Falle von ausformulierten 
Initiativen. 35 

16 Die vorliegende Initiative erfüllt dieses Kriterium. Zwar ist der Alternativ-
standort noch nicht bestimmt, doch liegt das Schwergewicht der Initiative 
auf der Wiedererwägung des bisherigen Projekts. Über ein von den zustän-
digen Behörden neu ausgearbeitetes Projekt haben die Stimmberechtigten 
dannzumal ohnehin im Rahmen einer Volksabstimmung zu befinden. Als 
allgemeine Anregung ist der Initiative eine gewisse Offenheit immanent, 
ohne dass dies dazu führt, dass die Stimmberechtigten sich in einem Irrtum 
über wesentliche Punkte der Initiative befinden.  

17 Ob die Exekutive auf dem Weg einer kommunalen Volksi nitiative beauf-
tragt werden kann , ein Bauprojekt auszuarbeiten und zur Volksabstim-
mung zu bringen , ist keine Frage der Bestimmtheit einer Volksinitiative, 
sondern eine Frage des zulässigen Gegenstandes einer Volksinitiative. Ge-
genstand einer kommunalen Volksinitiative können diejenigen Rechtssätze 
oder Beschlüsse sein, die in die Zuständigkeit der Stimmbürgerschaft fal-
len.36 Diese Zuständigkeiten ergeben sich aus dem kantonalen und kommu-
nalen Recht, weshalb diese Frage bei der Voraussetzung der Vereinbarkeit 
einer Initiative mit übergeordnetem Recht geklärt wird ( unten Ziff. III.B.5). 

 

 
34  BGE 139 I 292 E. 5.8; 129 I 392 E. 2.2; Patrizia At tinger, Die Rechtsprechung des Bundesgerichts zu 

kantonalen Volksinitiativen, Diss. Zürich 2016, S. 34 f. 
35  Vgl. BGE 111 Ia 115 E. 3a. sowie Auer (Anm. 14), N. 1066. 
36  Hangartner/Kley (Anm.  13), N. 2445. 
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Wiedererwägung setzt auch keine neuen, vorher nicht bekannten Tatsa-
chen oder einen rechtlichen Mangel der aufzuhebenden Bestimmungen vo-
raus.44 

19 Für die in diesem Rechtsgutachten zu beurteilende Initiative bedeutet diese 
Praxis des Bundesgerichts, dass es zulässig ist, auf den vom Stimmvolk am 
27. November 2016 gutgeheissenen Beschluss über das Kreditbegehren für 
das Gesamtprojekt über den Neubau eines Stadthauses zurückzukommen.  

5. Vereinbarkeit mit übergeordn etem Recht 

20 Kommunale Initiativen haben das gesamte übergeordnete Recht einzuhal-
ten, somit Völkerrecht, Bundesrecht, interkantonales Recht, kantonales 
Recht und allfällig übergeordnetes kommunales Recht. Die vorliegende Ini-
tiative ist in zwei Bereichen vertieft auf ihre Vereinbarkeit mit übergeord-
netem Recht zu untersuchen. Die erste Frage, ob ein bereits beschlossenes 
Kreditbegehren über ein Bauprojekt in Wiedererwägung gezogen werden 
darf, wurde bereits im vorangehenden Abschnitt behandelt (siehe zuvor 
Zif f. III.B.4). Eine solche Initiative ist nach der Praxis des Bundesgerichts 
unter Berücksichtigung des Rechtsmissbrauchsverbots zulässig.  

21 Kommunale I nitiativen haben aber auch das kantonale Recht und allenfalls 
übergeordnetes kommunales Recht zu beachten, insbesondere die anwend-
bare Gemeindeordnung, soweit sich die Initiative nicht selber auf eine Än-
derung der Gemeindeordnung richtet. Bei der Initiativ e handelt es sich, wie 
bereits oben (Ziff. III.B.1) ausgeführt, um eine Beschlussinitiative. Der Kan-
ton Thurgau kennt weder auf kantonaler Ebene noch auf kommunaler 
Ebene eine allgemeine Beschlussinitiative. In ihren Gemeindeordnungen 
dürfen die Gemeinden des Kantons Thurgau den Stimmberechtigten das 
Recht zur Initiative einzuräumen , wobei diese Initiativen « den Erlass, die 
Änderung oder die Aufhebung von Reglementen oder Beschlüssen verlan-

 

 
44  BGE 113 Ia 156 E. 2c. 
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platz zum Schaffen von neuen, zweckdienlichen Räumen für die Stadtver-
waltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten 
und zur Abstimmung zu bringen ». Um über ein solches Kreditbegehren be-
schliessen zu können, bedarf es umfangreicherer Vorbereitungshandlun-
gen in der Form eines Projektauftrag s zur Ausarbeitung eines Vorprojekt s, 
welches dann Grundlage des Kreditbegehrens bildet . Je nach Kostenrah-
men ist es am Stadtrat oder am Gemeinderat, den Kredit für die se Pla-
nungsarbeiten zu beschliessen. Diese sind auch deshalb nötig, weil die 
Stimmberechtigten sich erst gestützt auf ein solches Vorprojekt ihre Mei-
nung über das Kredi tbegehren bilden und im Rahmen einer obligatorischen 
Gemeindeabstimmung äussern können.53 Das Kreditbegehren für das Ge-
samtprojekt wird  mit Sicherheit einen Umfang von über 2'000'000 Franken 
aufweisen und damit in die Kompetenz des Gemeinderats fallen sowie er-
neut der obligatorischen Gemeindeabstimmung untersteh en (Art. 12 lit. d 
GO). Der Planungskredit wird zwar mehr als 200'000 Franken betragen und 
damit in den Kompetenzbereich des Gemeinderates fallen,54 gleichzeitig ist 
aber damit zu rechnen, dass dieser auch einen Umfang von weniger als 
1'000'000 Franken aufweisen wird . Der Beschluss des Gemeinderates über 
den Planungskredit wird damit nicht dem fakultativen Referendum unter-
stehen.55 Ein solcher Planungskredit könnte somit für sich alleine nicht Ge-
genstand einer Initiative darstellen, da er nicht einer Volksabstimmung un-
terstehen würde.56  

26 Diese Beschränkung ergibt sich allein aus der Gemeindeordnung der Stadt 
Kreuzlingen, das kantonale Recht macht den Gemeinden bei der Höhe der 
Finanzbeschlüsse des Gemeindeparlaments, welche diese dem Referendum 
unterstellen wollen , grundsätzlich keine Vorgaben. Es ist zu vermuten, dass 
der Zweck dieser Beschränkung darin liegt, eine gewisse Erheblichkeit von 

 

 
53  Womit ein genügend bestimmtes Vorprojekt auch im Sinne der Abstimmungsfreiheit von A rt. 34 

Abs. 2 BV erforderlich ist.  
54  Art. 36 Abs. 1 GO. 
55  Art. 30 Abs 1 GO. 
56  § 13 Abs. 1 GemG.  
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denn mitunter in der Lehre gerade auch deshalb als Mittel für eine harmo-
nische Integration der direkten Demokratie in das parlamentarische System 
gesehen.61 In diesem Sinne ist auch der nach einer allfälligen Annahme der 
Initiative  nötige Planungskredit als  eine solche Vorbereitungshandlung 
aufzufassen, welche mit dem Instrument der Initiative in der Form der all-
gemeinen Anregung wesensmässig verbunden ist. Dies gilt nicht nur für 
Beschlussinitiativen sondern ebenso für Gesetzesinitiativen in der Form der 
allgemeinen Anregung, denn auch bei letzteren haben die Behörden unter 
Umständen weitreichende Vorbereitungshandlungen vorzunehmen, um 
nach deren Annahme eine entsprechende Abstimmungsvorlage auszuar-
beiten. Wollte man Initiativen in der Form der allgemeinen Anregung nicht 
zulassen, wenn diese Gegenstände betreffen, die nach der Annahme der 
Initiative Vorarbeiten durch Exekutive oder Legislative erfordern, so stellte 
dies eine gravierende Einschränkung des Initiativrechts dar, welche mit 
dem Bedürfnis nach einer klaren Kompetenzabgrenzung der Gewalten 
nicht gerechtfertigt erscheint.62 

 Fazit 

30 Das Gutachten kommt zum Schluss, dass die Volksinitiative «zur Freihal-
tung der Festwiese beim Bärenplatz» gültig zu erklären ist. Neben den Vo-
raussetzungen der Einheit der Form und der Einheit der Materie ist die Ini-
tiative auch genügend bestimmt sowie tatsächlich durchführbar. Als Wie-
dererwägungsinitiative ist diese im Lichte der Praxis des Bundesgerichts 
ausserdem nicht als rechtsmissbräuchlich zu beurteilen. Da die Initiat ive 
inhaltlich auf einen Beschluss gerichtet ist, welcher in der Kompetenz des 
Gemeinderates liegt und aufgrund seiner Höhe der obligatorischen Volks-
abstimmung untersteht, beachtet diese auch die in der Gemeindeordnung 

 

 
61  Vgl. Müller Markus, Über Perlen, ihre Pflege und die Kunst der direkten Demokratie, in: ZBl 117 

(2016), S. 509 f. 
62  Vgl. BGE 78 I 103 E. 5 sowie zur Praxis der Stadt Zürich, Motionen an den Stadtrat zuzulassen, falls 

sie auf den Erlass eines Beschlusses in der Kompetenz des Gemeinderates gerichtet sind Keller (Anm. 
51), S. 32 f. 
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vorgesehene Kompetenzordnung und ist somit mit dem übergeordneten 
Recht vereinbar. 

 

 

 

 PD Dr. iur. Goran Seferovic 
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 Au ftrag  

Mit Datum vom  5. März  2020 hat der Unterzeichnete im Auftrag des  Stadtrates 
von Kreuzlingen ein Rechtsgutachten über die Rechtsgültigkeit der «Volksinitiative 
zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz» erstellt . 

Am 27. Mai 2020 hat Herr Stadtschreiber Michael Stahl den Gutachtenden beauf-
tragt, das Rechtsgutachten in zwei Punkten zusätzlich schriftlich  zu erläutern 
bzw. zu ergänzen. 

 Erläuterungen zum Rechtsgutachten vom 5. März 2020 

A. Diskrepanz zwischen Titel und Wortlaut der Initiative  

1. Kontrolle des Titels einer Initiative im Rahmen de s Vorprüfung sverfah-
rens 

1 Nach kantonalem Recht haben die Initiantinnen und Initianten  auf der Un-
terschriftenliste für kantonale Volksbegehren sowohl den Titel als auch den 
vollständige n Text ihrer  Initiative  aufzuführen. Dieser Titel darf «nicht ir-
reführend sein, zu keinen Verwechslungen Anlass geben und keine kom-
merzielle oder persönliche Werbung enthalten».1 Diese Anforderungen gel-
ten sinngemäss auch für Volksbegehren in den Gemeinden des Kantons 
Thurgau.2 

2 Der Titel einer Initiative wird damit bereits im Rahmen der formellen An-
forderungen an die  Unterschriftenliste  eines Volksbegehrens geprüft , wo-
bei dafür auf kantonaler Ebene die Staatskanzlei zuständig ist.3 Das kanto-
nale Recht verzichtet darauf, den Gemeinden vorzuschreiben, welche Ge-
meindebehörde zuständig sein soll, die Unterschriftenlisten zu prüfen .4 Das 

 

 
1  § 71 Abs. 1 Gesetz über das Stimm- und Wahlrecht (StWG) vom 12. Februar 2014, Rechtsbuch TG 

161.1. 
2  § 13 Abs. 2 Gesetz über die Gemeinden (GemG) vom 5. Mai 1999, Rechtsbuch TG 131.1 i.V.m. § 91 

Abs. 1 und 71 Abs. 1 StWG. 
3  § 72 StWG. 
4  Vgl. § 91 StWG. 
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deutung haben kann und gemäss Bundesgericht gerade deshalb auch wer-
bend und plakativ sein darf. 9 Insbesondere sollen an die Titel von Volksini-
tiativen weniger hohe Anforderungen gestellt werden als an Behördenvor-
lagen.10  

5 Grenze der freien Wahl eines Titels bildet jedoch die Abstimmungsfreiheit  
der Stimmberechtigten, welche ebenfalls durch das Bundesrecht gewähr-
leistet wird (Art. 34 Abs. 2 BV 11).12 Die Abstimmungsfreiheit schützt die 
Stimmberechtigten sowohl bei der Unterzeichnung eines Volksbegehrens 
als auch bei der Stimmabgabe im Rahmen einer Volksabstimmung.13 

6 Dem Recht auf freie Titelwahl der Initiantinnen und Initianten steht somit 
das Recht auf freie und unverfälschte Willensbildung auf Seiten der Stimm-
berechtigten gegenüber. Der Bund und eine Reihe von Kantonen legen die 
Grundsätze zur Abwägung dieser beiden Ansprüche wie der Kanton Thur-
gau bereits auf Gesetzesstufe fest. Die Grenze der freien Titelwahl wird re-
gelmässig dort gezogen, wo Titel irreführend sind, zu Verwechslungen An-
lass geben oder kommerzielle oder persönliche Werbung enthalten .14 

7 Entscheide des Bundesgerichts über Streitigkeiten um die Titel von Volks-
initiativen sind äusserst selten. In einem Entscheid aus dem Jahre 2006 hat 
das höchste Gericht sich zur Voraussetzung eines irreführenden Titels ge-
äussert. Entscheidend sei: «ob der Titel geeignet ist, die Stimmberechtigten 

 

 
9  Urteil des BGer vom 12. Februar 2007, 1P.338/2006 und 1P.582/2006 E. 5.1; vgl. auch Besson (FN 7), 

S. 236 f.  
10  Jörg Paul Müller/Markus Schefer , Grundrechte in der Schweiz: Im Rahmen der Bundesverfassung, 

der EMRK und der UNO -Pakte, 4. Aufl., Bern 2008, S. 613 m.w.H. 
11  Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101. 
12  Vgl. Urteil des BGer vom 12. Februar 2007, 1P.338/2006 und 1P.582/2006 E. 3.6; vgl. auch Besson (FN 

7), S. 237; Schaub (FN 7), S. 633 f. 
13  Yvo Hangartner/Andreas Kley, Die demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft, Zürich 2000, N. 2602; Seferovic (FN 7), N. 84; a.M Besson (FN 7), S. 237; 
differenzierend Schaub (FN 7), S. 633 f. 

14  Vgl. für den Bund Art.  69 Abs. 2 Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976 
(BPR), SR 161.1; für Beispiele kantonaler Regelungen Andreas Auer, Staatsrecht der schweizerischen 
Kantone, Bern 2016, N. 1083 m.w.H . 
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Erweiterung des bestehenden Stadthauses so zu projektieren, dass diese 
nicht auf der Festwiese beim Bärenplatz zu liegen kommen. 

10 Der Titel der Initiative stellt somit in Aussicht, dass die Festwiese beim Bä-
renplatz von Bauten freigehalten wird. Im Text wird dies e Stossrichtung 
konkretisiert und gleichzeitig darauf beschränkt, dass verhindert werden 
soll, dass auf der Festwiese beim Bärenplatz Räume für die Stadtverwal-
tung errichtet werden sollen. Damit zielt die Initiative darauf ab, das bereits 
beschlossene Bauprojekt für ein neues Stadthaus, für welches die Stimmbe-
rechtigten in der Abstimmung vom 27. November 2016 den nötigen Kredit 
bewilligt haben, zu wid errufen. 

11 Die Initian ten haben ihre Initiative  mutmasslich mit dem Titel « Freihal-
tung» bezeichnet, weil dieser Begriff positiv konnotiert ist . Sie werden sich 
von diesem Titel eine bessere Wirkung versprechen als wenn sie diese mit 
einem Titel versehen hätten, welcher direkt auf den Widerruf des beschlos-
senen Projekts abgezielt hätte. Solche werbenden und positiv besetzten Ti-
tel sind nach der Praxis des Bundesgerichts zulässig. Erst die Irreführung 
der Stimmberechtigten würde solchen Titeln Grenzen setzen. Die Initiative 
zielt darauf ab, die Festwiese am Bärenplatz, wenn doch nicht auf unbe-
stimmte Zeit, so doch im Hinblick auf das bereits beschlossene Bauprojekt 
freizuhalten. Die Stossrichtung der Initiative ist damit auch im Titel der Ini-
tiative abgebildet. Den Stimmberechtigten sollte es darüber hinaus ohne 
weiteres möglich sein, sich diesen Inhalt der Initiative spätestens aus den 
Abstimmungsunterlagen zu erschliessen. Der Titel ist damit nicht geeignet, 
die vernunftgemäss entscheidenden Stimmbürgerinnen und  Stimmbürger  
über den Inhalt der Initiative irrezuführen . Den Initianten vorzuschreiben, 
den Widerruf des beschlossenen Projekts im Titel klarer zu bezeichnen, 
wäre damit  nicht durch das Interesse der freien und unverfälschten Wil-
lensbildung  nach Art. 34 Abs. 2 BV begründet und daher unzulässig. 
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B. Verfahrensschritte bei Annahme der Initiative durch das Stimm-
volk  

12 Wie im Rechtsgutachten vom 5. März 2020 dargestellt (Rz. 8), ist die vorlie-
gend zu beurteilende Initi ative in der Form der allgemeinen Anregung ver-
fasst. Als solche enthält sie keinen bereits ausformulierten Beschlussent-
wurf, sondern beauftragt Stadtrat und Gemeinderat, ein alternatives Pro-
jekt für neue Räume für die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung d es be-
stehenden Stadthauses auszuarbeiten sowie anschliessend der Volksab-
stimmung zu unterstellen . Die Initiative formuliert damit weder den ent-
sprechenden Beschluss zur Aufhebung des Kreditbeschlusses, über wel-
chen das Stimmvolk am 27. November 2016 beschlossen hat, noch den Be-
schluss über ein Alternativprojekt. Die Ausarbeitung dieser Beschlüsse ist 
Aufgabe der zuständigen Behörden (Rechtsgutachten, Rz. 8). 

13 Erklärt der Gemeinderat die Initiative für gültig und lehnt er es gleichzeitig 
ab, dieser Folge zu geben, so stimmen die Stimmberechtigten daraufhin in 
einem ersten Schritt über die Initiative in der Form der allgemeinen Anre-
gung ab (Rechtsgutachten, Rz. 28). Nimmt das Stimmvolk die Initiative in 
der Form der allgemeinen Anregung an, so hat der Gemeinderat im Sinne 
der in der Initiative angelegten Anregung tätig zu werden (Rechtsgutach-
ten, Rz. 27 f.). Innerhalb der in der Gemeindeordnung vorgesehenen Fristen 
haben Stadtrat und Gemeinderat entsprechende Umsetzungsbeschlüsse 
auszuarbeiten und darüber eine Volksabstimmung durchzuführen (Rechts-
gutachten, Rz. 28). 

14 Das Parlament übt dabei nach wie vor seine ihm zustehenden Beschluss-
kompetenzen aus, ist nach der Praxis des Bundesgerichts andererseits aber 
an den Sinn der Initiative gebunden  (Rechtsgutachten, Rz. 27). Die hier zu 
beurteilende Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung verlangt 
einerseits die Wiedererwägung des bereits beschlossenen Kredits und be-
auftragt Stadtrat und Gemeinderat andererseits, ein alternatives Projekt 
auszuarbeiten sowie dieses anschliessend der Volksabstimmung zu unter-
stellen. Der Auftrag an die Behörden besteht somit aus zwei Beschlüssen, 
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welche sich gegenseitig bedingen und eine logische Einheit bilden (Rechts-
gutachten, Rz. 24). Sollte das Stimmvolk den Kreditbeschluss über ein alter-
natives Projekt dannzumal annehmen, so spricht es sich damit gleichzeitig 
für den Widerruf des früheren Beschlusses über das Kreditbegehren für das 
Gesamtobjekt des Neubaus des Stadthauses aus. Der Widerruf des früheren 
Beschlusses liegt nach dem Grundsatz des Formenparallelismus in der 
Kompetenz des Gemeinderats und untersteht  damit ebenfalls einer obliga-
torischen Gemeindeabstimmung (Art. 12 lit. d GO).  

15 Diese beiden Beschlüsse (Aufhebung des früheren Kreditbeschlusses und 
Beschluss über den Kredit für ein alternatives Projekt) sind daher zu ver-
binden und der Stimmbevölkerung als einheitlicher Beschluss zu unterbrei-
ten. Würden diese Beschlüsse nicht miteinander verbunden, so drohten wi-
dersprüchliche Entscheide für den Fall, dass das Stimmvolk bei einer ersten 
Abstimmung dem Kreditbeschluss für das alternative Projekt zustimmen 
würde, in einer zweiten Abstimmung aber den Beschluss über die Aufhe-
bung des früheren Kreditbeschlusses ablehnen würde. Da diese beiden Be-
schlüsse sich gegenseitig bedingen, stehen sie in einer sachlichen Verbin-
dung und sind im Sinne der Einheit der Materie zu verbinden (vgl. auch 
schon Rechtsgutachten, Rz. 24).19 

16 Für den Fall, dass das Stimmvolk diesem Beschluss über die Aufhebung des 
Beschlusses über das Kreditbegehren für das Gesamtprojekt Neubau eines 
zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und Neugestaltung der Fest-
wiese in der Höhe von CHF 47.5 Mio. und dem Beschluss über ein Kredit-
begehren für ein alternatives Projekt nicht zustimmen sollte, so bliebe hin-
gegen der bisherige Rechtszustand bestehen und damit der frühere Be-
schluss in Kraft. 

 

 
19  Vgl. für die Praxis des Bundesgerichts etwa Urteil des BGer vom 25. Juni 2003, 1P.123/2002 E. 3.1. 
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 Au ftrag  

Mit Datum vom  5. März  2020 hat der Unterzeichnete im Auftrag des  Stadtrates 
von Kreuzlingen ein Rechtsgutachten über die Rechtsgültigkeit der «Volksinitiative 
zur Freihaltung der Festwiese beim Bärenplatz» erstellt . 

Mit Datum vom  8. Juni 2020 hat der Unterzeichnete das Rechtsgutachten im Auf-
trag des Stadtrates im Hinblick auf die Beratung de r Initia tive im Gemeinderat  
in zwei Punkten zusätzlich schriftlich  erläutert bzw. ergänzt. 

Mit Datum vom 22. Juni 2020 hat der Stadtrat den Unterzeichneten beauftragt, 
das Rechtsgutachten im Hinblick auf die erneute Beratung durch den Gemeinde-
rat zu ergänzen im Hi nblick auf eine Umsetzung der Volksinitiative nach allfäl-
liger Annahme durch das Stimmvolk.  

 Ergänzung zum Rechtsgutachten vom 5. März 2020 

A. Auslegung von Volksinitiativen  in der Form der allgemeinen An-
regung 

1 Wie bereits im Rechtsgutachten vom 5. März 2020 ausgeführt (Rz. 8), ist die 
zu beurteilende Initiative in der Form der allgemeinen Anregung verfasst , 
womit sie keinen ausformulierten Beschlussentwurf  enthält . Sie beauftragt 
Stadtrat und Gemeinderat, ein alternatives Projekt für neue Räume für die 
Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehenden Stadthauses aus-
zuarbeiten sowie anschliessend der Volksabstimmung zu unterstellen. Die 
Initiative formuliert damit weder den entsprechenden Beschluss zur Auf-
hebung des Kreditbeschlusses, über welchen das Stimmvolk am 27. No-
vember 2016 beschlossen hat, noch den Beschluss über ein Alternativpro-
jekt. Die Umsetzung einer allgemeinen Anregung i st Aufgabe der zustän-
digen Behörden.  

2 Bei dieser Umsetzung übt das Parlament nach wie vor seine ihm zustehen-
den Beschlusskompetenzen aus, muss sich andererseits aber an den Auftrag 
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der Initiative  halten (vgl. auch Rechtsgutachten vom 5. März 2020, Rz. 27).1 
Nach der Praxis des Bundesgerichts hat sich der Gesetzgeber bei der Um-
setzung einer Initiative in der Form der allgemeinen Anregung auf den Ge-
genstand der Initiative zu beschränken.2 Dabei haben die Behörden eine Ini-
tiative in der Form der allgemeinen Anregung  so umzusetzen, dass die Re-
gelungen den in der Initiative zum Ausdruck gebrachten Vorstellungen 
entsprechen.3 Entsprechend können sich die Stimmberechtigten und insbe-
sondere die Mitglieder des Initiativkomitees mit der Beschwerde in Stimm-
rechtsachen dagegen wehren, der Umsetzungsentscheid entspreche nicht 
dem Inhalt der Init iative.4 

3 Um den Inhalt einer Initiative zu bestimmen, ist diese nach den Anerkann-
ten Auslegungsmethoden auszulegen. Das Bundesgericht legt Normen 
nach einem «pragmatischen Methodenpluralismus» aus und lehnt es ab, 
die anerkannten Auslegungsmethoden in ein  hierarchisches Verhältnis zu-
einander zu setzen.5 Das Gericht geht dabei aber grundsätzlich  vom Wort-
laut einer Bestimmung aus (grammatikalische Auslegung) und zieht die 
übrigen Auslegungsmethoden heran, um den «wahren Sinn der Norm» 
zum Ausdruck zu bringe n.6 So bestimmt das Bundesgericht den Sinn einer 
Rechtsnorm durch ihre systematische Stellung in einem Gesetz (systemati-
sche Auslegung), durch den Sinn, der einer Norm im Zeitpunkt ihrer Ent-
stehung (historische Auslegung) und  im Zeitpunkt der Rechtsanwendung 
zukommt (geltungszeitliche Auslegung)  sowie durch den Zweck, der einer 
Norm zu zuweisen ist (teleologische Auslegung). 

 

 
1  BGE 141 I 186 E. 5.3; 139 I 2 E. 5.6; 115 Ia 148 E. 4b; vgl. auch Yvo Hangartner /Andreas Kley, Die 

demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zürich 2000, 
N. 2054. 

2  BGE 139 I E. 5.6; 73 I 35; vgl. auch Corina Fuhrer, Die Umsetzung kantonaler Volksinitiativen, Diss. 
Züri ch, Zürich/St. Gallen 2019, S. 45 f. 

3  Art. 34 Abs. 1 BV; BGE 139 I 2 E. 5.6; 115 Ia 148 E. 1a, 1b. 
4  BGE 141 I 186 E. 5.3; 139 I 2 E. 5.6. 
5  Vgl. etwa BGE 139 III 491 E. 4.2; 137 V 369 E. 4.4.3.2. 
6  Vgl. etwa BGE 138 III 359 E. 6.2; 137 III 424 E. 2.3.2. 
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bestehenden Stadthauses so zu projektieren, dass diese nicht auf der Fest-
wiese beim Bärenplatz zu liegen kommen. Der Titel der Initiative steht die-
sem Wortlaut nicht entgegen, muss dieser doch so verstanden werden, dass 
die Festwiese beim Bärenplatz im Hinblick auf Räume für di e Stadtverwal-
tung  freigehalten werden soll. Entgegen dem Wortlaut der Initiative allein 
auf den Titel abzustellen und die Festwiese für jegliche Bebauung freizu-
halten, findet im Wortlaut der Initiative keinen Anhaltspunkt.  Der Wortlaut 
bildet aber Ausgangspunkt jeder Auslegung. 20 

14 Während die systematische Auslegung im Falle von allgemeinen Anregun-
gen grundsätzlich keine Anwendung finden kann  (vgl. oben Rz. 6), so kann 
auch die Auslegung nach Sinn und Zweck der allgemeinen Anregung vor-
liegend keine Abweichung vom klaren Wortlaut rechtfertigen. Im Gegenteil 
ergibt sich aus dem klaren Wortlaut Sinn und Zweck der Initiative. Diese 
will Stadtrat und Gemeinderat beauftragen, «ein Projekt für einen andern 
Standort als die Festwiese beim Bärenplatz zum Schaffen von neuen, 
zweckdienlichen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung 
des bestehenden Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu brin-
gen.» Damit zielt die Initiative darauf ab, das bereits beschlossene Baupro-
jekt für ein neues Stadthaus, für welches die Stimmberechtigten in der Ab-
stimmung vom 27. November 2016 den nötigen Kredit bewilligt haben, zu 
widerrufen.  

15 Wie bereits erwähnt, zieht Bundesgericht mitunter allfällige Begründungen 
und Meinungsäusserungen von Mitgliedern des Initiativkom itees als Hilfs-
mittel zur Auslegung von Volksinitiativen heran (oben Rz. 9). Der Gutach-
tende kann zum heutigen Zeitpunkt nicht  abschliessend beurteilen, ob sol-
che Äusserungen bei einer allfälligen  Umsetzung der Initiative als Hilfsmit-
tel zur Auslegung der allgemeinen Anregungen herangezogen werden 
müssten. Da der Wortlaut der Initiative jedoch äusserst klar ist, ist zu ver-

 

 
20  Vgl. etwa BGE 131 II 697 E. 4.1. 
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muten, dass auch solche allfälligen  subjektiven Äusserungen der Initiantin-
nen und Initianten keine triftige n Gründe zu schaffen vermögen, um anzu-
zweifeln, dass der Wortlaut nicht den klaren Sinn der Initiative wi ederge-
ben würde. 

 Fazit 

16 Die zusätzlichen Erläuterungen ändern nichts am Ergebnis des Rechtsgut-
achtens vom 5. März 2020, wonach die Volksinitiative «zur Freihaltung der 
Festwiese beim Bärenplatz» für gültig zu erklären ist.  

17 Ebenso sind die Ergebnisse der Erläuterungen vom 8. Juni 2020 zu bestäti-
gen, wonach der Entscheid, die Initiative  zur Unterschriftensammlung zu-
zulassen rechtmässig erfolgt ist. Sollte der Gemeinderat dem Rechtsgutach-
ten folgen und  die Initiative für gültig erklären, dieser aber gleichzeitig 
nicht Folge geben, so wäre über die Initiative eine Volksabstimmung anzu-
setzen. Sollte das Stimmvolk der Initiative zustimmen, so hätten Stadtrat 
und Gemeinderat in der Folge eine Beschlussvorlage auszuarbeiten und der 
Volksabstimmung zu unterstellen.  

18 Der Gutachtende kommt in der nun vorgelegten Ergänzung des Rechtsgut-
achtens vom 5. März 2020 zum Schluss, dass die Volksinitiative zur Freihal-
tung der Festwiese beim Bärenplatz einen klaren Wortlaut  aufweist, wo-
nach Stadtrat und Gemeinderat  im Falle der Annahme der Initiative durch 
das Stimmvolk beauftragt werden  «ein Projekt für einen andern Standort 
als die Festwiese beim Bärenplatz zum Schaffen von neuen, zweckdienli-
chen Räumen für die Stadtverwaltung oder zur Erweiterung des bestehen-
den Stadthauses auszuarbeiten und zur Abstimmung zu bringen .» Der Titel 
der Ini tiative bildet einerseits nicht Teil dieses Wortlauts und stellt anderer-
seits keinen triftigen Grund dar, um zum heutigen Zeitpunkt im Rahmen 
der Auslegung von diesem klaren Wortlaut abzuweichen.  

 

 

PD Dr. iur. Goran Seferovic 
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Der Ratsprªsident begr¿sst die Anwesenden zur heutigen Gemeinderatssitzung. Es 
liegen Entschuldigungen vor von GR Hebeisen, GR Hummel, GR Jordi und GR 
Michael.  
 
 
Traktandenliste 
 
Der Ratsprªsident: Aufgrund der entschuldigten Abwesenheit von GR Jordi fehlt ein 
Stimmenzªhler. Von der Fraktion CVP wird GR Sanfilippo vorgeschlagen. Wir stellen 
die Genehmigung dieser Nomination den anderen Traktanden voran.  
 
Abstimmung: Dem Einsitz von GR Sanfilippo als Ersatzstimmenzªhler f¿r die heuti-
ge Gemeinderatssitzung wird einstimmig zugestimmt.  
 
Die Traktandenliste wird mit dieser  nderung stillschweigend genehmigt. 

_________________ 
 
 
 
Protokollgenehmigung 
 
1.  Protokoll der Sitzung vom 17. November 2011 
 
Abstimmung: Das Protokoll der Sitzung vom 17. November 2011 wird einstimmig 
genehmigt.  
 

_________________ 
 
Einb¿rgerungen gemªss Beilage 
 
Der Ratsprªsident: Es liegen keine schriftlich begr¿ndeten Einwªnde zu den Einb¿r-
gerungsantrªgen vor.  
 
2.  Shabani, Nebi 
 
Entscheid: Shabani, Nebi wird das B¿rgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt. 
 

_________________ 
 
Botschaften 
 
3.  Planungskreditbegehren von CHF 450'000 zur Durchf¿hrung eines Architektur-

wettbewerbs f¿r ein zentrales stªdtisches Verwaltungsgebªude im Mittelteil des 
Dreispitzparks 

 
Eintreten  
Wird stillschweigend beschlossen.  
 
Materielle Beratung 
 
STA Netzle: Aus der Steuerungsgruppe der Schwimmhalle sind partiell Informationen 
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nach aussen gelangt. Ich mºchte einige Ergªnzungen zur vorliegenden Botschaft 
anbringen, um alle Ratsmitglieder auf den gleichen Informationsstand zu bringen. Auf 
Seite 8, Kapitel 5.4 der Botschaft haben wir gewisse Ank¿ndigungen bez¿glich der 
Schwimmhalle gemacht: 1. Die F¿hrungsgruppe wird die Bau- und Betriebskosten der 
drei Varianten vertieft pr¿fen. 2. Der Stadtrat entscheidet ¿ber den Standort. 3. Es 
werden verbindliche Abklªrungen ¿ber Art und Umfang der Beteiligungen von Bund 
und Kanton gemacht. 4. Der Stadtrat unterbreitet dem Gemeinderat eine Botschaft mit 
dem Standort und einem Planungskredit zum definitiven Entscheid. 
 
Wir haben in der Zwischenzeit gearbeitet und die Abklªrungen vorangetrieben. Be-
z¿glich Bau- und Betriebskosten haben wir folgende genauere Angaben eruiert: In-
vestitionskosten der drei Varianten: Standort Egelsee CHF 17'300'000, Standort 
Campus CHF 22'300'000 (Differenz CHF 5'000'000), Standort Hºrnli CHF 12'800'000. 
Das ist die Bruttoinvestition.  
 
Dritte w¿rden beim Standort Egelsee und Campus gleich hohe Beitrªge leisten, nªm-
lich der Kanton rund CHF 3'500'000 und der Bund CHF 2'000'000. Beim Standort 
Hºrnli werden rund CHF 3'000'000 weniger in Aussicht gestellt: Da es nicht das glei-
che Bad und nicht die gleichen Voraussetzungen wªren, w¿rde sich der Kanton dort 
nicht beteiligen.  
 
Die Betriebskosten sind ebenfalls ermittelt worden: Beim Standort Egelsee belaufen 
sie sich auf CHF 1'500'000 pro Jahr. W¿rde man das Thermalbad der Schule auch 
¿bernehmen, was wegen der Nªhe sinnvoll wªre, so w¿rden die Kosten auf 
CHF 1'910'000 pro Jahr steigen. Beim Standort Campus wªren es CHF 1'870'000, 
beim Standort Hºrnli CHF 1'110'000. 
 
Der Standort hat auch Auswirkungen auf die Devestitionen, wie wir es ja in der Bot-
schaft auch angek¿ndigt haben. Wird der Standort Egelsee gewªhlt, wirkt sich das auf 
die Liegenschaft Hauptstrasse 88/90 wertmindernd aus. Es w¿rde ein Erlºs von nur 
noch rund CHF 1'500'000 erzielt werden. Bei den Standorten Campus und Hºrnli 
kºnnte man die ganze Parzelle ohne Einschrªnkungen verªussern. Es w¿rden jeweils 
ungefªhr CHF 4'000'000 erzielt werden. 
 
Zu Punkt 2: Der Stadtrat hat entschieden, die Variante Egelsee weiterzuverfolgen. 
Details und Begr¿ndungen folgen mit der nªchsten Botschaft.  
 
Zu Punkt 3: Bei den Beteiligungen von Bund und Kanton brauchen wir neben den 
m¿ndlichen Zusagen nat¿rlich auch noch die schriftlichen Bestªtigungen. Auch m¿s-
sen wir mit dem Bund, das heisst mit dem Bundesamt f¿r Sport, eine Vereinbarung 
treffen, damit wir uns die in Aussicht gestellten Gelder f¿r die Schwimmhalle sichern 
kºnnen. Es sind verschiedene Programme am Laufen. Das eine endet im Jahr 2012, 
danach gibt es vielleicht ein neues. Aber wir wollen uns ja die Beitrªge des jetzt lau-
fenden Programms sichern, also brauchen wir eine Vereinbarung. Denn der Spaten-
stich kann beim besten Willen dieses Jahr nicht mehr getªtigt werden. Wenn wir das 
Thermalbad Egelsee ¿bernehmen, brauchen wir ausserdem von der Schulgemeinde 
eine schriftliche Investitionsplanung. Wir m¿ssen wissen, was da neben den Betriebs-
kosten an Renovationen und sonstigen Investitionen auf die Stadt zukommt.  
 
Dann werden wir diese Botschaft sorgfªltig ausarbeiten. Trotz Zeitdruck d¿rfen wir 
keinen Schnellschuss machen. Wir haben hier ja bereits leidvolle Erfahrungen ge-
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macht, gerade im Bereich von Bªdern. Der Stadtrat hat gesagt, und das gilt immer 
noch, dass die Botschaft ganz sicher f¿r die Sitzung vom 22. Mªrz vorliegen wird. 
Wenn es sinnvoll erscheint, gibt es aber auch die Mºglichkeit, einen fr¿heren Sit-
zungstermin festzulegen. F¿r die Januar-Sitzung wird es nicht reichen. Im Februar ist 
keine Sitzung vorgesehen. Wir kºnnten aber am 23. Februar eine ausserordentliche 
Sitzung anberaumen, dann kºnnte das Ganze einen Monat fr¿her behandelt und ent-
schieden werden. Das wªre ein Angebot, falls es gew¿nscht wird.  
 
Soviel zum Teil Schwimmhalle der Botschaft. Ich mºchte noch einmal darauf hinwei-
sen, dass kein innerer oder sachlicher Zusammenhang zwischen dem Stadthaus und 
der Schwimmhalle besteht. Diese Planungen erfolgen unabhªngig, weil die Standorte 
Dreispitzpark und Egelsee keine Verbindung haben und keine Synergien genutzt 
werden kºnnen. Eine gemeinsame Behandlung im Gemeinderat bringt also keinen 
zusªtzlichen Nutzen. Was das heutige Thema betrifft, so liegen heute alle Elemente 
f¿r den Vorentscheid zum Standort des neuen Stadthauses vor. Der Stadtrat hat ver-
sprochen, das Geschªft in diesem Jahr zu bringen. Der Gemeinderat wollte, aus un-
serer Sicht zu Recht, in die Standortfrage einbezogen werden. Deshalb sind wir der 
Auffassung, dass jetzt auch wirklich entschieden werden kann und soll.  
 
GR Forster: Es geht um ein Planungskreditbegehren von CHF 450'000 f¿r die Durch-
f¿hrung eines Architekturwettbewerbs f¿r ein zentrales stªdtisches Verwaltungsge-
bªude im Mittelteil des Dreispitzparks. ñXentrumò ist das Wort, das anlªsslich der Sit-
zung der Kommission Werke, Bau und Umwelt WBU vom 29. November 2011 am 
meisten gefallen ist. Nicht zuletzt auch von unserem Stadtammann, der uns in der 
Kommission Red und Antwort gestanden ist und der, so denke ich, mit Herzblut hinter 
diesem Anliegen steht. Auch sind die geplanten Projekte in den vom Stadtrat erarbei-
teten Legislaturzielen in allen Departementen erwªhnt. Wir beschrªnken uns aber 
jetzt vorerst auf das von der Kreuzlinger Bevºlkerung seit Jahren mitgetragene Pro-
jekt eines neuen Stadthauses.  
 
Die heutige Botschaft hªtte sich theoretisch in Luft auflºsen kºnnen, weil der Ge-
meinderat, man hºre und staune, im Jahr 1991 bereits einem Planungskredit zuge-
stimmt hat. Die Kreuzlinger Stadthausgeschichte geht also bis mindestens dahin zu-
r¿ck. Ebenso laufen seit 1998 Vorfinanzierungen f¿r eben dieses Vorhaben; mittler-
weile sind hier bis heute CHF 5'7000'000 in einem Topf. Ein weiteres Dokument habe 
ich bei mir im Keller gefunden. Die erste und einzige Kommissionssitzung damals, 
1991, lautend auf Kommission Stadtsaal/Stadthaus, wurde seinerzeit vom Prªsiden-
ten Notker Brandes mit den Stadtrªten Meuly und Witzig einberufen. Es war eine Ori-
entierung, gedauert hat sie eine Stunde. Das ist das Einzige, was damals gelaufen ist. 
Seither ist viel Wasser den Rhein hinuntergeflossen, und in Kreuzlinger Kºpfen geis-
tert das Stadthaus in allen mºglichen Varianten immer wieder umher. Der heutige 
Stadtrat macht nun Nªgel mit Kºpfen und hofft, bei uns im Gemeinderat und in der 
Kreuzlinger Bevºlkerung den Hammer dazu zu bekommen. Nach Ansicht der Kom-
mission ist das Vorgehen nachvollziehbar, wie es der Stadtrat mit diesen ersten 
Schritten beziehungsweise mit der jetzt vorliegenden Botschaft gewªhlt hat. Lobens-
werterweise wird offen und korrekt gegen alle Seiten kommuniziert. Ein Gedanken-
gang wurde in der Kommission noch in die Runde geworfen: Man solle alle vier ge-
planten Projekte, also das Stadthaus, den Bushof, die Parkgarage und die Schwimm-
halle, mindestens planerisch als ein St¿ck behandeln. Das ist dann aber vom Stadtrat 
mit guten, ausgereiften Argumenten entkrªftet worden. Wenn man zum Beispiel ge-
gen eines der Projekte wªre, so w¿rden bei einer Abstimmung wohl auch die anderen 
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abgelehnt.  
 
Es geht heute und jetzt vorerst nur um den erwªhnten Planungskredit, mit dessen 
Erledigung wir und die Stimmb¿rger genau wissen und sehen werden, was mit der 
Variante Stadthaus im Dreispitzpark vom Stadtrat erarbeitet wurde und erhofft wird. 
Ergªnzend muss noch gesagt werden, dass das Projekt Schwimmhalle auf dem Weg 
ist, aber noch nicht alles konkret definiert werden kann. Man kann es also nicht mit 
dieser Botschaft in Verbindung bringen.  
 
Die Kommission WBU ist nach zweieinhalb Stunden Beratung zu einem Abstim-
mungsergebnis von 7 Ja-Stimmen zu 1 Nein-Stimme gekommen: ein Votum f¿r das 
neue Stadthaus. Sie freut sich auf die kommenden, sich hoffentlich mit der Kreuzlin-
ger Bevºlkerung verbindenden Ideen der Architekten und Planer. Dar¿ber wird nat¿r-
lich abgestimmt werden kºnnen.  
 
Die Fraktion FL/RB war sich bei der Beurteilung etwas unsicher. Wir hªtten eigentlich 
gerne noch etwas mehr ¿ber die Parkgarage gewusst. Denn der Nutzen, der f¿r das 
Stadthaus von dieser Parkgarage ausgeht, war uns nicht sehr klar. Doch wir hielten 
uns an ein Zitat aus der Botschaft, ñDie Identitªt wird beschrieben als Ausdruck des 
Selbstbewusstseins der Kreuzlingerò, und dies spiegelte sich alsdann in einer gross-
mehrheitlichen Ja-Stimmung der Fraktion.  
 
GR Z¿lle: Die CVP-Fraktion hat die Botschaft eingehend gepr¿ft und sich im Detail 
vom Stadtrat informieren lassen. Bereits im August 2010 hatte die CVP-Fraktion in 
einer medialen  usserung die Mºglichkeit eines solchen Projekts nach aussen getra-
gen. Das hiess damals Stadtpark und ging eigentlich in die genau gleiche Richtung 
wie das Xentrumprojekt. Vor allem sahen wir, dass die Tiefgarage mit dem Park dar-
¿ber bez¿glich der Neugestaltung und der Oberflªche eine ausgezeichnete Vorgabe 
gibt, das Stadthaus in dieser Gegend zu bauen. Wir sahen damals noch nicht den 
Dreispitz. Wir sagten damals auch, dass der Blick zur Kirche St. Ulrich frei bleiben 
muss, und das ist mit dem Gesamtprojekt hiermit gegeben. Der neu geschaffene Park 
wird den Teil des Dreispitzes, der dann verbaut wird, auch um ein Mehrfaches kom-
pensieren. Man muss zudem bemerken, dass ja nicht der ganze Dreispitzpark verbaut 
werden wird, sondern nur der mittlere Teil. Der untere Teil, der auslaufende Spitz, 
bleibt frei, und auch Richtung Bushof sollte es einigermassen begr¿nt bleiben.  
 
Das Gebªude selbst, das ja jetzt als erster Entwurf einmal gezeichnet worden ist, mit 
der U-Form und dieser ¥ffnung, sieht sehr einladend und ansprechend aus. Es passt 
von der Form her ausgezeichnet in die Parkmitte, und es ist f¿r einmal nicht so ein 
aufdringlicher Vierkantklotz, wie sie vielfach gebaut werden. Nat¿rlich kann sich das 
noch verªndern, das ist ein erster Entwurf, der das Ganze ein bisschen visualisiert. 
Die ¥ffnung Richtung Bushof finden wir so richtig, und sie ist auch f¿r die Stadtbesu-
cher einladend.  
 
Zur Finanzierung haben wir schon Zahlen gesehen, ich trage sie nicht noch einmal 
vor. Mit der Vorfinanzierung, aber auch mit der Verªusserung der ªlteren und der jet-
zigen Liegenschaften ist ein grosser Teil der Finanzierung gesichert. Wenn man ein 
neues Gebªude erstellt und nicht das alte saniert, ergibt dies bessere Mºglichkeiten 
f¿r die Bed¿rfnisse der Nutzer, aber auch der Angestellten in diesen Rªumlichkeiten. 
Zurzeit sind die Verhªltnisse wohl kaum mehr tragbar. Es muss behindertengerecht 
gebaut werden, das sind ja die Auflagen. Die Besucher m¿ssen einen Diskretschalter 
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haben, das wird hier auch beschrieben. Ich habe gelesen, dass das jetzige Stadthaus 
nicht einmal ¿ber ein ºffentliches WC verf¿gt. Die Arbeitnehmenden benºtigen B¿ro-
rªume, die den vern¿nftigen Standards entsprechen. Heute m¿ssen sie teilweise auf 
den Estrich ausweichen. Das ist nicht mehr haltbar. Es soll kein Ausspielen zwischen 
den einzelnen Projekten sein. Auch das haben wir vorhin gehºrt. Wir haben in der 
Fraktion gepr¿ft, allenfalls eine R¿ckweisung zu machen, damit in der Fr¿hlingssit-
zung des Gemeinderates alles zusammen behandelt werden kann. Wir sehen darin 
jedoch keinen Nutzen und keinen grossen Sinn, weil diese Projekte eben nicht ge-
geneinander ausgespielt werden sollten. ¦brigens hat sich auch der Prªsident des 
Sportnetzes, Reto Oberhªnsli, heute in der Kreuzlinger Zeitung dahingehend geªus-
sert, man solle nicht gegeneinander ausspielen. Also kann man es auch getrennt be-
handeln.  
 
Die CVP-Fraktion ist einstimmig f¿r den Planungskredit und vor allem auch f¿r den 
Standort des Gebªudes im Mittelteil des Dreispitzparks.  
 
GR Graner: Die Fraktion SVP hat sich eindringlich mit der vorliegenden Botschaft 
befasst. F¿r unsere Fraktion steht die Standortfrage f¿r das neu zu planende Stadt-
haus bei dieser Botschaft im Vordergrund. Die aufgezeigten Gr¿nde, die zentrale La-
ge, das Grundst¿ck im Besitz der Stadt, die Grºsse des Grundst¿cks, die stªdtebauli-
chen, funktionellen und erschliessungstechnischen Argumente, die Nªhe zum Bushof, 
die Anbindung zur vorgesehenen Tiefgarage und zum eventuell neuen Stadtpark und 
die nicht zu unterschªtzenden Devestitionen Stadthaus Marktstrasse 4/6 und Haupt-
strasse 88/90 ¿berzeugen f¿r den gewªhlten Standort. Bei der Ausarbeitung des 
Wettbewerbsprogramms sollte das Baufenster jedoch so angelegt werden, dass die 
Gebªudeform und die Setzung des Gebªudes in der Aufgabenstellung des Wettbe-
werbs enthalten sind. Eine Skizze, wie sie in der Botschaft vorliegt, darf in den Wett-
bewerbsunterlagen nicht enthalten sein. Im Weiteren sollte dem Stimmb¿rger in der 
Abstimmungsbotschaft verstªndlich aufgezeigt werden, eventuell mit einer Gegen-
¿berstellung, warum der Standort Dreispitzpark f¿r das Stadthaus gewªhlt wurde, um 
den noch vorhandenen emotionalen Einstellungen gerecht zu werden. Die Fraktion 
SVP stimmt der vorliegenden Botschaft zu.  
 
GR Abegglen: Die SP-Fraktion stimmt dem Planungskredit und damit auch dem vor-
geschlagenen Standort zu. Die SP-Fraktion ist des Weiteren bereit, den Stadtrat tat-
krªftig, aber auch konstruktiv-kritisch auf dem Weg zu dem sogenannten ñXentrumò zu 
begleiten, auch wenn uns diese Sprachschºpfung nicht unbedingt gefªllt. Aber das ist 
ein anderes Thema. Die SP-Fraktion wird sich auch mit ¦berzeugung gegen einen 
allfªlligen R¿ckweisungsantrag wenden, denn es gilt jetzt zu entscheiden. Die Sache 
hat eine lange Vorgeschichte, und es geht jetzt ja nicht um das Stadthaus selbst, 
sondern um einen Planungskredit.  
 
Die SP und die SP-Fraktion haben sich immer stark gemacht f¿r ein neues Stadthaus, 
sie haben es immer wieder gefordert. Wir sind der Meinung, dass eine strukturell 
komplexe Stadt mit bald 20'000 Einwohnern ein Stadthaus verdient. Die Angestellten 
verdienen es, die Stadt verdient es. Funktional, ªsthetisch und so weiter kann das 
dem Stadtprofil von Kreuzlingen nur gut tun. Wir teilen im ¦brigen auch die Auslege-
ordnung, die der Stadtrat in der Botschaft macht, sehr weitgehend, und zwar insofern, 
als auch argumentiert wird, dass dieses Bauprogramm zur richtigen Zeit f¿r die Wirt-
schaft ï und auch f¿r die einheimische Wirtschaft ï segensreich sein kann. Vor allem 
ist es auch ein Bauprogramm, das ï und das ist offen gestanden nicht immer ganz 
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der Fall ï in einem Bereich stattfindet, der alles andere als Selbstzweck ist. Sondern 
es dient erwiesenermassen und absehbar dem Allgemeinwohl und einem ºffentlichen 
Nutzen. Die Unzulªnglichkeiten der verschiedenen Verwaltungsgebªude sind be-
kannt. Die Steuerverwaltung zum Beispiel, die finanzielle Nabelschnur unserer Stadt, 
ist als Arbeitsort von den Rªumlichkeiten her sehr unattraktiv.  
 
Ich muss allerdings gestehen, dass uns die Standortfrage in der Fraktion relativ stark 
beschªftigt hat. GR Graner hat das etwas angezogen. Mindestens ist in der Botschaft
vielleicht zu wenig zwingend herausgearbeitet, was wirklich f¿r diesen Dreispitz 
spricht. Aus unserer Warte spricht sehr vieles daf¿r, um das gleich vorwegzunehmen. 
Aber wir glauben, dass in der Abstimmungsbotschaft mehr Gewicht darauf gelegt 
werden m¿sste. Wir sind in der Standortdiskussion zur ¦berzeugung gelangt, dass f¿r 
CHF 20'000'000 ein klar hºherer Zusatznutzen, ein hºherer stªdtebaulicher Mehrwert 
entsteht. Es geht ja vor allem um die Abwªgung mit der Sanierung des Gebªudes an 
der Marktstrasse. Wir mºchten eigentlich, das mag jetzt etwas zugespitzt klingen, 
nicht ein Stadthaus ñin der zweiten Reiheò, ein ñzweitrangigesò Stadthaus. Umso mehr 
als die Gestaltungsmºglichkeiten eingeschrªnkt sind, denn man kann und darf ja das 
Stadthaus vorne nicht abreissen. 
 
Eine Fussnote kommt hinzu, die auch noch bedacht werden darf. Die ganze Baupha-
se, die sich ergeben wird, wird sich relativ anspruchsvoll gestalten. Wohin mit allen 
Stadtangestellten, wohin mit all diesen Funktionen? In irgendwelche Container? Auch 
hier, scheint uns, ist der Nutzen des Neubaus durchaus gegeben. Und ein gutes Ar-
gument, das in der Botschaft erwªhnt ist: An der Markstrasse darf man, kann man 
etwas anderes entwickeln und bauen, das kann man im Dreispitz nicht, dort ist nur 
eine prominente ºffentliche Nutzung erlaubt. Eine Devestition ist also mºglich. Das 
f¿hrt uns dazu, dass wir den planerischen Zusammenhang und Zusammenklang auch 
mit dem Bªrenplatz, mit dem unterirdischen Parkhaus, als ¿berzeugend erachten und 
deshalb diesen Standort auch in einer G¿terabwªgung ganz klar favorisieren.  
 
Ich habe allerdings am Anfang gesagt, dass unsere Unterst¿tzung zwar tatkrªftig ist, 
aber auch konstruktiv-kritisch. Das sagen wir ganz ehrlich, und es ist uns wichtig, 
doch ein paar ñJa, aberò-Positionen zu formulieren. Die wichtigste ñJa, aberò-Position 
ist folgende, und da haben wir auch eine unterschiedliche Bewertung und Auslege-
ordnung gegen¿ber dem Stadtrat: F¿r uns wªre es eigentlich zwingend und richtig, 
eine Simultan- und Parallelplanung der Projekte zu betreiben, die unmittelbar mitei-
nander vernetzt sind und einen Zusammenhang haben. Ich spreche vom Stadthaus, 
dem Stadtpark Bªren und dem unterirdischen Parkhaus. Es wªre bitterschade, wenn 
sich das eine danach plºtzlich als Traumschloss herausstellen w¿rde. Man muss in 
unseren Augen alles daran setzen, dass ein Planungs- und Realisierungszusammen-
hang besteht. F¿r uns ist das nur bedingt eine modulare Geschichte, sondern es sind 
siamesische Drillinge.  
 
Zwei, drei weitere ;Ja, aberò: Devestieren mag in gewissen Fªllen wichtig sein, das ist 
gar keine Frage. Wir sagen aber auch ganz offen, dass wir mit der Landpolitik der 
Stadt nicht so ganz gl¿cklich sind. Ich will jetzt nicht noch einmal den Bªren und ande-
res aufwªrmen. Aber schon seit Lªngerem sind Richtlinien f¿r eine verbindlichere 
Landverkaufs- und Landkaufpolitik versprochen. Und wir mºchten nicht, dass zum 
Beispiel das Gebªude an der Marktstrasse dem Nªchstbesten verkauft wird, sondern 
dass Auflagen und Kriterien formuliert werden, um etwas Schlaues entstehen zu las-
sen. Das kann auch einmal etwas Zukunftsfªhiges sein. In vielen Stªdten ist zum Bei-
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spiel autofreies Wohnen unterdessen richtiggehend ein Renner. Und so weiter. Das 
muss kriteriengest¿tzt begleitet werden und nicht einfach nach dem Motto ñWer will 
es?ò 
 
Das dritte kleine ñJa, aberò ist eines, das der Stadtrat selbst formuliert: ñDies erfordert 
den allgemeinen Willen zur Ausgabendisziplin und zum vor¿bergehenden Verzicht auf 
W¿nschbares.ò Wir teilen im Grundsatz diese Auffassung, meinen aber keineswegs, 
dass hier in undifferenzierter Art und Weise irgendeine lineare Spar¿bung angesetzt 
werden soll. Es soll aber tatsªchlich so sein, dass man das Schwergewicht auf Inves-
titionen legt, die wirklich einen stªdtebaulichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
Nutzen haben. Dass wir so etwas wie eine nicht unbedingt sehr nutzungsorientierte 
und doch sehr teure Investition wie die S¿dspange nicht unbedingt dazu zªhlen, hat 
sich herumgesprochen.  
 
Noch ein letztes kleines ñJa, aberò: Wir w¿nschen uns eine Zentrumsplanung, die be-
harrlich dem Grundsatz bez¿glich des motorisierten Individualverkehrs folgt, der im 
g¿ltigen Verkehrsrichtplan steht und der lautet: ñVerkehrsvermeidung, Verkehrsverla-
gerung, Verkehrsoptimierungò. Das Zentrum wird zu Mehrverkehr f¿hren. Wir werden 
den Kreuzlingern irgendwann nicht mehr erzªhlen kºnnen, dass sie weniger Verkehr 
haben werden. Aber ich will damit sagen, dass nicht jede PH-Studentin einen Park-
platz braucht. Die Stadt muss beharrlich dazu ¿bergehen, diesbez¿glich eine Ange-
botsplanung zu betreiben und nicht einfach eine fatalistische Nachfragepolitik. Im ¦b-
rigen hat sich die Stadt im Rahmen des laufenden Agglomerationsprogramms dazu 
bereit erklªrt, dass der im Zentrum entstehende Zusatzverkehr zu 75 Prozent durch 
Langsamverkehr und ºffentlichen Verkehr abgeschºpft werden soll. Auf dieses Be-
kenntnis rekurrieren wir sehr gerne.  
 
Nun aber zur¿ck zur Grundsatzfrage. Die ñJa, aberò haben Gewicht, vor allem das 
erste, aber wir mºchten den Gemeinderat bitten und auffordern, dem Planungskredit 
zuzustimmen. Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, und ich w¿rde Sie auch bitten, 
den Entscheid nicht mit der Schwimmhalle zu koppeln, zu der wir wichtige Vorab-
informationen gehºrt haben.  
 
GR Zuber: Wenn man die vorliegende Botschaft studiert, liest man unter Punkt 6, 
dass der heute zu diskutierende Kredit offenbar bereits im Jahr 1991 bewilligt worden 
sei und eigentlich nur neuerlich vorgelegt werde, weil heute die Standortfrage damit 
verbunden wird. Das ist ein bisschen irritierend. Denn unter Punkt 2.1 steht zum glei-
chen Thema, dass im Jahr 1991 ein Planungskredit zum Bau eines neuen Stadthau-
ses mit Saal auf dem Sallmannschen Areal gesprochen worden sei. Das Siegerpro-
jekt sei durch den Gemeinderat am 26. August 1993 abgelehnt worden. Wenn das so 
ist, schliesse ich daraus, dass einerseits der Kredit aus dem Jahr 1991 f¿r genau die-
sen Architekturwettbewerb verwendet worden ist, und dass andererseits der Kredit f¿r 
eine Planung auf dem Sallmannschen Areal zweckgebunden war. Entsprechend geht 
es heute um einen neuen Kredit von CHF 450'000 und eben nicht nur um die soge-
nannte Standortfrage, bei der das eigentliche Kreditbegehren gar nicht mehr diskutiert 
werden soll.  
 
Ungeachtet dessen geht es heute ohnehin nicht nur um die sogenannte Standort-
frage. Sondern das Kreditbegehren f¿r den Planungskredit ist im Gesamtkontext mit 
dem gesamten Projekt Xentrum Kreuzlingen zu w¿rdigen. Am 17. November 2011 hat 
der Stadtrat das Projekt, das auf einem zentralen Stadthaus, der Erweiterung des 
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Bushofs, einer Tiefgarage und einer Festwiese mit Park, sowie dem Bau einer neuen 
Schwimmhalle besteht, der breiten ¥ffentlichkeit vorgestellt. Das gesamte Investiti-
onsvolumen betrªgt ¿ber einen Zeitraum von rund vier Jahren sagenhafte 
CHF 60'000'000. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen Dieser Betrag 
soll durch die Auflºsung von Spezialfinanzierungen und Fonds, durch den Verkauf 
von stªdtischen Liegenschaften sowie durch eine zusªtzliche mittlere Verschuldung 
aufgebracht werden. Das klingt fast so, als ob uns dieses Grossprojekt fast nichts 
kosten w¿rde.  
 
Wenn ich diese ¦bung mit einem privaten Haushalt vergleiche, so bedeutet dies etwa 
das Gleiche, wie wenn ich meine sªmtlichen Konten pl¿ndern und all meine ¿brigen 
Wertgegenstªnde versilbern w¿rde und zusªtzlich eine Hypothek mit hohen Zinsen 
aufnehmen m¿sste, nur um mir irgendeine Villa im Park bauen zu kºnnen. Das geht 
genau so lange gut, wie ich gut verdiene. Geht es aber plºtzlich schlechter, stehe ich 
plºtzlich ohne jedes Vermºgen, ohne Villa und mit einem Berg von Schulden da. 
Wenn ich die Prognose f¿r die nªchsten Jahre anschaue, so wird es mir bei den Plª-
nen des Stadtrats Angst und Bange. Auf Kantonsebene hat der Grosse Rat radikal die 
Ausgaben- und Schuldenbremse gezogen. Es muss allerorts beim Personal- und 
Sachaufwand gespart werden. Geplante Investitionen werden zum Teil verschoben 
oder ganz gestrichen. Dass sich diese negativen Aussichten betreffend Budget und 
Rechnung auch auf die Gemeinden ¿bertragen wird, ist absehbar und wird kurz- oder 
mittelfristig auch in der Stadt Kreuzlingen zu negativen Budgets f¿hren. Wie die Stadt 
Kreuzlingen diese Entwicklung auffangen will, wenn die Kasse ohnehin schon leer ist 
und die Stillen Reserven zu einem guten Teil aufgebraucht sind, ist mir ein Rªtsel. 
Und der Optimismus des Stadtrats, dass es ab dem Jahr 2015 wieder aufwªrtsgehen 
und die Verschuldung vermindert werden soll, dieser Optimismus kann von unserer 
Fraktion nicht geteilt werden.  
 
Wir sind der Auffassung, dass sich die Stadt Kreuzlingen vier derartige Grossprojekte 
innerhalb von vier Jahren schlicht nicht leisten kann. Es sei denn, es kommt ¿ber kurz 
oder lang zu massiven Steuererhºhungen. Vor diesem Hintergrund gleicht das Projekt 
Xentrum Kreuzlingen einem vorweihnachtlichen Wunschzettel, wie er von vielen Kin-
dern daherkommt Es stehen viele teure Geschenke darauf, das Geld der Eltern, in 
unserem Fall also das Geld der Kreuzlinger B¿rger, reicht aber nur f¿r ein Geschenk. 
Aus diesem Grund ist es unseres Erachtens zwingend, dass es heute eben nicht nur 
um einen allfªlligen Standort des k¿nftigen Stadthauses gehen darf, sondern dass es 
letztlich auch um eine Priorisierung der einzelnen Projekte und um die Frage gehen 
muss, ob wir uns wirklich alles leisten kºnnen, was da geplant ist.  
 
F¿r die FDP/EVP-Fraktion steht insofern grossmehrheitlich die Schwimmhalle im Vor-
dergrund. Der Bedarf ist ausgewiesen. Das Lernbecken der Pªdagogischen Matu-
ritªtsschule kann kaum noch als Schwimmbad durchgehen, und auch das Bad in 
M¿nsterlingen wird schon bald geschlossen werden. Viele Wassersportaktivitªten der 
breiten Kreuzlinger Bevºlkerung m¿ssen an einem andern Ort unterkommen, sei es in 
Weinfelden, Frauenfeld oder wo auch immer. Eine neue Schwimmhalle aber w¿rde 
von all diesen Projekten den grºssten Allgemeinnutzen f¿r die Kreuzlinger Bevºlke-
rung bringen. Zudem gilt es zu ber¿cksichtigen, dass die vom Bund in Aussicht ge-
stellten Nasak-Gelder in Hºhe von CHF 2'000'000 bis CHF 3'0000'000 nur bis Ende 
2012 realisiert werden kºnnen. Nach unseren Informationen bedeutet dies, dass ein 
Projekt bis dann vom Volk gutgeheissen werden muss. Und zwar auch dann, wenn 
man eine Vereinbarung schliessen will. Das heisst, es muss gutgeheissen werden, 
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damit ¿berhaupt Geld fliesst. Passiert das nicht, so sind diese Gelder mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit verloren. Sollte das Projekt also spªter realisiert 
werden, verzichten wir faktisch auf CHF 2'000'000 bis CHF 3'000'000. Man muss 
schon sehr reich sein, um sich so etwas leisten zu kºnnen. Unseres Erachtens ist das 
gegen¿ber dem Volk schlicht nicht verantwortbar. Letztlich m¿ssten nªmlich die B¿r-
ger f¿r die dannzumal erhºhten Kosten, f¿r die wir keine Bundesgelder bekommen 
werden, aufkommen. Aus diesem Grund ist f¿r die FDP/EVP-Fraktion klar, dass die 
Planung einer Schwimmhalle mit aller Vehemenz vorangetrieben werden muss, so-
dass diese Botschaft dem Volk noch im Jahr 2012 und nicht erst im Februar oder 
Mªrz 2013 vorgelegt werden kann. Ebenso ist f¿r uns klar, dass wir uns nicht alle vier 
Projekte werden leisten kºnnen. Damit ist die Planung des Stadthauses und damit 
auch der heutige Planungskredit zunªchst einmal hinten anzustellen. Das gilt umso 
mehr, als durch die Realisierung des Stadthauses auch in Bezug auf das Parkhaus 
ein faktischer Sachzwang entsteht, m¿sste doch der ganze Verkehr, der in diese 
Richtung will, irgendwo geschluckt werden: Das Parkhaus m¿sste gebaut werden, um 
ihn auffangen zu kºnnen. Das ist in diesem Sinn auch aus der Botschaft herauszule-
sen. Auf eine neue Schwimmhalle m¿ssten wir in so einem Fall voraussichtlich auf 
Jahre hinaus verzichten. Wollen wir das aber nicht, so ist der Planung der Schwimm-
halle erste Prioritªt einzurªumen und vorerst auf einen Architekturwettbewerb f¿r das 
neue Stadthaus, und zwar unabhªngig vom Standort, zu verzichten. 
 
Die FDP/EVP-Fraktion stellt deshalb den Antrag auf R¿ckweisung, mit der Aufforde-
rung an den Stadtrat, die Botschaft f¿r die Schwimmhalle am fr¿hstmºglichen Termin 
und wenn nºtig in einer separat anzusetzenden Sitzung vorzulegen.  
 
GR Moos: Ich mºchte ein Ergªnzung zum Votum von GR Abegglen bez¿glich der 
Planung anbringen. Wir sind auch der Meinung, dass die Planungen von Stadthaus 
und Tiefgarage integral angeschaut werden m¿ssen. Mir ist der Gedanke gekommen, 
dass eigentlich auch der Bushof in die integrale Planung eingebracht werden kºnnte. 
Vielleicht w¿rde es einen besseren Platz geben oder er kºnnte besser gestaltet wer-
den. Deshalb denke ich, dass es sinnvoll wªre, ihn zu integrieren.  
 
GR Rieser: Wir haben den R¿ckweisungsantrag der FDP/EVP-Fraktion gehºrt. Ich 
bin etwas erstaunt dar¿ber. Wir haben unter anderem von der FDP gehºrt, sie wolle 
nicht viele Schulden machen. Sie will aber zuerst das Luxusprojekt realisieren, das 
nicht nºtig ist und nur eine gewisse Schicht von Leuten anspricht. Das kommt mir vor 
wie der Arbeiter, der ein teures Auto kauft und dann die Krankenkasse nicht mehr 
zahlen kann. Ich habe von der FDP noch nicht gehºrt, wie und wann sie denn das 
Stadthaus realisieren und zahlen will. Darauf mºchte ich noch eine Antwort haben.  
 
GR Z¿lle: Meine Bedenken gehen in die gleiche Richtung. Ich habe Reto Oberhªnsli 
zitiert, notabene ehemaliger Gemeinderat aus eurer Fraktion: Er hat klar gesagt, dass 
es kein gegenseitiges Ausspielen sein soll. Aber genau das wird jetzt gemacht, und 
ich finde das ausserordentlich schade, denn wir haben eine Botschaft mit einem ganz 
klaren Antrag, und es geht um diesen Antrag und um nichts anderes. Ich habe M¿he 
damit, wenn man einfach in die Zukunft hinausschaut und sagt: Machen wir mal zu-
erst die Schwimmhalle, wir kºnnen dann immer noch schauen, ob es f¿r ein Stadt-
haus noch reicht. Ich glaube, es ist etwas weit hergeholt, wenn das dringlicher sein 
sollte. Ein neues Stadthaus brauchen wir eigentlich schon seit 20 Jahren dringend. 
Ich kann nur ein paar kleine Beispiele aufzeigen, in welchem Zustand das Stadthaus 
ist. Eine Sanierung und Vergrºsserung des Stadthauses w¿rde uns CHF 10'000'000 



 Seite 168 
 

bis CHF 20'000'000 kosten. Das ist uns absolut bewusst. Wir sagen ja nur, und das ist 
wichtig, wir sollen den Standort wechseln. Die heutige Frage geht ja darum. Ich kann 
schon sagen, wie man ein Schwimmbad finanziert. Das kostet sehr viel Geld. Ich bin 
daf¿r, dass man das macht. Ich weiss noch nicht genau, welche Variante die beste 
wªre, und wundere mich ein wenig, dass die teuerste gewªhlt wird. Es kommt noch 
dazu, dass es mit dem ganzen Betrieb jªhrlich CHF 2'000'000 kostet. Wenn wir ein 
Jahr mit Bauen warten, haben wir die CHF 2'000'000 schon herausgeschlagen, die 
der Bund zahlt. Ich wundere mich deshalb, wenn man sich voll darauf einschiesst und 
faktisch das Stadthaus nach 20 Jahren Anlauf gleich wieder im Boden versenken will, 
weil man etwas Anderes im Kopf hat.  
 
GR Neuweiler: Es wundert mich, gerade im Bªderbau, wenn die FDP jetzt sagt, man 
solle schnell, schnell vorwªrtsmachen. Wir haben das Egelsee, da muss zuerst abge-
klªrt werden, welche Investitionen nºtig sind. Und dann, das habe ich auch dem 
Stadtammann gesagt, verlangen wir wirklich eine saubere Abklªrung. Wir haben es 
einmal erlebt, mit dem Hºrnli, dass es zu schnell ging. Ich war dort eine Weile lang in 
der Projektgruppe, in der man nacharbeiten musste. Mir und auch unserer Fraktion ist 
es lieber, dass man die Sache dreimal durchrechnet statt nur einmal und schnell. 
Deshalb bitte ich Sie, den Antrag der FDP abzulehnen.  
 
GR Lohr: Zuerst mºchte ich dem Stadtrat gratulieren zu dieser weitsichtigen Vorge-
hensweise, das Ganze als Paket auch in die ¥ffentlichkeit zu bringen, eine klare 
Stossrichtung kundzutun und die Ziele offenzulegen, die man verfolgt. Das finde ich 
bei einem Projekt mit einem so grossen Volumen umso wichtiger. Als bekannten 
Sportfºrderer irritiert es mich, wenn man durch zu klare Ausrichtung nur auf die Was-
sersporthalle andere Projekte nicht nur zu bekªmpfen versucht, sondern sie auch 
schlechtmacht. Das finde ich qualitativ nicht gut, und ich denke, es ist auch keine gute 
Basis, um diese Projekte in irgendeine Richtung gemeinsam anzugehen. Es ist aber 
vºllig klar, dass man die Planung f¿r das Stadthaus seriºs machen muss und auch 
die Kosten genau anschauen muss. Ich, beziehungsweise diejenigen, die dannzumal 
entscheiden werden, sollten sich vorbehalten, dann Ja oder Nein zu sagen, ob dieses 
Volumen in Frage kommt oder nicht.  
 
Ich erlaube mir noch eine Bemerkung zu GR Zuber. Er hat darauf hingewiesen, dass 
der Kanton mit der Streichung von Investitionen und mit Sparen begonnen hat. Das ist 
klar. Aber der Kanton hat in den letzten Jahren grosse Investitionen getªtigt. Wir ha-
ben ja unter anderem in Kreuzlingen mit dem Campus auch davon profitiert. Es ist 
nicht so, dass der Kanton nie Investitionswilligkeit gezeigt hat. Wir in Kreuzlingen hin-
gegen haben einen deutlichen Nachholbedarf an Investitionen. Es ist ja auch aufge-
zeigt worden, wo weitere Projekte in Zukunft nºtig sein werden. Ich mºchte Sie des-
halb wirklich auffordern, diesem Planungskreditbegehren zuzustimmen. Das ist aber 
ausdr¿cklich nicht ein Votum gegen einen anderen Teil dieses Pakets.  
 
GR Rindlisbacher: Ich habe nur zwei kleine Fragen: Welche Gruppe wird den Wett-
bewerb ausarbeiten und anschliessend begleiten? Und gibt es schon Terminvorstel-
lungen? Drittens mºchte ich auch beliebt machen, dass man den Perimeter f¿r das 
Stadthaus zumindest verbindungsmªssig um den Bereich der Tiefgarage erweitert, da 
die ganzen Verbindungen auch ein wichtiger Faktor sind.  
 
GR Brªndli: Etwas zu den Bundesgeldern, die zu erwarten sind, den CHF 2'000'000. 
Was heisst das genau? Im Prinzip sind das Subventionsgelder der Nasak aus dem 
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Topf 3. Der Topf 3 ist 2008 bis 2012. 2012 ist das fertig. Das heisst, es stehen dem 
Schweizerischen Schwimmverband CHF 6'000'000 zur Verf¿gung. Weiter ist es so, 
dass Lausanne, Winterthur und eben Kreuzlingen an diese Gelder herankommen 
wollen, denn alle drei wollen eine neue Schwimmhalle etwa der gleichen Grºssen-
ordnung bauen. Das heisst, wenn die drei Stªdte diese Botschaften im Jahr 2012 zur 
Abstimmung bringen, dann werden die CHF 6'000'000 unter den drei Stªdten auf-
geteilt. Wenn es den einen nicht gelingt, nªchstes Jahr die Abstimmung durchzu-
f¿hren, und es den anderen zwei gelingt, dann gibt es f¿r die beiden CHF 3'000'000. 
Es ist klar, dass es 2013 einen Nasak-4-Topf geben wird. Darin wird es etwa 
CHF 40'000'000 haben, aber das ist nicht f¿r die Schwimmverbªnde, sondern f¿r alle 
Sportverbªnde. Wie lange es dauern wird, bis die x mºglichen Projekte evaluiert sind, 
ist noch komplett offen.  
 
GR Wohlfender: Wir haben in der GKS auch ¿ber die Schwimmhalle diskutiert. Dabei 
ist zum Ausdruck gekommen, dass man ein 50-Meter-Schwimmbecken bauen mºch-
te, das auch wettkampftauglich ist. Wir haben dort erfahren, dass f¿r internationale 
oder nationale Grosswettkªmpfe ein Ausschwimmbecken gefordert ist. Ich war er-
staunt, dass bei der Prªsentation von Stadtammann Netzle die Version Campus im-
mer noch drin ist, denn dort kann kein Ausschwimmbecken realisiert werden. Die Fra-
ge ist jetzt, ob man an dem Campus festhalten will, obwohl eigentlich die Vorausset-
zungen suboptimal sind.  
 
STA Netzle: Wir haben ja den Entscheid gefªllt. Er heisst nicht Campus, sondern 
Egelsee. Das Ausschwimmbecken war eines der Kriterien, warum wir nicht den Cam-
pus gewªhlt haben. Die entsprechenden Vertreter, die es hªtten wissen m¿ssen, ha-
ben dieses Kriterium mindestens gegen¿ber dem Stadtrat sehr spªt geªussert. Des-
halb ist der Campus noch relativ lang dringeblieben. 
 
GR Spada: Ich persºnlich bin nicht gegen das Stadthaus. Ich mºchte einfach eine 
Frage aufwerfen. Kreuzlingen wird ja auch als Sportstadt betitelt. Damit wir das 2012 
erreichen, braucht es jetzt Leistungssport. Meine Frage ist: Schaffen wir das nicht? 
Offenbar wollen wir ja diese Schwimmhalle. Aber die Frage ist, ob wir das mit einem 
verk¿rzten Verfahren schaffen. Ich denke, das ist nicht unmºglich. In Weinfelden wur-
de das Velodrom realisiert, indem Vollgas gegeben wurde. Wenn wir 2012 die einzi-
gen sind, bekommen wir CHF 6'000'000. Das ist doch zu schaffen. 
 
STA Netzle: Wir m¿ssen sorgfªltig planen. Wir rechnen mit CHF 2'000'000. Wenn es 
Lausanne und Winterthur nicht schaffen, wir aber schon, dann sind wir gut. Wir kºn-
nen aber zum jetzigen Zeitpunkt nur mit CHF 2'000'000 rechnen. Ich habe es vorhin 
aufgezeigt. Wir setzen alles daran, um nªchstes Jahr die Entscheidungsgrundlagen 
f¿r den Bund zu schaffen, sodass er die Gelder sprechen kann. Deshalb bieten wir 
auch an, im Februar eine Sitzung anzuberaumen. Das heisst, Gas geben. Und wenn 
wir nªchstes Jahr nur den Gemeinderatsentscheid haben, so haben wir immerhin 
den. Er sollte auch eine Grundlage sein f¿r eine solche Vereinbarung mit dem Baspo. 
Noch einmal: Wir setzen alles daran, sonst hªtten wir die ¦bung von uns aus abge-
brochen. Wir haben jetzt bessere Entscheidgrundlagen, aber noch nicht alle. Und 
noch einmal: Bei allem sportlichen Ehrgeiz m¿ssen wir sorgfªltig arbeiten und eine 
saubere Botschaft ausarbeiten. Wie gesagt, haben wir aus Erfahrungen gelernt.  
 
GR Rindlisbacher: Die CHF 2'000'000 m¿ssen wir sowieso vergessen. Es ist 2012 
schlichtweg unmºglich, in so kurzer Zeit eine Volksabstimmung durchzuf¿hren. Rein 
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die Vorbereitung eines Wettbewerbs, die Durchf¿hrung eines ºffentlichen Wett-
bewerbs gemªss GATT, die Auswertungen ï es ist schlichtweg unmºglich, dass wir 
2012 zu einem Entscheid kommen kºnnten. Das ist vºllig unrealistisch.  
 
GR Brªndli: Dem widerspreche ich deutlich. Es geht, es wurde gerechnet, es funktio-
niert. Man kann etwas verhindern, oder man kann Vollgas geben. Und wenn man 
Vollgas gibt und ein verk¿rztes Verfahren wªhlt, funktioniert es.  
 
Ein Bestandteil unseres R¿ckweisungsantrags, auf den wir vom Stadtrat noch keine 
Antwort bekommen haben, war der, dass wir heute eventuell doch nicht nur ¿ber den 
Standort Dreispitz reden, sondern eben auch noch einmal ¿ber den Kredit. Weil der 
Kredit 1991 nach unseren Informationen eben an die Planung des Sallmanschen 
Hauses angelehnt war. Ich mºchte nicht, dass wir heute Ja sagen und der Stadtrat 
dann schlussendlich wieder zur¿ckkrebsen muss, weil er diese Abklªrung nicht sau-
ber und detailliert gemacht hat. Vielleicht hat er sie gemacht, aber er hat sich noch 
nicht geªussert, deshalb bitte ich um seine Antwort.  
 
STA Netzle: Im Finanzplan sind zurzeit CHF 526'000 eingestellt. Wenn die jetzt 
schon aufgebraucht sein sollten, so hªtte man 20 Jahre lang einen Fehler gemacht -
oder 13 Jahre lang, seit die andere Botschaft kam. Das ist jetzt im Budget, und wenn 
das Geld nicht mehr da wªre, so hªtte das bestimmt bis jetzt jemand gemerkt. Dieses 
Argument stimmt also ¿berhaupt nicht. Es ist jetzt im Investitionsbudget vorhanden, 
und wir bestªtigen quasi CHF 450'000 davon, denn wir m¿ssen ja den Standort-
entscheid an einen konkreten Beschluss kn¿pfen. Wir kºnnen nicht einen Standortbe-
schluss fassen, das liegt nicht in der Zustªndigkeit des Gemeinderates. Hingegen hat 
er eine finanzielle Kompetenz, und deshalb hat man das an die Bestªtigung dieses 
Betrags f¿r den Teil Wettbewerb gebunden.  
 
Der Ratsprªsident: Es liegt ein Antrag der Fraktion FDP/EVP vor, die Botschaft an 
den Stadtrat zur¿ckzuweisen. Dar¿ber wird nun abgestimmt.  
 
Abstimmung: Der Antrag der Fraktion FDP/EVP, die Botschaft zum Planungskredit-
begehren von CHF 450'000 zur Durchf¿hrung eines Architekturwettbewerbs f¿r ein 
zentrales stªdtisches Verwaltungsgebªude im Mittelteil des Dreispitzparks an den 
Stadtrat zur¿ckzuweisen, wird mit 8 Ja-Stimmen gegen 27 Nein-Stimmen und 1 Ent-
haltung abgelehnt.  
 
Die Botschaft wird seitenweise durchberaten. 
 
Seite 1 
 
GR R¿edi: Ich wollte mich eigentlich nicht zum R¿ckweisungsantrag ªussern, wollte 
aber trotzdem einige Punkte in materieller Hinsicht zur Botschaft erwªhnen. Es gibt 
einige positive Punkte in dieser Botschaft. Positiv ist sicher mal, dass sich der Stadtrat 
f¿r einen Standort entschieden hat. Ein Lob verdient auch das Vorgehen, eine Ge-
samtplanung zu machen. Der Stadtrat geht auch sehr geschickt vor. Er vermeidet 
nªmlich eine Prioritªtensetzung, indem er sagt, wir kºnnten uns die ganzen 
CHF 60'000'000 leisten. Dadurch muss er nicht entscheiden, was zuerst kommt und 
was an zweiter Stelle, was an dritter und vierter Stelle, und was gar nie kommt. Son-
dern er sagt, wir kºnnen uns alles leisten, deshalb brauchen wir keine Prioritªten zu 
setzen. Hier ist unsere Fraktion, GR Zuber hat es bereits gesagt, dezidiert anderer 
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Meinung. Wir setzen uns f¿r gesunde Stadtfinanzen ein, und ebenso wie das Kreuz-
linger Gewerbe ï Sie haben diesen Brief ja erhalten ï wollen wir keine Steuererhº-
hung. Es kommt aber der Quadratur des Kreises gleich, ohne Steuererhºhung 
CHF 60'000'000 investieren zu wollen. Wenn wir den Finanzplan 2011ï2015 an-
schauen, haben wir verzinsliche Bankschulden von CHF 82'000'000. Hinzu kommen 
die Technischen Betriebe Kreuzlingen als unselbstªndige Abteilung der Stadt. Auch 
die TBK wollen in der nªchsten Zeit investieren. Sie haben eine schwierige Ertrags-
lage. Mit den Investitionen der TBK kann man von verzinslichen Bankschulden von 
etwa CHF 100'000'000 f¿r die Stadt Kreuzlingen ausgehen. Eine solche Schulden-
macherei ist unverantwortlich. Das geht nicht. Wenn man jetzt das Pulver verschiesst, 
ist der Handlungsspielraum in spªteren Jahren viel kleiner. Das heisst, wir w¿rden 
jetzt viel investieren, und spªter hªtte das Kreuzlinger Gewerbe das Nachsehen, 
wenn die Stadt 2016 den G¿rtel enger schnallen muss.  
 
Es ist von einem sogenannten antizyklischen Verhalten der ºffentlichen Hand die Re-
de. Das ist eine bekannte These, die dem ber¿hmten englischen ¥konomen John 
Maynard Keynes zugeschrieben wird. Er vertrat die Auffassung, der Staat m¿sse ein-
greifen und der Wirtschaft mit Investitionen unter die Arme greifen, wenn es zu einer 
Nachfragel¿cke komme. Es ist wichtig dass man Keynes' Aussagen in den histori-
schen Zusammenhang setzt. Keynes hat sein Hauptwerk, die çAllgemeine Theorie 
der Beschªftigung, des Zinses und des Geldesè, 1936 verºffentlicht. Er stand unter 
dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise von 1929 und der anhaltenden Baisse, die es 
damals gab, eine Baisse von sicher zehn Jahren Dauer. So lag zum Beispiel die Ar-
beitslosenquote in Deutschland bei etwa 30 Prozent, das heisst, es gab eine sehr 
lange Phase der Rezession, wªhrend welcher staatliche Investitionen sehr willkom-
men waren. Es gibt auch erbitterte Gegner dieser keynesianischen Wirtschaftspolitik, 
so zum Beispiel den liberalen ¥konomen Milton Friedman. Er wirft Keynes vor, dass 
hohe Investitionstªtigkeit zu einer hohen Staatsverschuldung f¿hre.  
 
Aus meiner Sicht ist die Behauptung der antizyklischen Investitionspolitik ein Mªr-
chen. Unser Parteiprªsident, der heute auch anwesend ist, w¿rde sagen, Keynes ist 
tot. Warum ist das ein Mªrchen? Die heutigen Konjunkturzyklen sind viel k¿rzer. 
Wenn man das in einer Kurve aufzeichnen w¿rde, oszilliert es heute, und damals war 
es eine ganz lange Kurve. Das heisst, wenn wir heute einen Investitionsentscheid 
fªllen, wissen wir nicht, ob das Baugewerbe in vier oder f¿nf Jahren viel oder wenig 
Arbeit haben wird. Zurzeit, das sind eigene Erfahrungen, hat das Baugewerbe eher zu 
viel Arbeit, und es ist schwierig, Handwerker zu bekommen.  
 
Wenn man das Projekt noch einmal anschaut, muss man eigentlich sagen, dass der 
Stadtrat mit der Priorisierung des Stadthauses die Schwimmhalle automatisch an die 
dritte Stelle setzt. Denn es besteht eben doch ein Zusammenhang zwischen dem 
Stadthaus und den Parkierungsmºglichkeiten beziehungsweise der Parkgarage. 
Denn im Stadthausprojekt hat man keine Tiefgarage geplant. Das bedeutet, dass die-
se Parkierungsmºglichkeiten auf der Festwiese geschaffen werden m¿ssten und dass 
es zwingend wªre, das Parkhaus auf der Festwiese zu realisieren. Die Schwimmhalle 
w¿rde also an dritter Stelle kommen.  
 
Persºnlich lehne ich den Standort Dreispitzpark ab. Warum? Es klingt vielleicht pathe-
tisch, aber als Einwohner des Bodanquartiers hªnge ich noch an dem Pªrkli. Wir ha-
ben sonst nichts Gr¿nes in der Stadt. Leider hat die Stadt damals das Bellevueareal 
nicht gekauft. Nun bleibt nur noch dieser Park, und der soll jetzt auch noch geopfert 
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werden. Stªdtebaulich halte ich den Standort nicht f¿r einen Gewinn. Das Stadthaus 
wird ein Solitªr sein in diesem Park. Es gibt keinen baulichen Zusammenhang mit der 
Umgebung, das Stadthaus steht alleine in dem Park. Was stªdtebaulich ein enormer 
Gewinn gewesen wªre, wªre zum Beispiel ein Stadthaus an der Lºwenstrasse gewe-
sen. Das ist zurzeit nicht realisierbar. Aber wenn wir diese Baul¿cke einmal hªtten 
schliessen kºnnen, wªre das wirklich eine gute Geschichte gewesen. 
 
Mich erstaunt, dass wir von GR Abegglen nicht noch mehr ñJa, aberò gehºrt haben. 
Wenn man die Botschaft nªmlich genau liest, so gibt es auf Seite 5 eine bemerkens-
werte Stelle, die dahingehend lautet, dass offenbar die Eidgenºssische Kommission 
f¿r Denkmalpflege empfohlen hat, den Dreispitzpark zu sch¿tzen. Wie man diesen 
Schutz gewªhrleisten kann, wenn man den Park zubetoniert, ist mir ein Rªtsel. Es ist 
f¿r mich auch nicht nachvollziehbar, warum die Frage der Bebauung des Mittelteils 
des Dreispitzparks erst nach der Freigabe des Planungskredits mit der Eidgenºssi-
schen Kommission f¿r Denkmalpflege geklªrt werden soll. Diese Frage hªtte man mit 
dieser Kommission schon klªren kºnnen, bevor man die Botschaft gebracht hat.  
 
Eine letzte Bemerkung. Es gibt bekanntlich gute und schlechte Thurgauer Tugenden. 
Eine gute Tugend ist von mir aus gesehen eine gewisse Bescheidenheit, ein Mass-
halten, und diese Tugend verlªsst man meines Erachtens mit dem Vorhaben dieses 
relativ gross dimensionierten Stadthauses. Ich bin der Meinung, dass hier mit einer zu 
grossen Kelle angerichtet wird. Deshalb werde ich dieser Botschaft in der materiellen 
Abstimmung nicht zustimmen.  
 
GR Abegglen. Nun habe ich doch noch ein ñJa, aberò. Ich bin doch etwas erstaunt. 
Ich spiele mich ja sonst im Gemeinderat nicht als Verfahrensrechtler auf. Aber ich bin 
¿berrascht. Wir sind ja jetzt in der Detailberatung. Die grundsªtzlichen Ausf¿hrungen 
von GR R¿edi haben nat¿rlich ihren Platz, aber sie gehºren in die grundsªtzliche 
Auslegeordnung. Auf Seite 1 oder 2 der Botschaft gibt es nirgends einen Ankn¿p-
fungspunkt an diese bestimmt wichtigen Ausf¿hrungen. Dies als leichte Verwunde-
rung verfahrensrechtlicher Natur meinerseits.  
 
Zum Zweiten: Der Ritt von GR R¿edi in die Wirtschaftsgeschichte war etwas gar ge-
wagt. Ich mºchte nicht unbedingt weiter ausholen. Aber Keynes schlicht als Poker-
spieler zu bezeichnen, als L¿gner fast, als jemanden, der keinen Stellenwert mehr 
hat, das finde ich ªusserst gewagt. Vielleicht ist hier nicht unbedingt das Podium, um 
das entsprechend weiter auszuf¿hren. Aber ich erinnere zum Beispiel daran, dass 
man sich in dieser Region sehr gerne auf ihn bezogen hat. Zum Beispiel 1935/36, als 
man die ganzen Bunkerrªume gebaut hat, die von Brunner Erben zum Beispiel mit-
gebaut wurden. Das war eine gezielte Arbeitsbeschaffungsmassnahme. Man hat viel-
leicht in zweiter Linie auch daran gedacht, den ¦berfall aus dem Norden zu verhin-
dern. Aber in erster Linie wollte man Leute in Brot und Arbeit bringen. Und wenn wir 
gerade bei den Mªrchen sind, kann man nat¿rlich in guten Treuen auch fragen, ob es 
nicht vielleicht auch neoliberale Mªrchen gibt. Das Mªrchen oder die Vorstellung, man 
kºnne den Staat heruntersparen, man kºnne die Leistungen praktisch auf null redu-
zieren, man kºnne Dinge ausgliedern. Und wenn man am Schluss wieder vor der T¿r 
steht wie in St. Gallen, wo man jetzt den Steuerfuss wieder hinaufsetzen muss, hat 
man das Desaster. Dies nur nochmals als allgemeines ñJa, aberò.  
 
Der Ratsprªsident: Bevor wir nun in einer fundamentalen wirtschaftshistorischen und 
wirtschaftspolitischen Debatte enden, mºchte ich langsam, aber sicher wieder zur 
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Detailberatung zur¿ckfinden.  
 
STA Netzle: GR R¿edi hat sich selbst widersprochen. Zuerst sagte er, man habe kei-
ne Priorisierung vorgenommen, und das sei geschickt gewesen. Dann sagt er wiede-
rum, wir hªtten das Stadthaus priorisiert. Er muss sich jetzt entscheiden. Ich kann 
Ihnen sagen, wie es ist. Wir haben das Stadthaus nicht priorisiert. Sondern wir legen 
diese Botschaft vor, damit wir hier einmal einen Planungskredit haben. Danach laufen 
die Planungen mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten weiter. Dazu haben wir im 
Vorfeld schon Abklªrungen getroffen. Das muss, wenn man es denn will, enger und 
schneller realisiert werden. Das hat mit Priorisierung ¿berhaupt nichts zu tun, sondern 
mit unterschiedlichen Tempi der Planung.  
 
Der Ratsprªsident: Wir kommen zur Detailberatung zur¿ck.  
 
Seite 7 
 
GR Rink: Es ist zwar bereits angesprochen worden, trotzdem ist es mir wichtig, das 
noch einmal zu betonen. Die Erstellung einer Tiefgarage und die Umnutzung des 
Parkplatzes Festwiese in einen Stadtpark gehºren eindeutig zum Projekt neues 
Stadthaus. Es ist nªmlich zu erwarten, dass es rund um den Bªrenplatz einen ziemli-
chen Mehrverkehr geben wird. Einerseits durch Kunden des neuen Stadthauses, an-
derseits auch durch das Personal. Auch wenn dann alles in einem Haus sein wird und 
somit viele Wege wegfallen werden. Aber das Personal wird trotzdem anreisen m¿s-
sen. Es ist Sache des Stadtrats, Anreize zu schaffen, dass das Personal auch mit 
dem Bus zur Arbeit kommt. Zum Beispiel, indem die Busstation direkt vor dem Haus 
liegt. Es ist wichtig, dass das Teil des Stadthaus-Projektes ist. Der Dreispitzpark geht 
verloren, auch wenn noch ein St¿ck des Parks bleibt. Man kºnnte dem Volk die Bot-
schaft besser unterbreiten, wenn man mit der Bªrenwiese einen grossz¿gigen Ersatz 
anbieten kann. 
 
GR Spada: Ich habe immer von 5000 m2 gelesen und von 100 Personen, die dort 
arbeiten. Das sind 50 m2 brutto pro Person. Oder wie ist das? 
 
STA Netzle: Wenn man so rechnet, kommt man nat¿rlich schon auf die Aussage, das 
sei ein Palast oder ¿berdimensioniert. Man muss es aber richtig anschauen. Bei der 
B¿roflªche gibt es eine Formel, wie viel man in einem Verwaltungsbau f¿r einen Ar-
beitsplatz einsetzt. Das sind zwischen 12 und 14 m2. Der Rest sind nat¿rlich Sit-
zungszimmer, sonstige Rªume, da ist alles drin, was man oberirdisch braucht. F¿r 
den einzelnen Arbeitsplatz gibt es eine Formel. Unser Berater beim Raumprogramm 
hat Erfahrung, wie viel Platz es bei Verwaltungen f¿r jede Person braucht. Sicher 
nicht 50 m2. Das wªre gut gemeint, aber so ist es nicht.  
 
Seite 8 
 
SR Dºrflinger. Was auf Seite 8 steht, gibt mir Gelegenheit, auf die Frage von GR 
Rindlisbacher bez¿glich des Terminplans zu antworten. Wir haben hier einen ganz 
groben Terminplan. Es wurde schon in einem anderen Zusammenhang angetºnt: Ein 
Wettbewerb nach GATT/WTO braucht etwas Zeit. Die Durchf¿hrung des Wettbe-
werbs wird sicher mindestens das ganze nªchste Jahr beanspruchen. Im Verlauf von 
2013 wªre der nªchste Schritt mºglich, das heisst eine Abstimmung im Gemeinderat 
und eine Volksabstimmung. Bis zum Umzug wird es nach der Abstimmung auch noch 
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eine Weile dauern. Die Wettbewerbskommission haben wir noch nicht zusammen-
gestellt. Wer dort Einsitz nehmen wird, ist noch vºllig offen.  
 
GR Spada: Eine weitere Frage, die mir oft gestellt wird: Ist ein Betrag von 
CHF 450'000 f¿r die Durchf¿hrung eines Wettbewerbs normal? Das sind vielleicht 
drei Personen, die ein Jahr lang arbeiten. Oder was ist es? Das sind Fragen, die mir 
begegnen, deshalb stelle ich sie.  
 
SR Dºrflinger: Bei uns darf man alle Fragen stellen. Die Frage ist auch vºllig berech-
tigt. Es ist eine Erfahrungszahl, die wir aus anderen Wettbewerben haben. Ein Wett-
bewerb nach GATT/WTO ist zunªchst einmal eine Prªqualifikation. In einer ersten 
Phase gibt es eine Ausschreibung, auf die sich diverse Teams bewerben kºnnen. 
Dann werden diese nach allen mºglichen Kriterien bewertet, und es werden ungefªhr 
zehn Teams ausgesucht. Diese zehn m¿ssen dann je ein Projekt ausarbeiten. Sie 
bekommen auch alle einen Betrag f¿r ihre Arbeit, eine Entschªdigung. Das alles kann 
man mit CHF 350'000 bis CHF 450'000 machen. Es ist etwas abhªngig davon, ob 
man zehn oder nur sieben Teams nimmt. Aber in dieser Grºssenordnung haben wir 
schon Wettbewerbe durchgef¿hrt, und das m¿sste eigentlich ungefªhr funktionieren. 
 
Abstimmung: Der Botschaft Planungskreditbegehren von CHF 450'000 zur Durch-
f¿hrung eines Architekturwettbewerbs f¿r ein zentrales stªdtisches Verwaltungs-
gebªude im Mittelteil des Dreispitzparks wird mit 28 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-
Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt.  
 
GR R¿edi: Wir geben uns nicht geschlagen, wir kªmpfen. Die Fraktion FDP/EVP 
stellt den Antrag, dass gegen diesen Beschluss des Gemeinderats das Behºrdenrefe-
rendum zu ergreifen sei. Wir sind der Meinung, dass nicht nur der Gemeinderat mºg-
lichst fr¿h in die Standortfrage einbezogen werden m¿sste, sondern auch das Volk. 
Der Architekturwettbewerb kostet CHF 450'000. Wir werden aber danach keine Kre-
ditvorlage haben. Das heisst, wir werden weitere Planungsaufwendungen tªtigen 
m¿ssen, um eine abstimmungsreife Botschaft kreieren zu kºnnen. Es wird also weite-
re Mittel in unbekannter, aber bestimmt sechsstelliger Hºhe kosten. Aus unserer Sicht 
hat es keinen Sinn, diese erheblichen Mittel f¿r eine Planung aufzuwenden, wenn das 
Stimmvolk nicht bereit ist, zu einem stªdtischen Verwaltungsgebªude im Dreispitzpark 
Ja zu sagen. Darum macht die fr¿he Abstimmung im Volk bereits jetzt Sinn. F¿r eine 
fr¿he Entscheidung sind zwei wesentliche Parameter bekannt. Wir kennen den 
Standort, und wir kennen die ungefªhren Kosten, berechnet anhand der Brutto-
geschossflªche. Wir meinen, dass es die Akzeptanz dieses Standorts und dieses 
Stadthauses erhºhen w¿rde, wenn das Volk fr¿hzeitig zu Standort und mºglichen 
Kosten Ja sagen kºnnte. Deshalb beantragt unsere Fraktion eine Volksabstimmung 
¿ber diese Botschaft.  
 
Der Ratsprªsident: Gemªss Artikel 33 Absatz 2 der Gemeindeordnung ist es mºg-
lich, dass der Gemeinderat von sich aus Vorlagen mit einmaligen Ausgaben in der 
Grºssenordnung zwischen CHF 300'000 und CHF 1'000'000, die nicht im Voran-
schlag enthalten sind, der Volksabstimmung unterbreitet, wenn dies zwºlf Gemeinde-
rªtinnen und Gemeinderªte verlangen. Die Diskussion ist erºffnet.  
 
GR Z¿lle: Es ist nat¿rlich legitim, das Volk fragen zu wollen. Ich habe jedoch ein an-
deres Verstªndnis. Als ich in den Gemeinderat gewªhlt wurde, hiess es, ich vertrete 
einen Teil der Kreuzlinger Stimmbevºlkerung. Wir sind Volksvertreter. Wir haben ei-
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nen Entscheid gefªllt. Ich denke, es war ausgewogen, man kann nicht sagen, die Lin-
ken, die Rechten oder die Mittleren hªtten etwas bestimmt, sondern es war eine gros-
se Mehrheit des Gemeinderats, der Volksvertreter, die Ja gesagt haben zu diesem 
Standort. Wenn dieser Entscheid wirklich absolut daneben ist, so gehe ich davon aus, 
dass es eine Unterschriftensammlung und ein Referendum geben wird, und dann gibt 
es eine Volksabstimmung. Wenn wir aber eine so grosse Unsicherheit haben, dass 
wir das Volk fragen m¿ssen, ob unser Entscheid auch richtig sei, dann habe ich gros-
se M¿he. Denn dann f¿hle ich mich im Gemeinderat fehl am Platz. 
 
SR Dºrflinger: Eine kurze Richtigstellung: Der Kredit, ¿ber den Sie abgestimmt ha-
ben, also diese CHF 450'000, so viel Geld brauchen wir bis zur fixfertigen Botschaft. 
Es wird nicht noch ein x-stelliger Betrag dazu kommen, das ist alles Inklusive. GR 
R¿edi sagte, wir w¿rden dann noch viel Geld brauchen, um eine fertige Botschaft zu 
erstellen. Das ist nicht so, das wªre in diesem Betrag inbegriffen. 
 
GR Moos: Wenn das Behºrdenreferendum angenommen werden w¿rde, m¿sste 
man diese Botschaft so oder so erstellen. Heisst das, dass man die CHF 450'000 
braucht, um die Botschaft zu erstellen?  
 
SR Dºrflinger: Die CHF 450'0000 sind f¿r die Durchf¿hrung eines Wettbewerbs. Die-
sen Wettbewerb m¿ssen wir machen. Erstens ist er vorgeschrieben. Zweitens m¿s-
sen wir in diesem Wettbewerb ein Projekt erk¿ren, so dass man sieht, wie das Stadt-
haus werden soll. Drittens, und das ist ein ganz wichtiger Punkt, wird in diesem Wett-
bewerb eruiert werden, was das Projekt kostet. Wenn wir das haben, wird es eine 
Volksabstimmung geben.  
 
GR Br¿llmann: Die Geschichte mit der erweiterten Abstimmung, um das Behºrden-
referendum herbeizuf¿hren, steht quer in der Landschaft bez¿glich der national ge-
f¿hrten Entr¿mpelungsaktion der FDP, was die B¿rokratiedebatte betrifft. Sie kostet 
Geld, sie kostet Zeit, sie dient nicht der Sache. Ich bitte Sie, den Antrag abzulehnen.  
 
GR Neuweiler: Wenn wir jeden heiklen Entscheid dem Volk vorlegen wollen, muss 
ich nicht mehr in diesen Saal sitzen. Denn um ein Friedhofsreglement abzusegnen, 
braucht es mich nicht mehr. Man muss etwas Mut haben und Entscheidungen treffen, 
auch wenn sie etwas schwerwiegender sind. Wir haben das in unserer Fraktion auch 
schon besprochen. Wir sind hier, um Entscheidungen in unserer Kompetenz zu spre-
chen. Wenn man das nicht wahrnehmen kann oder will, ist man vielleicht hier am fal-
schen Platz. Ich bitte Sie, den Antrag der FDP abzulehnen.  
 
GR Wohlfender: Eine Frage zum Reglement: Sind es nur ungeplante Kredite, bei 
denen ein Referendum erwirkt werden kann, oder geht es in jedem Fall? 
 
Der Ratsprªsident: Ich lese den entsprechenden Absatz des Artikels 33 vor: ñDiesel-
ben Beschl¿sse kann der Gemeinderat von sich aus der Volksabstimmung unterbrei-
ten. Einmalige, nicht im Voranschlag enthaltene Ausgaben zwischen CHF 300'000 
und CHF 1'000'000 im Sinne von Artikel 32 Ziffer 1c) unterliegen der Volksabstim-
mung, wenn dies bei der Schlussabstimmung von mindestens zwºlf Gemeinderªten 
verlangt wird.ò Ich glaube, der Fall ist klar.  
 
STA Netzle: Ich mºchte Sie dringend bitten, dieses Behºrdenreferendum nicht zu 
ergreifen. Der Stadtrat hat Ihrem Wunsch entsprochen, Sie in die Standortentschei-
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dung einzubeziehen und Ihnen das zur Genehmigung vorzulegen. Wir hªtten das 
nicht tun m¿ssen. Im Budget ist ja ein Kredit vorgesehen. Wir hªtten das direkt dem 
Volk vorlegen kºnnen, mit dem fertigen Projekt. Wir haben aber bewusst das Parla-
ment einbezogen. Nehmen Sie bitte diese Verantwortung wahr. Dann kºnnen wir wei-
terarbeiten. Am Schluss kann das Volk das Ganze noch beurteilen und sagen, wenn 
es das anders will.  
 
GR Lohr: Ich mºchte der FDP-Fraktion eine Frage stellen: Ist es eure Meinung, f¿r 
die Schwimmhalle auch ein Planungskreditbegehren vors Volk zu bringen? Dann se-
he ich sowohl den Zeitplan wie die CHF 60'000'000 mehr als gefªhrdet.  
 
GR R¿edi: Ich mºchte etwas sagen zum falschen Standort. In diesem Rat wurde viel-
fach bemªngelt, wie viel Planungsaufwand man hatte f¿r Planungen, die nicht umge-
setzt wurden. Das heisst, wie viel Geld man in den Sand gesetzt hat f¿r Projekte, die 
nie realisiert wurden. Unser Anliegen mit diesem Antrag ist es, das Volk ¿ber die Kos-
ten dieser Planung entscheiden zu lassen. Denn wenn das Volk von vornherein nicht 
bereit ist, einem zentralen Stadthaus an diesem Standort und diesen mutmasslichen 
Kosten zuzustimmen, sind die CHF 450'000 zum Fenster hinausgeworfenes Geld. Die 
Architekten wird es gefreut haben. Wir wollen nichts anderes als das Volk relativ fr¿h 
einbeziehen. Wenn Parteien, die sonst die Volksrechte hochhalten, ausgerechnet hier 
dagegen sein m¿ssen, kann man das vielleicht damit erklªren, dass der Antrag von 
uns kommt; ansonsten gibt es kaum eine Erklªrung.  
 
GR Z¿lle: Ich mºchte mich noch einmal dagegen aussprechen. Ich kann mir schon 
den Abstimmungskampf vorstellen. Wir werden dann ¿ber ein Stadthaus abstimmen. 
Nicht ¿ber den Standort oder den Kredit f¿r diese Planung. Sondern ¿ber ein Stadt-
haus, das noch gar nicht geplant ist. Man kann sich vorstellen, was das f¿r ein Hick-
hack geben wird. Es geht dann nur noch um das Pªrkli. Diese Debatte kann man sehr 
emotional f¿hren. Ich mºchte nicht, dass es noch einmal zwanzig Jahre dauert, bis 
hier ein Stadthaus kommt. Wir haben die Mªngel des jetzigen Stadthauses aufge-
zªhlt. Sonst m¿ssen wir wirklich rangehen und das jetzige Stadthaus sanieren und 
erweitern, wenn Ihnen das lieber ist. Aber wir kºnnen nicht noch einmal zehn, zwan-
zig Jahre warten. Das mºchte ich den Leuten nicht zumuten, die dort arbeiten. Und 
auch nicht denjenigen, die vorbeigehen. Jetzt machen wir Nªgel mit Kºpfen. Wir ha-
ben Ja gesagt zum Standort und zu dieser Planung. Wenn wir das Volk jetzt auch 
noch befragen, machen wir uns lªcherlich.  
 
GR Lohr: Meine Frage an die FDP/EVP-Fraktion war ernst gemeint. Die Schwimm-
halle wird auch einen stattlichen Betrag kosten. Da m¿sste man ja mit der gleichen 
Konsequenz vorgehen, denn es kºnnte auch Leute geben, die das nicht als dringlich 
oder wichtig empfinden. Der Gemeinderat muss sich schon ¿berlegen, wie er in Zu-
kunft bei solchen Geschªften vorgehen will. Sonst haben wir lªngere Sitzungen und 
unter dem Strich auch mehr Kosten. 
 
GR Brªndli: Wir h¿ten uns, irgendwelche Vorschriften zu machen. Was hinsichtlich 
der Schwimmhalle gemacht werden soll oder welche parlamentarischen Vorsªtze 
dann gefasst werden, ist offen. Wenn es Leute gibt, die finden, die Schwimmhalle 
brauche es nicht, so ist ihnen nat¿rlich freigestellt, das zu tun, was sie f¿r richtig be-
finden. Wir schreiben das sicher nicht vor.  
 
Abstimmung: Der Antrag der Fraktion FDP/EVP, das Planungskreditbegehren von 
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CHF 450'000 mittels Behºrdenreferendum der Volksabstimmung zu unterstellen, wird 
mit 8 Ja-Stimmen gegen 28 Nein-Stimmen abgelehnt.  
 

_________________ 
 
 
Der Ratsprªsident: Ich denke, es ist richtig, an dieser Stelle den Vorschlag des 
Stadtammanns bez¿glich einer ausserordentlichen Gemeinderatssitzung am 23. Feb-
ruar 2012 zur Debatte zu stellen. Normalerweise legt das B¿ro die Traktanden der 
Gemeinderatssitzungen fest. Das mºchte ich im Moment im Zusammenhang mit die-
sem Angebot nicht so handhaben, sondern mºchte den Gemeinderat fragen, wie die 
Haltung zu diesem Angebot ist. Es ist so, dass wir f¿r die Sitzung vom Januar relativ 
wenige Traktanden haben. Es wªre zu klªren, ob es denkbar wªre, die Geschªfte der 
Januarsitzung auf den Februar zu verschieben. Dort haben wir gewisse Fristen f¿r die 
Beantwortungen. Ob diese eingehalten werden kºnnten, kann ich nicht aus dem Steg-
reif sagen. Wªre es eine Variante, die Januarsitzung ausfallen zu lassen und daf¿r 
eine Februarsitzung einzuschieben?  
 
STA Netzle: Aus unserer Sicht sind die beiden Beantwortungen der Januarsitzung 
nicht an diesen Tag oder diesen Monat gebunden. Sie kºnnen selbst entscheiden, ob 
Sie eine Fristverlªngerung vornehmen. Von uns her wªre es mºglich.  
 
Der Ratsprªsident: Bez¿glich des zweiten Punkts der Traktandenliste f¿r den Januar 
wªre es so, dass die ¿bernªchste Gemeinderatssitzung der Zeitpunkt f¿r die Behand-
lung wªre. Wenn die Januarsitzung ausfªllt, wªre logischerweise zwangslªufig die 
Februarsitzung die ¿bernªchste Sitzung. Aber es bleibt noch die Motion der Fraktion 
FL/RB. Wªre die Bereitschaft bei der Fraktion FL/RB da, die Beantwortung der Motion 
betreffend Kreuzlingen ohne Atomstrom auf die Februarsitzung zu verschieben?  
 
GR Moos: Soweit ich mich erinnern kann, ist der Ablauf der Motion schon um einen 
Monat verspªtet worden, indem die Begr¿ndung der Motion um eine Sitzung verscho-
ben wurde. Wir sind trotzdem bereit, die Beantwortung der Motion in den Februar zu 
verschieben.  
 
Der Ratsprªsident: Damit besteht die Option, die Sitzung vom Januar 2012 zuguns-
ten einer neu angesetzten Sitzung am 23. Februar 2012 ausfallen zu lassen.  
 
STA Netzle: Die Fraktionssitzungen wªren am 20. Februar 2012, die GKS-Sitzung 
wªre am 7. Februar 2012, also nach den Schulferien.  
 
GR Abegglen; Ich habe M¿he mit dem Vorgehen, den Termin ohne Not zu verschie-
ben. Ich werde an diesem Termin nicht teilnehmen kºnnen. Ich bin deshalb nicht so 
begeistert davon.  
 
STA Netzle: Das ist nur ein Angebot. Wir kºnnen mit dem normalen Fahrplan leben. 
Falls aber der dringende Wunsch da wªre, so wªre es von unserer Seite her mºglich.  
 
GR M¿ller: Die Einladung von der Stadt f¿r die Gemeinderatssitzung im Januar ist 
schon verschickt worden. Ich w¿rde den Antrag ablehnen.  
 
Abstimmung: Das Angebot des Stadtrats, eine Sitzung auf den 23. Februar 2012 
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zum Thema Kreditbegehren Projekt Schwimmhalle einzuberufen und im Gegenzug 
die Sitzung vom 26. Januar 2012 abzusagen, wird mit 15 Ja-Stimmen gegen 21 Nein-
Stimmen abgelehnt. 
 
GR Brªndli: Ich habe eine Verstªndnisfrage. In der Gemeindeordnung, Artikel 21, 
Einberufung, steht unter c): Auf schriftliches und begr¿ndetes Begehren von wenigs-
tens 15 Mitgliedern kann eine Sitzung verlangt werden. Wir d¿rften also 15 Unter-
schriften sammeln und den Vorschlag mit einer Begr¿ndung einreichen? Und wenn 
wir das haben, findet die Sitzung eventuell doch am 23. Februar statt? Ist das formal-
juristisch korrekt?  
 
Der Ratsprªsident: Der Artikel 21, Absatz 1 lautet tatsªchlich wie folgt: "Der Ge-
meinderat versammelt sich auf Einladung seines Prªsidenten a) so oft es die Ge-
schªfte erfordern, b) auf Verlangen des Stadtrates, c) auf schriftliches und begr¿nde-
tes Begehren von wenigstens 15 Mitgliedern.ò Damit ist der Fall klar. Die Gemeinde-
ratssitzung vom Januar findet auf jeden Fall statt. Aber es ist der Faktion FDP/EVP 
oder jedem anderen Mitglied des Gemeinderates freigestellt, ein Begehren f¿r eine 
ausserordentliche Sitzung am 23. Februar 2012 einzureichen. Bis wann es einge-
reicht werden m¿sste, geht aus diesem Artikel der Gemeindeordnung nicht hervor. Ich 
gehe aber davon aus, dass es sehr schnell mºglich wªre, wenn der Wunsch vorhan-
den wªre.  
 
GR Brªndli: Wie Sie wissen, sind wir immer sehr gut vorbereitet. Die ersten drei ha-
ben schon unterschrieben. Ich bitte die restlichen, wªhrend dem Fototermin auch 
noch zu unterschreiben. Dann reichen wir es heute ein und wissen es gleich.  

 
_________________ 

 
 
Verschiedenes 
 
4.  Orkan Joachim 
  
 GR Forster: Wir gehen anschliessend in den Wald essen. In den Nachrichten 

um 18 Uhr haben sie den Orkan Joachim angek¿ndigt. Sªmtliche Fºrster der 
Schweiz sagen, man solle auf keinen Fall in den Wald gehen.  

  
4.1 Klein-Kraftwerksanlage 
  
 GR Forster: Ich erlaube mir, weil Herr Gross und Herr Blatter da sind, Herrn 

Cieli und Herrn Joliet nicht zu vergessen. 
  

_________________ 
   
 
Der Ratsprªsident schliesst die Sitzung um 21.00 Uhr und lªdt zum Weihnachtsessen 
in der Wildsauenh¿tte ein. Vorgªngig wird im Gemeinderatssaal ein Gruppenfoto des 
Gemeinderats 2011 unter der Leitung von Caroline Leuch aufgenommen.  
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F¿r die Richtigkeit: 
 
Der Gemeinderatsprªsident Der Sekretªr 
 
 
 
 
Der Vizeprªsident Der Stimmenzªhler 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geht an 
- Mitglieder des Gemeinderats 
- Adressaten gemªss besonderem Verteiler 
 



Wortprotokoll 
 

 

 Sitzung 15. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2011/2015 
  19. Legislaturperiode 
 Datum Donnerstag, 15. November 2012, 19:00 Uhr 
 Ort im Rathaussaal  

 

 
 

 
Anwesend 
32 Mitglieder des Gemeinderats 
5 Mitglieder des Stadtrats 
 
Abwesend 
GR Freienmuth, GR Hªberlin, GR Thoma, GR Zuber, GR Z¿lle, GR Graner, 
GR Gremlich, GR Rink 
 
Absolutes Mehr 
17 
 
Spªter eingetroffen 
- 
 
Vorzeitig weggegangen 
- 
 
Vorsitz 
GR Christian Forster 
 
Protokoll 
STS Thomas Niederberger, Daniela Seiler 
 
 
Traktanden 
 
  
Protokollgenehmigung 
1.  Protokoll der Sitzung vom 4. Oktober 2012 
  
Einb¿rgerungen gemªss Beilage 
2.  Walterspiel, Christian 
  
Botschaften 
3.  Budget der Technischen Betriebe 2013 
4.  Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort Bªrenplatz infolge Neube-

urteilung der Eidgenºssischen Kommission f¿r Denkmalpflege 
5.  Weiterf¿hrung der Leistungsvereinbarung mit dem Verein "Kreuzlingen Touris-

mus" f¿r weitere vier Jahre mit einem Beitrag der Stadt Kreuzlingen von jªhrlich 
CHF 145'000 

  
Verschiedenes 
6.  Verschiedenes 
  

Stöhr-Loy Silke
Schreibmaschine
Auszug

Benz Janine
Textfeld
Beilage 6
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stimmig zur Annahme.  
 
Das Budget wird seitenweise durchberaten.  
 
R¿ckkommen wird nicht gew¿nscht.  
 
Abstimmung: Dem Budget der Technischen Betriebe 2013 wird einstimmig ohne 
Enthaltung zugestimmt. 
 

_________________ 
  
4.  Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort Bªrenplatz infolge Neube-

urteilung der Eidgenºssischen Kommission f¿r Denkmalpflege 
  
 
Eintreten 
 
Abstimmung: Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 
 
Materielle Beratung 
 
GR Moos: Manchmal hat man Gl¿ck im Ungl¿ck. Die Antwort der Eidgenºssischen 
Kommission f¿r Denkmalpflege (EKD) ist ¿berraschend. Die Festwiese galt noch in 
einer Antwort im Jahr 2001 als vºllig ungeeignet hinsichtlich denkmalpflegerischer 
Aspekte. Jetzt wird der Standort ausdr¿cklich empfohlen. Dieser Sinneswandel mag 
im ersten Augenblick erstaunen. Aber in einem neuerlichen Gutachten ist er aufgrund 
der baulichen Verªnderungen der letzten Jahre im Bereich Dreispitz und Festwiese 
dann doch einigermassen nachvollziehbar. Der zuk¿nftige Bau m¿sste im nordwestli-
chen Drittel der Festwiese beziehungsweise beim Bªren-Parkplatz zu stehen kom-
men. Als Auflage erwªhnt die EKD unter anderem die Wahrung des Freiraums zwi-
schen dem Sport- und Kulturzentrum Dreispitz und dem neuen Stadthaus.  
 
Die Kommission Werke, Bau und Umwelt (WBU) ist nicht ungl¿cklich ¿ber die Antwort 
der EKD, da sich somit noch bessere Synergien mit dem Projekt Tiefgarage und der 
Gestaltung der Festwiese anbieten. Auch stªdtebaulich ist die neue Situation sehr 
vielversprechend. Darin war sich die Kommission grossmehrheitlich einig. Ein beson-
deres Augenmerk soll auf die verkehrstechnische Einbindung der neuen Situation 
gelegt werden. Dies auch vor dem Hintergrund des neuen Verkehrsregimes auf dem 
Boulevard. Die Kommission hat kritisch hinterfragt, warum die Stadt dieses Gutachten 
nicht schon f¿r die erste Botschaft eingefordert hat. Schnell ist man aber zum Schluss 
gekommen, dass es in diesem Fall kein "richtig" oder "falsch" gibt. Das vorliegende 
Gutachten hªtte ohnehin erstellt werden m¿ssen. Planungskosten sind bis jetzt noch 
keine angefallen. Somit liegt der "Schaden" einzig beim Erstellen der vorangegange-
nen Botschaft, die in der Gemeinderatssitzung vom Dezember 2011 behandelt wor-
den ist. Die Kommission stimmt unter Ber¿cksichtigung der oben genannten Erwª-
gungen dem Planungskredit einstimmig bei einer Enthaltung zu.  
 
Auch in der Fraktion FL/RB haben wir die Botschaft eingehend beraten. F¿r uns bietet 
das neue Stadthaus die Chance, das Stadthaus verkehrstechnisch und stªdtebaulich 
optimal einzubinden. Wir werden dem Antrag des Stadtrats einstimmig folgen.  
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GR Abegglen: Manchmal ªndert man nicht die Meinung, aber es verschieben sich 
vielleicht gewisse Akzente ein wenig. Deshalb ist es vielleicht gar nicht schlecht, wenn 
ich namens der SP-Fraktion am Anfang sprechen darf. Sie wissen alle, dass die SP 
seit Jahren und Jahrzehnten ein neues Stadthaus w¿nscht. Das ist aktenkundig und 
nachlesbar. Von diesem Grundsatz werden wir auch nicht abweichen. Wir m¿ssen 
aber ehrlicherweise sagen, dass wir selten eine so intensive Diskussion in der Frakti-
on gef¿hrt haben. Wir sind grossmehrheitlich zur Auffassung gekommen, dass der 
neue Standort grundsªtzlich denkbar ist. Die Diskussion hat uns aber zu einer Positi-
on gef¿hrt, die ich mit "Ja, aber" beschreiben w¿rde. Das wird sich denn auch ent-
sprechend im Abstimmungsverhalten spiegeln. Ich erlaube mir, im Nachgang zum 
Votum von GR Moos, doch noch ein Wort zum Prozess.  
 
Es hat sich doch eine gewisse Verwunderung eingestellt, wie man jetzt schlussend-
lich zu diesem definitiven Standort Bªrenplatz gelangt ist. Es heisst, der Weg sei das 
Ziel. Das ist oft ein stimmiges gefl¿geltes Wort. In diesem speziellen Fall ist f¿r uns 
aber der Weg, wie er jetzt beschritten worden ist, fast nicht mehr nachvollziehbar. 
Und zwar nicht, weil wir den Dreispitz falsch gefunden hªtten. Wir hªtten uns f¿r die-
sen Standort aus verschiedenen Gr¿nden erwªrmen kºnnen. Wir haben das im letz-
ten Dezember auch entsprechend dargelegt. Der Punkt ist ein anderer. Wir haben die 
erste Stellungnahme der EKD noch einmal zu Rate gezogen. Ich will aus der Beilage 
zur Vorlage im Jahr 2001 nur einen Satz zitieren: "Der Dreispitz hat derart grosse 
Qualitªten in der rªumlichen Wirkung, in der Art der Gestaltung und als Zeitzeuge, 
dass die Eidgenºssische Kommission der Gemeinde dringend empfiehlt, ihn in der 
Gesamtanlage wie in den Details zu sch¿tzen." Das ist ein kristallklares und absehbar 
unumstºssliches Verdikt, dass es am Dreispitz gar nichts herumzuwerken gibt. Nach-
trªglich muss ich sagen, dass die Luft aus dem Versuchsballon herausgelassen wer-
den musste, den wir vor einem Jahr haben steigen lassen. Bei sorgfªltigem Lesen 
dieser Stellungnahme in und zwischen den Zeilen muss man zu diesem Eindruck 
kommen. Wir hªtten uns deshalb gew¿nscht, wenn mindestens eine materielle kurze 
Vorpr¿fung gemacht worden wªre. Das hªtte uns einiges an Diskussion erspart.  
 
Die Stellungnahme aus dem Jahr 2012 ist f¿r uns eine Entscheidungsgrundlage. Wer 
sie ausf¿hrlich liest, muss als Fundamentalkritik empfinden, was die Kommission hier 
darlegt. Fundamentalkritik an der Art und Weise, wie sich die Stadt und insbesondere 
das Zentrum in der letzten Zeit entwickelt haben. Man kann die Meinung teilen oder 
nicht. Aber die Aussage ist relativ klar. Es entsteht der Eindruck, dass es eine diplo-
matisch eingefªrbte Kapitulationserklªrung der Kommission ist. Sie sagt, es ist schon 
so viel verunklªrt oder, bºse gesagt, verunstaltet worden, dass ihr euch auch noch 
den Bªrenplatz vornehmen kºnnt. Wir wollten das eigentlich nicht, aber macht nun 
das Beste daraus. Dann wird wenigstens die Situation dieses unansehnlichen Park-
platzes endlich bereinigt. So viel zum Kontext.  
 
Nun zu den Ausf¿hrungen, die mit unserer Position zusammenhªngen. Wir sind uns 
ja alle einig. Wir haben eine Serie von bedeutsamen Bauvorhaben vor uns, die aber 
mit einer ebenso bedeutsamen Umgebungsgestaltung gekoppelt sind und sein m¿s-
sen. Wir werden Generationenbauwerke in Angriff nehmen, die das Herz dieser Stadt 
auf Dauer neu gestalten und neu definieren. Uns irritiert und befremdet es, dass man 
in dieser Botschaft, aber auch im ganzen Prozess wiederum nichts ¿ber den ganzen 
Kontext und die Gesamtgestaltung hºrt. Man kann nat¿rlich mit einem gewissen 
Recht den Einwand formulieren, das habe nichts im engeren Sinne mit der Botschaft 
zu tun. Daran habe man ja ohnehin gedacht, und das werde ohnehin in die Wettbe-
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werbsbedingungen eingespiesen. Da fehlt uns einfach langsam der Glaube. In der SP 
sind wir teilweise langsam etwas verstimmt, was die ganze Serie von Landgeschªften 
der letzten Zeit angeht. Ob das nun den Verkauf von Industrieland betrifft, der ohne 
griffige Auflagen praktiziert wird, wie zum Beispiel unser Mountair-Geschªft, oder eine 
eher symbolische Wirtschaftsfºrderung, die eine "Arbeitszone" einrichtet, wobei aber 
von Anfang an allen klar ist, dass das gegen ¿bergeordnete Regulierungen verstºsst. 
Der Richtplan sagt klar, dass das gar nicht mºglich ist, aber man setzt es mal in den 
Raum.  
 
Die Reise zu einem neuen Zentrum, zu einer Neugestaltung der Stadt, ist sehr an-
spruchsvoll und sehr kostentrªchtig, und wir wollen sie mºglichst gemeinsam ma-
chen. Wer bei dieser Reise wirklich ans Ziel gelangen will, muss die Reisegruppe SP, 
die mindestens ein Viertel des Rats ausmacht, etwas stªrker ins Boot holen. Zurzeit 
haben wir das Gef¿hl, wir seien eher am Rand des Boots. Politik hat auch mit Befind-
lichkeiten, mit Erfahrungen im politischen Prozess zu tun. Da hat sich bei uns auch 
etwas aufgeladen. Und das sind nicht persºnliche, sondern strukturelle  usserungen.  
 
Jetzt komme ich zur¿ck zur Botschaft im engeren Sinn. Wir haben bereits vor einem 
Jahr im Protokoll zur Dreispitz-Botschaft eine Reihe von Aussagen formuliert, die wir 
nach wie vor nicht falsch finden. Wir haben gesagt, dass f¿r uns ein grundsªtzliches 
Ja klar ist, damals betraf es den Dreispitz. Wir haben formuliert, dass wir aber unab-
dingbar darauf zªhlen, dass auch eine Parallelplanung von all dem erfolgt, was mitei-
nander zusammenhªngt. Gleichzeitig haben wir auch festgehalten und mit einer An-
frage belegt, dass wir der vorgesehenen Devestitionspolitik mit einer gewissen Skep-
sis begegnen. Wir w¿rden nicht Hand bieten, dass das alte Stadthaus einfach an den 
nªchstbesten Meistbietenden verkauft wird, ohne dass ein Konzept und eine Idee und 
gewisse Auflagen bestehen.  
 
Bezogen auf die vorliegende Botschaft mºchte ich zwei Punkte herausgreifen, die f¿r 
uns ein einhelliges Ja schwierig machen, sondern uns eher zu einer "Ja, aber"-
Position f¿hren. Was wir planen, lªuft auf eine vollstªndige Neudefinition und Umge-
staltung des Herzens unserer Stadt heraus. Das ist eine ganz entscheidende Wei-
chenstellung. Den Raum kann man definieren vom Ceha-Komplex zur Dreispitzhalle, 
zum Kloster und zum Bªren. Und die Bauten, die wir hineinsetzen, sind hºchstens die 
halbe Miete. Ohne das Ganze in klare und nachhaltige Planungsprªmissen einzubet-
ten, ist schlechterdings fast nicht beurteilbar, was da kommt, auch wenn es in der 
Tendenz ja wohl richtig ist. Konkret: Wir m¿ssen bereits heute sagen, dass wir das 
Regime, das bei der Hauptstrasse noch verbesserbar ist, zwingend bis zum Bªren, 
am besten bis zum Kloster hinaufziehen. Der Kreisel vor dem Ceha! beispielsweise 
muss weg. Der ist nur ein Raumverdrªnger und Verkehrsbeschleuniger. Das hat mit 
einer Stadtgestaltung nichts zu tun. Wenn so etwas nicht auch kommuniziert wird, 
bleibt alles ein St¿ckwerk.  
 
Wir wissen alle, dass es mit dem Gebªude allein nicht getan ist. Wir werden mehr 
Verkehr haben. Wer Parkhªuser und neue Strassen baut, erntet mehr Verkehr. Wenn 
man nicht den erklªrten politischen Willen hat, das auch zu steuern, dann lªuft man 
gegen die Wand. Wir haben im Agglomerationsprogramm festgehalten, dass 75 % 
des Mehrverkehrs in diesem Bereich verbindlich f¿r Langsamverkehr abgeschºpft 
werden soll, f¿r ºffentlichen Verkehr, f¿r Fussverkehr und so weiter. Wenn das dann 
nicht auch irgendwo steht, ist es f¿r uns unbefriedigend. Das muss f¿r uns greifbar 
werden. Dann sind auch wir wieder im Boot.  
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Zum Schluss: Der Text stimmt f¿r uns. Der Kontext, die fehlende Umgebungsgestal-
tung und die fehlenden flankierenden Massnahmen jedoch nicht. Das f¿hrt zu einem 
Abstimmungsverhalten, das Sie entsprechend sehen werden.  
 
GR Kºnig: Die Fraktion SVP ist einstimmig f¿r den Standort Bªren. Sowohl von den 
Kosten her wie stªdtebaulich finden wir, dass dieser Standort keine schlechtere Lº-
sung ist, im Gegenteil. Heute geht es um den Grundsatzentscheid, ob wir den Stand-
ort Bªren wollen oder nicht. Ob das ein Glaspalast wird oder nicht, wie die verkehrs-
technischen Anbindungen sein werden und so weiter, all das kann man erst lºsen, 
wenn man den Standort weiss. Man muss nicht vorher schon Kreisel auflºsen. Wir 
m¿ssen den Standort definieren und danach bestimmen, wie es weiter geht.  
 
GR Jordi: Es handelt sich bei der Frage um das Stadthaus bekanntlich um die lªngs-
te Frage, die uns je beschªftigt, hat, die Legislative, die Exekutive und die ganze 
Stadtverwaltung. Ich mºchte gar nicht wissen, was das allen schon gekostet hat. Wir 
sind jetzt aber mit dieser Botschaft auf einer Zielgeraden und m¿ssten den Schwung 
eigentlich ausn¿tzen. Wir haben das in der CVP-Fraktion auch diskutiert. Wir haben 
intern einige Bedenken in derselben Richtung wie die SP. Aber wir sehen es insofern 
anders, als wir den Schwung jetzt mittragen wollen. Wir wollen die Botschaft unter-
st¿tzen.  
 
Es geht zurzeit um den Standort und nicht um die Umgebung. Wir sehen diesen 
Standort als w¿rdig an f¿r die Lage des Stadthauses. Denn das ist eigentlich das 
Herz von Kreuzlingen. Ich zitiere aus Beilage 2, dort sagt das Gutachten: "Das Stadt-
haus m¿sste sich bez¿glich Hºhe, Volumetrie, Staffelung, Gestaltung, Farbgebung 
und Anmutung gut in die Situation gegen¿ber Friedhof mit Kirche, Hauptstrasse Drei-
spitzpark und so weiter integrieren lassen." Es besteht also eine gewisse Hoffnung, 
dass das dann auch so umgesetzt wird. Wir erachten auch die Kombination mit dem 
Parkhaus als g¿nstiger als die bisherige Variante, weil man da sicher kostenoptimal 
bauen kann. Wir sind insgesamt auch der Meinung, dass wir jetzt die Chance haben, 
ein modernes, behindertengerechtes, nicht verzetteltes Gebªude zu erstellen, das 
effizient und nachhaltig betrieben werden kann. Und schliesslich vermuten wir auch, 
dass wir antizyklisch agieren kºnnen mit diesem Bau. Denn bis wir ihn realisieren 
kºnnen, wird es der Bauwirtschaft nicht mehr so gut gehen, wie es heute der Fall ist.  
 
GR Troll: Im Dezember 2011 haben wir den Planungskredit f¿r das Verwaltungsge-
bªude im Dreispitzpark bewilligt Die EKD war aber nicht einverstanden. Sie befand, 
der hochstehend gestaltete Dreispitzpark d¿rfe nicht bebaut werden. Die EKD hat 
bereits im Gutachten von 2001 empfohlen, den Park unter Schutz zu stellen. Daher 
kommt diese Absage doch nicht so ¿berraschend, und die Frage, ob man das Gut-
achten nicht schon fr¿her hªtte einholen sollen, ist sicher nicht ganz unbegr¿ndet. Ob 
das Gutachten aber ohne Zustimmung des Gemeinderates auf das gleiche Ergebnis 
gekommen wªre, kann man nicht sagen. Beim Gutachten 2001 war eine ¦berbauung 
bei der westlichen Ecke der Festwiese aus Sicht des Umgebungsschutzes der Klos-
terkirche undenkbar. In der aktuellen Stellungnahme begr¿sst nun die Denkmalpflege 
die Bestrebungen der Stadt, weil sie die sehr unbefriedigende, geradezu hªssliche 
Situation im Bereich der Festwiese geklªrt haben mºchte. Sie gibt also f¿r ein baulich 
sorgfªltiges, zur¿ckhaltend und qualitªtvoll gestaltetes Stadthaus gr¿nes Licht. Das 
wird sicher keine leichte Aufgabe sein. Die Fraktion FDP/EVP ist mehrheitlich f¿r den 
Standort Bªrenplatz.  
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GR R. Herzog: GR Jordi hat von Hoffnung und Chancen gesprochen. Mir reicht das 
nicht, ich mºchte mehr als Hoffnung haben und Chancen sehen. Der Bau des Stadt-
hauses ist ein Prozess mit vielen finanziellen, vielen stªdtebaulichen und vielen be-
trieblichen Implikationen. Nicht nur der Grundsatz, dass gebaut wird, sondern auch 
der Entscheid, wo gebaut wird, ist sehr wichtig und muss sorgfªltig gefªllt werden. Die 
Frage des Standortes hat objektive, aber auch gewisse subjektive Kriterien. Subjektiv 
ist es nicht sehr einfach, zu einem Standort Ja zu sagen, von dem es immer hiess, er 
komme nicht in Frage. Sicher besteht ein Konsens dar¿ber, dass die W¿ste Bªren-
platz bereinigt werden soll. Ob das im Zusammenhang mit dem Bau des Stadthauses 
passieren muss, ist eine offene Frage. 
 
F¿r mich persºnlich ist die Standortfrage eine zentrale Frage, die man aber rªumlich 
nicht zu eng sehen darf. Der rªumliche Aspekt ist sicher gegeben. Es muss unter-
sucht werden, ob es dorthin passt, ob man es dort bauen kann, ob es sich mit der 
Tiefgarage kombinieren lªsst und so weiter. Aber es gibt auch einen weiteren wichti-
gen Zirkel darum herum, der in Zusammenhang mit den betrieblichen, verkehrstech-
nischen und stªdtebaulichen Implikationen steht. Kreuzlingen hat viele Zentren und 
keines. Eine Belebung der Hauptstrasse, wie sie mit dem Projekt Boulevard bezweckt 
wird, ist eine teure, leider noch nicht ganz erfolgreiche Idee. Man versucht ihr nun mit 
verschiedenen Massnahmen auf die Beine zu helfen. Man mºchte den Bereich 
Hauptstrasse/Lºwenstrasse/Sonnenstrasse forcieren und dort ein Zentrum etablieren. 
Der Standort Bªrenplatz f¿r ein Stadthaus hat f¿r mich einerseits das Potenzial f¿r ein 
weiteres Unzentrum, aber auch das Potenzial, das bestehende und durch Boulevard 
und andere Massnahmen gefºrderte Zentrum im vorhin angesprochenen Dreieck zu 
stªrken. Was heisst das, ein Potenzial f¿r ein "Unzentrum"? Es kºnnte passieren, 
dass man ein weiteres kleines Zentrum um das Stadthaus herum schafft, das vom 
angestrebten Zentrum in dem Dreieck Hauptstrasse/Lºwenstrasse/Sonnenstrasse 
wiederum isoliert ist. 
 
Was braucht es, damit das Potenzial im positiven Sinn genutzt werden kann und ein 
grºsseres und funktionierendes, belebtes Zentrum entsteht? Unserer Meinung nach 
braucht es eine enge Anbindung des Standorts Bªrenplatz an die Hauptstrasse, und 
zwar verkehrstechnisch wie auch in anderer Hinsicht. Beispielsweise in Bezug auf die 
Frage, wohin sich das Stadthaus ºffnet und woher man es betritt. Je nachdem, ob es 
vom Kloster her oder von Nordwesten her erschlossen wird, kann man es isolieren, 
oder man kann es ins Zentrum integrieren, das weiter unten beim Ceha! beginnt. Ich 
sehe die Chance, dass es gut kommt. Ich mºchte aber ganz deutlich dazu auffordern, 
die Anbindung des neuen Stadthauses ans Zentrum des Dreiecks Hauptstrasse/Lº-
wenstrasse/Sonnenstrasse fest einzuplanen. Das ist bereits bei den Vorgaben f¿r den 
Wettbewerb zu bedenken, und dann nat¿rlich auch bei der Auswahl des Projektsie-
gers. Wenn es ein Ja geben soll ist das f¿r mich ein Must.  
 
GR Neuweiler: Egal, wo wir das Stadthaus bauen und wie wir es bauen, mit einem 
Stadthaus wird man keine Zentrumsfunktion erf¿llen kºnnen. Das ist ein Verwal-
tungsbau. Das Problem von Kreuzlingen ist in erster Linie der Wechselkurs von 
CHF 1.20 zum Euro. Ferner spielt vielleicht die Auswahl an Lªden an der Haupt-
strasse eine Rolle. Da kºnnen wir das Stadthaus planen, wie wir wollen. Belebt wird 
eine Stadt durch Lªden und sonstige Angebote. Wo wir das Stadthaus bauen, spielt 
nicht eine so grosse Rolle. Da mºchte ich die Erwartungen etwas dªmpfen. Ich glau-
be auch kaum, dass die Stadtverwaltung tausend Besucher am Tag haben wird. Also 
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wird auch der Verkehr gar nicht so stark zunehmen.  
 
STA Netzle: In Unkenntnis des geheimnisvollen Abstimmungsverhaltens, das ange-
k¿ndigt worden ist, mºchte ich doch noch ein paar Ergªnzungen machen. Ich stimme 
mit sehr vielen Punkten von GR Abegglen ¿berein. Man muss das Zentrum nicht nur 
als Gebªude verstehen, das irgendwo in der Mitte steht, sondern man muss es um-
fassender anschauen. Ich bin auch sehr einverstanden mit GR Ruedi Herzog. Die 
Anbindung an das jetzt definierte Zentrum Hauptstrasse/Lºwenstrasse/Sonnen-
strasse muss erfolgen. Das muss selbstverstªndlich in diese Planung einfliesssen. 
Denn wir planen nicht nur ein Gebªude, wir planen auch einen Freiraum. Nach der 
Entscheidung der EKD sind es nun sogar zwei Freirªume, nªmlich der Dreispitzpark 
und die Festwiese. Und wir planen selbstverstªndlich auch die Verbindungen, die 
Erschliessung. Es ist fast banal zu erwªhnen, dass man das macht. Man muss das 
nicht bei jeder Gelegenheit wiederholen. Das gehºrt dazu. Wir selber haben ja diese 
verschiedenen Projekte zusammengefasst, um zu zeigen, dass wir das Zentrum ent-
wickeln wollen. Das schliesst ein, dass wir nicht nur das einzelne Objekt anschauen, 
sondern auch die grºssere Umgebung und das ganze Stadtzentrum. Alle Beziehun-
gen, die Sie erwarten, werden selbstverstªndlich in der Planung aufgezeigt werden.   
 
In einem Punkt kann ich aber nicht ¿bereinstimmen. Nªmlich mit der Behauptung, 
man hªtte ja lªngst sehen kºnnen, dass sich auf dem Dreispitzpark nichts machen 
lªsst. Die Mºglichkeit, auf dem Bªrenplatz zu bauen, ist von der EKD einmal genauso 
kristallklar und unumstºsslich abgelehnt worden. Das zeigt, dass die EKD auf Ent-
scheide zur¿ckkommen kann. Die Verªnderungen der letzten Jahre und Jahrzehnte 
im Bereich des Zentrums haben ein Umdenken gebracht. Aus unserer Sicht ist das 
wichtig. Der Standort, der jetzt vorgeschlagen wird, ist besser als der bisherige. 
 
Es ist auch richtig, dass die EKD in einem gewissen Sinn eine Fundamentalkritik am 
jetzigen Zustand ge¿bt hat. Das haben wir von Anfang an gesagt. Die Festwiese, wie 
sie sich jetzt seit Jahrzehnten prªsentiert, ist eine Schande. Das darf nicht sein. Die-
jenigen, die schon lªnger hier drin sitzen, hªtten das schon lªnger angehen m¿ssen. 
Jetzt sind wir daran, das zu ªndern und zu korrigieren. Genau das verlangt ja die 
EKD. Wir sind also in voller ¦bereinstimmung.  
 
Damit Sie sehen, wer da sonst noch in dieser Richtung denkt: Zuerst einmal der 
Stadtplaner und nat¿rlich der Stadtrat. Aber auch das Architekturforum Kreuzlingen-
Konstanz hat sich schon lªnger f¿r den Standort Bªrenplatz ausgesprochen. Die 
Stadtbildkommission, zu Recht sehr geschªtzt von der SP-Fraktion, hat sich ebenfalls 
f¿r diesen Standort ausgesprochen. Das, was jetzt geplant ist, ist also gut eingebettet 
und hat ein gutes Fundament. Wir entscheiden heute nicht ¿ber ein fertiges Projekt. 
Wo die ¥ffnung des Stadthauses liegen wird, werden wir sehen. Wir werden die beste 
Lºsung wªhlen und Ihnen wieder vorlegen. Heute reden wir nur dar¿ber, ob wir mit 
diesem Standort weiterplanen sollen. Ich bitte Sie, auch gegen¿ber dem Publikum, 
das sich jetzt nicht bis in jedes Detail damit befassen kann, ein Zeichen zu setzen: 
Wir wollen das, und wir werden es auch richtig machen, unter Ber¿cksichtigung von 
dem, was die beiden Redner von der SP-Fraktion gesagt haben.  
 
GR B. Schlªpfer: Ich stimme mit vielem generell auch ¿berein. Der Standort ist gut, 
man wird viele Synergien nutzen und Kosten einsparen kºnnen, auch durch den 
gleichzeitigen Bau von Stadthaus und Tiefgarage. Es ist aber auch eine grosse 
Chance f¿r eine Verbesserung der jetzigen Situation. Die EKD hat es so gesagt: "Die 
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missfªllige Situation der ehemaligen Festwiese, heute Bªrenplatz, ist in erster Prioritªt 
zu klªren und das Areal neben Friedhof und Kirche bald wieder einer w¿rdigen Ge-
staltung zuzuf¿hren."  
 
Ich mºchte gerne mit den beiden Wºrtern "w¿rdig" und "Gestaltung" einen weiteren 
Aspekt beibringen, den Aspekt des Gr¿ns. Momentan verschwinden in Kreuzlingen 
infolge von Sanierungen und Neubauten enorme Gr¿nflªchen. Da wªre wieder eine 
grosse Chance, eine gr¿ne Ausgleichsflªche als Begegnungszentrum zu planen. Das 
Stehenlassen oder Neupflanzen von Bªumen wird meistens vernachlªssigt, sodass 
f¿r das "w¿rdig" von den Platzverhªltnissen her keine Rede mehr sein kann. Ich be-
ziehe mich nur auf die k¿rzliche Diskussion ¿ber Bªume an der Bachstrasse beim 
Restaurant Engel. Gr¿nflªche kostet nicht viel. Sie bedeutet aber eine immense Auf-
wertung des Wohlbefindens, sich nicht eingeengt, sondern frei zu f¿hlen. Aus diesen 
Gr¿nden hoffe ich auf Zustimmung f¿r die weitere Planung des Stadthauses am neu-
en Standort Bªrenplatz und auf ein gutes Selektionieren der eingehenden Arbeiten 
bez¿glich der Gestaltungsvorgaben.  
 
GR Hebeisen: Ich l¿fte hiermit das Geheimnis ¿ber mein Abstimmungsverhalten. Ich 
werde Nein stimmen und mºchte dies kurz begr¿nden. Es geht um den Umgang mit 
historischem Baugut und historischer Bausubstanz in Kreuzlingen. Wir haben den 
Lºwen, eine absolut misslungene Renovation, ohne jeglichen Respekt gegen¿ber 
historischem Baugut. Man kann das auch in den aktuellen Unterlagen des Denkmal-
schutzes nachlesen. Wir haben den Bªren. Niemand hat sich daf¿r interessiert. Wenn 
ich jetzt davor stehe, werde ich traurig. Ich will von den Bªumen gar nicht mehr spre-
chen. Heute wird hier im Saal gesagt, dort sei das Zentrum. Warum hat man dann 
den Bªren fahren lassen? Er war eine Begegnungsstªtte f¿r viele Leute, gerade auch 
f¿r nicht so beg¿terte. Heute hat man M¿he, Sªle und Rªume zu finden. Das ist auch 
eine Art von Umgang mit historischem Baugut. Und darum geht es auch hier.  
 
Ich bin gleicher Meinung wie GR Abegglen, die EKD hat schlicht und einfach kapitu-
liert. Ich bin nach wie vor der Meinung, dass der freie Blick auf die Kirche typisch ist 
f¿r Kreuzlingen. Es ist eine wunderschºne Kirche, die unter Bundesschutz steht. Dass 
man vom Lºwen her an die Kirche sieht, ist wertvoll. Ich bin ¿berzeugt, die Kommissi-
on ist genau der gleichen Meinung. Sie haben einfach gesehen, dass dort eine riesen 
Sauerei ist. Wenn diese hochanstªndigen Professoren Wºrter brauchen wie "gerade-
zu hªssliche Situation" und so weiter, kann man sich vorstellen, was die untereinan-
der gesprochen haben. Das war noch viel d¿sterer als das, was jetzt im Bericht er-
scheint. Die haben Folgendes ¿berlegt: In Kreuzlingen kommt sowieso nie etwas Ge-
scheites heraus. Die Kreuzlinger haben keinen Sinn f¿r den Umgang mit historischem 
Baugut, mit dem freien Blick auf die Kirche, da ist Hopfen und Malz verloren. Geben 
wir ihnen das Stadthaus, dann passiert wenigstens etwas auf dieser Festwiese. Ich 
nehme dabei den Vorwurf, dass die ªlteren Ratsmitglieder schon lªnger hªtten han-
deln sollen, gerne entgegen. Man kann durch die Zeilen lesen, dass die EKD nach 
wie vor der Meinung ist, der Standort Bªrenplatz sei falsch. Aber sie sagt, wenn wir 
das nicht zulassen, werden die Kreuzlinger mit dieser Sauerei auf der Festwiese oh-
nehin nie etwas machen. 
 
In Bezug auf die Zentrumsfunktion bin ich anderer Meinung als GR Neuweiler. Ein 
Stadthaus hat durchaus mit einer Zentrumsfunktion zu tun, auch in Zeiten des Inter-
netzugangs. Das kann auch architektonisch etwas sehr Prªgnantes sein. F¿r mich 
gehºrt ein Stadthaus ins richtige Zentrum. Und das richtige Zentrum ist im Gebiet 
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Hauptstrasse/Lºwenstrasse/Sonnenstrasse. Wir haben das immer so definiert. Als es 
um die Hauptstrasse-Abstimmung ging, haben wir den Einwand gebracht, ein Zent-
rum sei doch eine Flªche, nicht eine Strasse. Es wurde damals zugesichert, dass das 
flªchenmªssig definiert w¿rde und auch die Hinterwirkungen neben der Hauptstrasse 
einbezogen werden w¿rden. Passiert ist nichts, im Gegenteil. Man hat die Lº-
wenstrasse und die Sonnenstrasse aus dem Richtplan herausgenommen. Mit der 
neusten Verkehrsf¿hrung f¿hrt man alles in den Westen hinein, genau in das Wohn-
gebiet, das zum Zentrum gehºren w¿rde. Da lªuft alles total neben den Schienen.  
 
Um auf die Sache zur¿ckzukommen, das Stadthaus gehºrt in dieses Zentrum. Man 
kann Kreuzlingen nicht mit der Idee preisgeben, der Wechselkurs sei schuld. Ich bin 
¿berzeugt, dass man mit stªdtebaulichen Massnahmen etwas bewirken kann. Stadt-
ammann Netzle hat gesagt, er sei gleicher Meinung wie wir. Er hat gesagt, das werde 
alles gemacht. Das freut mich. Die entscheidende Frage ist nun aber, wann das ge-
macht wird. Denn die Versprechungen haben wir schon bei der Hauptstrasse gehºrt. 
Nichts ist passiert. Wenn die Massnahmen zur Einbindung des Stadthauses ans Zent-
rum nicht von Anfang an vorgegeben werden, dann werden das leere Versprechun-
gen bleiben. Wenn f¿r uns ein Nein zum Ja werden soll, dann muss eine Einbindung 
des Stadthauses ins Zentrum mit dem Projekt verbindlich sein und umgesetzt werden. 
 
Die Botschaft wird seitenweise durchberaten. 
 
R¿ckkommen wird nicht gew¿nscht.  
 
Abstimmung: Der Botschaft Planung des Neubaus des Stadthauses am Standort 
Bªrenplatz infolge Neubeurteilung der Eidgenºssischen Kommission f¿r Denkmal-
pflege wird mit 19 Ja-Stimmen gegen 6 Nein-Stimmen bei 7 Enthaltungen zuge-
stimmt.  
 
SR Dºrflinger: Ich sage das Folgende bewusst erst nach der Abstimmung, damit 
nicht der Eindruck entsteht, ich w¿rde es nur sagen, um Sie zu beeinflussen. Wir ha-
ben heute vieles ¿ber Hoffnungen und Bef¿rchtungen gehºrt. Ich kann Sie nur einla-
den, den Wettbewerb zu besuchen. Ich bin auch nicht vom Fach. Aber bei den Wett-
bewerben, die ich miterlebt habe, staunte ich jeweils, wie sorgfªltig sich die Planer 
und Architekten mit der Umgebung, mit der Historie, mit Hºhen, Breiten und Tiefen 
befassen. Das ist hochseriºs. Mir ist klar, dass es nicht nur positive Beispiele unter 
den architektonischen Erzeugnissen gibt, weder in Kreuzlingen noch anderswo. Aber 
die meisten dieser negativen Beispiele sind nicht aus Wettbewerben entstanden. 
Wenn Sie sehen, wie versucht wird, die Beliebigkeit mºglichst auszuschalten und 
gezielt und bewusst mit den gegebenen Umstªnden etwas Schºnes und Gutes zu 
planen, werden Sie ebenfalls erstaunt sein.  
 

_________________ 
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3.3 Zulassung zum Bewertungsverfahren
Um die Zulassung zum Bewertungsverfahren zu erlangen, mussten die Kriterien der formellen PrÄfung
(fristgerechte Abgabe, Wahrung der AnonymitÉt) und der materiellen PrÄfung (VollstÉndigkeit) erfÄllt werden. 
Der Organisator erachtet nach erfolgter VorprÄfung aller WettbewerbsbeitrÉge der Aufgabenstellung entsprechend
und empfahl dem Preisgericht, alle eingereichten BeitrÉge fÄr die Beurteilung zuzulassen.

Das Preisgericht teilte einstimmig die Haltung der VorprÄfinstanz, dass die formellen und materiellen
Voraussetzungen erfÄllt sind und somit alle Teilnehmenden zum Bewertungsverfahren zugelassen werden. Mit
diesem Entscheid sind somit auch alle Teilnehmer gemÉss den Bedingungen des Wettbewerbsprogramms
entschÉdigungsberechtigt.

4. Beurteilung / Bewertung
Das Preisgericht trat vollstÉndig zur Beurteilung der eingereichten ProjektbeitrÉge an zwei Tagen jeweils am 13. 
und am 31. MÉrz 2015 im Rathaus-Saal in Kreuzlingen zusammen. 

4.1 Beurteilungskriterien
Die eingereichten ProjektbeitrÉge wurden nach den folgenden Kriterien, basierend auf dem Wettbewerbs-
Programm vom 6. November 2014 (Pt. 3.1), bewertet:

Ä StÉdtebauliche Integration und architektonische & landschaftsarchitektonische Konzeption.
- StÉdtebauliche Integration und Bezug zu den umliegenden Bauten.
- Setzung des BaukÑrpers, volumetrischer Ausdruck.
- gestalterischer Ausdruck, architektonische Idee.
- Freiraumplanung.

Ä Organisation
- àussere Organisation: Zu- und Ausfahrten, Erschliessung, VorplÉtze.
- Innere Organisation: Anordnung der RÉume, Raumbeziehungen, Raumkonzeptionen.
- ZweckmÉssigkeit der betrieblichen AblÉufe, FunktionalitÉt, NutzungsflexiblitÉt.

Ä Wirtschaftlichkeit / Nachhaltigkeit
- Wirtschaftlicher Betrieb und Unterhalt / Ñkologischer Aspekt der Baumaterialien.
- VerhÉltnis von NutzflÉchen zu GeschossflÉchen, GeschossflÉchen zu Volumen, GebÉudevolumen.
- GrobschÉtzung der Investitionskosten durch einen externen Kostenplaner.

Ä Gesamteindruck
- VollstÉndigkeit.
- PrÉsentation der Abgabe: Gliederung, VerstÉndlichkeit, Lesbarkeit, Gestaltung / Darstellung. 

SelbsterklÉrend flossen im Rahmen der Bewertung die PrÄfung der integrierenden Bestimmungen und Unterlagen 
gemÉss dem Wettbewerbsprogramm mit ein.

4.2 Erster Beurteilungstag
Das gesamte Preisgericht inkl. den beigezogenen Experten versammelten sich am 13. MÉrz 2015 um 08.30 Uhr 
zum ersten Beurteilungstag vollzÉhlig.
In einem ersten Schritt wurden in Gruppen die einzelnen BeitrÉge einer ersten Sichtung unterzogen resp. man las 
sich in die einzelnen ProjektbeitrÉge ein. Anschliessend wurden die 20 BeitrÉge im treuhÉnderischen Sinne der 
Verfasser, unter der Leitung der Fachpreisrichter, im Plenum wertungsfrei vorgestellt und anschliessend eine erste 
Bewertung vorgenommen. 
Dabei kristallisierten sich schnell die VorzÄge einzelner BeitrÉge heraus und nach eingehender PrÄfung - anhand 
der Beurteilungskriterien - konnte das Gremium die favorisierten BeitrÉge benennen. Nach dem ersten 
Beurteilungstag schieden folgende BeitrÉge aus der Beurteilung aus:

- Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB
- Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park
- Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO
- Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO
- Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
- Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin
- Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHÇHE
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- Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
- Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM
- Beitrag Nr. 13 | Kennwort: VestibÄl
- Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus
- Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR
- Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Arne
- Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST
- Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge

Nach Abschluss des ersten Bewertungstages wurde offensichtlich, dass die fÄnf Äbrig gebliebenen Projekte
seitens des Preisgerichts einstimmig als favorisierte BeitrÉge beurteilt wurden. Diese waren:

- Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane
- Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor
- Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT
- Beitrag Nr. 18 | Kennwort: Alea
- Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN

Es wurde beschlossen, dass man die o.g. BeitrÉge einer detaillierteren PrÄfung (Grobkosten, betriebliche AblÉufe, 
Brandschutz, Baurechtliche PrÄfung, Denkmalschutz) hinsichtlich des zweiten Beurteilungstags unterziehen 
mÑchte.

4.3 Zweiter Beurteilungstag
Am 31. MÉrz 2015, dem zweiten Beurteilungstag, konnte das Preisgericht ebenfalls ab 08.30 Uhr vollzÉhlig tagen. 
Nach einer kurzen RÄckschau auf den ersten Beurteilungstag wurden durch die anwesenden Fachexperten die
vertieften VorprÄfungen der favorisierten BeitrÉge hinsichtlich einer vergleichenden GrobkostenschÉtzung (Rolf 
Gantenbein, Gantenbein & Partner AG), den betrieblichen AblÉufen (Peter Hegi, BBO AG), dem Denkmalschutz 
(Bettina Hedinger, Kant. Denkmalpflegerin TG ) sowie die baurechtliche PrÄfung durch die Bauverwaltung 
Kreuzlingen (Heinz Theus, Bauverwalter Stadt Kreuzlingen) vorgenommen. Des Weiteren flossen die Erkenntnisse 
aus der brandschutztechnischen ÅberprÄfung (Gunter Maurer, Energie- und Brandschutzexperte, Stadt 
Kreuzlingen) in die Beurteilung mit ein.
Um sich noch einmal einen Eindruck Äber die stÉdtebauliche IntegrationsfÉhigkeit der favorisiterten BeitrÉge zu 
verschaffen, besichtigte das Preisgericht inkl. allen anwesenden Experten den kÄnftigen Standort 
BÉrenplatz/Festwiese. Diese Erkenntnisse flossen in den weiteren Beurteilungsprozess mit ein.

Im Rahmen des anschliessenden Kontrollrundgangs wurden die Entscheidungen des 1. Beurteilungstages vom
13. MÉrz 2015 nochmals hinterfragt. Nach einer nochmaligen, umfassenden AbwÉgung der Vor- und Nachteile der 
einzelnen BeitrÉge wurden diejenigen Projekte definitiv ausgeschieden, welche teilweise in den ortsbaulichen, 
architektonischen, betrieblichen oder raumorganisatorischen Aspekten nicht gleichermassen Äberzeugen konnten.
Damit wurden die Projekt-Ausscheidungen des ersten Beurteilungstages einstimmig bestÉtigt. Damit verbunden 
bestÉtigte das Preisgericht und die Expertengruppe einstimmig die fÄnf favorisierten BeitrÉge; zuvor wurden diese 
nochmals in einem vertieften Sinne ÄberprÄft und miteinander verglichen.

Die zu Beginn des zweiten Beurteilungstages aus der vertieften PrÄfung gewonnenen und prÉsentierten 
Erkenntnisse flossen in die finale Bewertung mit ein. Die Ergebnisse aus diesen gemeinsamen Diskussionen 
wurden abschliessend nochmals konsolidiert festgehalten. Daraus resultierte eine eindeutige Haltung; der Sieger 
des Projektwettbewerbs konnte ermittelt werden. Eine Rangierung wurde vorgenommen und die Preisgelder 
zugeordnet. Alle Entscheide des Preisgerichts erfolgten einstimmig.

4.4 Ernennung Sieger / Rangierung
Nach mehreren BewertungsrundgÉngen an zwei Beurteilungstagen konnte der Sieger des Verfahrens wie folgt 
ernennt und die Preisgelder zugeordnet werden.

1. Rang / Sieger: 
Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN
Preisgeld: CHF 24Ö000.- (exkl. 8% MWST.)

2. Rang:
Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane
Preisgeld: CHF 20Ö000.- (exkl. 8% MWST.)

3. Rang:
Beitrag Nr. 18 | Kennwort: Alea
Preisgeld: CHF 16Ö000.- (exkl. 8% MWST.)
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4. Rang:
Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT
Preisgeld: CHF 8Ö000.- (exkl. 8% MWST.)

5. Rang:
Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor
Preisgeld: CHF 7Ö000.- (exkl. 8% MWST.)

Die weiteren BeitrÅge sind (keine Verteilung von Preisgelder; keine Rangierung):
Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB
Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park
Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO
Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO
Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin
Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHÇHE
Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM
Beitrag Nr. 13 | Kennwort: VestibÄl
Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus
Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR
Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Arne
Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST
Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge

4.5 WÄrdigung
Das Preisgericht, die Experten und die Vertreter der Auftraggeberin, zeigten sich Äberrascht und erfreut ob der 
Vielfalt der ProjektbeitrÉge, die bei der herausfordernden Aufgabenstellung nicht erwartet wurde und die fÄr die 
KreativitÉt der Teilnehmer spricht. Jeder Beitrag setzte sich intensiv mit der Aufgabenstellung auseinander und 
legte jeweils unterschiedliche, individuelle Schwerpunkte. 

5. Empfehlung des Preisgerichtes

5.1 Weiterbearbeitung
Das Preisgericht empfiehlt der Veranstalterin einstimmig, den Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN
zur Weiterbearbeitung. Die Auftraggeberin beabsichtigt, den erstrangierten Beitrag von den Verfassern
weiterbearbeiten zu lassen. VorbehÉltlich der Kreditgenehmigung durch die zustÉndigen Instanzen wird mit den 
Verfassern des Siegerbeitrages ein auf Basis der im Wettbewerbsprogramm (dat. 6. November 2014) definierten 
Bedingungen und der SIA-Ordnung 102 (Ausgabe 2003) basierender Vertrag abgeschlossen. Die 
Planungsphasen werden durch die Auftraggeberin einzeln ausgelÑst. Dabei sind die unter Punkt 5.2 aufgefÄhrten 
Projektierungshinweise zu berÄcksichtigen. Diese gelten als integrierender Bestandteil der Auftragsvergabe.

Des Weiteren empfiehlt das Preisgericht der Stadt Kreuzlingen, vorgÉngig oder parallel zur Projektierung, die 
rechtlichen Rahmenbedingungen fÄr das Projekt abschliessend in Form eines Gestaltungsplanes oder durch die 
Einholung einer Ausnahmebewilligung zu klÉren.

5.2 Projektierungshinweise fÄr den Siegerbeitrag
Seitens des Preisgerichts werden folgende Projektierungshinweise fÄr den Siegerbeitrag angebracht:
Ä Der konstruktive Aufbau, die Materialisierung und die gestalterische Ausformulierung der Fassade ist nochmals 

zu prÄfen und in Zusammenarbeit mit der Bauherrschaft eine geeignete LÑsung zu entwickeln.

Ä Die StÄtzmauer entlang der Pestalozzistrasse Ü auch als Pergola bezeichnet Ü ist so zu gestalten, dass eine 
hohe Transparenz geschaffen und damit SichtbezÄge ermÑglicht werden.

Ä Die Ausformulierung der Freiraumes Festwiese bedarf einer differenzierteren Betrachtung, ebenso ist die 
Positionierung der TiefgaragenaufgÉnge nochmals zu hinterfragen.
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5.3 Dank
Im Namen der Veranstalterin des Verfahrens dankt das Preisgericht einerseits fÄr die termingerechte und 
vollstÉndige Abgabe aller BeitrÉge sowie fÄr die intensive Auseinandersetzung aller Teams mit der 
anspruchsvollen Aufgabenstellung. Das Preisgericht zeigte sich erfreut Äber das breite Spektrum der eingereichten 
BeitrÉge. Die Veranstalterin des Verfahrens ist sich bewusst, dass die einzelnen BeitrÉge nicht annÉhernd dem in 
Kauf genommenen Aufwand entsprechend gewÄrdigt werden kÑnnen und dankt allen Verfassern fÄr das beherzte 
Engagement. 

6. Çffnung Verfassercouverts
Nach Unterzeichnung der Entscheidungen resp. Rangierung wurden die Verfassercouverts in Anwesenheit des 
Preisgerichts geÑffnet und die Projekte anhand der KennwÑrter den VerfasserbÄros zugeordnet. 

1. Rang / Sieger: 
Beitrag Nr. 19 | Kennwort: SCHLUSSSTEIN
Verfasser:
Niggli + Zbinden Architekten BSA SIA, St. Gallen

2. Rang:
Beitrag Nr. 01 | Kennwort: Kyane
Verfasser:
raumfindung architekten | dipl. Architekten ETH BSA SIA, Rapperswil

3. Rang:
Beitrag Nr. 18 | Kennwort: alea
Verfasser:
agps architecture ltd., ZÄrich

4. Rang:
Beitrag Nr. 08 | Kennwort: AMMONIT
Verfasser:
Boltshauser Architekten AG, ZÄrich

5. Rang:
Beitrag Nr. 05 | Kennwort: Stadttor
Verfasser:
Baumschlager Eberle St. Gallen AG, St. Gallen

Die weiteren BeitrÅge sind: 
Beitrag Nr. 02 | Kennwort: DIBABB
Verfasser:
ARGE Bathe + Reber / Franz Stinner, Dortmund / Stockach

Beitrag Nr. 03 | Kennwort: Ein Haus im Park
Verfasser:
Atelier Kempe Thill | architects and planners, Rotterdam

Beitrag Nr. 04 | Kennwort: LUDOVICO
Verfasser:
Lauener Baer Architekten, Frauenfeld

Beitrag Nr. 06 | Kennwort: ZORRO
Verfasser:
ARGE Blatter + MÄller Architekten / Oliv Brunner Volk ZÄrich

Beitrag Nr. 07 | Kennwort: Passierschein A38
Verfasser:
Kunz und MÑsch Architekten ETH SIA BSA, Basel

Beitrag Nr. 09 | Kennwort: crucelin
Verfasser: 
ARGE phalt Architekten / b+p baurealisation, ZÄrich

Beitrag Nr. 10 | Kennwort: AUF AUGENHÇHE
Verfasser:
DÄrig AG, ZÄrich
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Beitrag Nr. 11 | Kennwort: SEQUENTIA
Verfasser:
ARGE Mateo Arquitectura ZÄrich / Barcelona + Caretta + Weidmann Baumanagement AG, ZÄrich

Beitrag Nr. 12 | Kennwort: FORUM
Verfasser:
Conen Sigl Architekten ETH SIA GmbH, ZÄrich

Beitrag Nr. 13 | Kennwort: VestibÄl
Verfasser:
pool Architekten, ZÄrich

Beitrag Nr. 14 | Kennwort: Cirrus
Verfasser: 
Caruso St John Architects, ZÄrich

Beitrag Nr. 15 | Kennwort: MINOR
Verfasser:
moos. giuliani. herrmann. architekten, Diessenhofen

Beitrag Nr. 16 | Kennwort: Arne
Verfasser:
Thomas K. Keller Architekten, St. Gallen

Beitrag Nr. 17 | Kennwort: AUGUST
Verfasser: 
Schneider TÄrtscher Architekten GmbH, ZÄrich

Beitrag Nr. 20 | Kennwort: citylounge
Verfasser:
ARGE Lehner + Tomaselli AG, Sissach / frison architekten, Kreuzlingen
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7. Beurteilung ProjektbeitrÉge

7.1 Beitrag Nr. 19 | SCHLUSSSTEIN (1. Rang / Sieger)

Verfasser: Niggli + Zbinden Architekten BSA SIA,
Rosenbergstrasse 63, CH-9000 St. Gallen

Mitarbeit : Architektur: Hajo Treiber
Landschaftsarch.: Paul I. Stricker Landschaftsarchitekten BSLA
Beratung HLKS: Kempter + Partner AG

Preisgeld: CHF 24Ç000.- (exkl. 8% MWST)

Bericht / Beurteilung durch das Preisgericht:

Die Verfasser des Projektes âSchlusssteinä wÉhlen eine SituationslÑsung mit einem lateral angeordneten flachen 
BaukÑrper fÄr das Stadthaus im Nordosten und einem davorliegenden grossen Freiraum zur Hauptstrasse hin 
orientiert. Die Setzung des Stadthauses ergibt eine vielfÉltig nutzbare Festwiese und gleichzeitig die freie 
unverbaute Sicht auf das Kloster. Diese Entscheidung ermÑglicht es in Kreuzlingen einen richtig groãen Freiraum 
zu schaffen und die historische grÄne Mitte zu stÉrken. Die Volumetrie des Stadthauses nimmt durch eine 
differenzierte HÑhenentwicklung einen direkten Bezug zum Sport- und Kulturzentrum Dreispitz auf. Diese beiden 
Ñffentlichen GebÉude bilden zusammen ein funktionales Ensemble. 
Durch das AbrÄcken des Stadthauses in die Parzellentiefe, sowie die vorgelagerte GrÄnflÉche, wird die 
Adressierung und Auffindbarkeit des Haupteinganges am nordwestlichen GebÉudeende etwas erschwert. Diesem 
Umstand begegnen die Projektverfasser mit einer Pergola entlang der Pestalozzistrasse. Die Massnahme erlaubt 
eine gezielte FÄhrung der Besucher des Stadthauses und schafft gleichzeitig den topografischen Åbergang. Diese 
theatralische Geste, mit einer an antike Vorbilder erinnernden Pergola, ist in ihrer Gestaltsprache etwas 
undifferenziert und roh. Die Festwiese ist sehr groãzÄgig dimensioniert und die Proportionen der FreirÉume sind 
sehr gut gewÉhlt; die Durcharbeitung kÑnnte jedoch differenzierter sein.
FÄr die Fassadengestaltung schlagen die Verfasser eine vorgehÉngte Metallkonstruktion mit einem regel-
mÉssigen, engen âFensterrasterä vor. Inwieweit diese aufwÉndige Konstruktion und abstrakte Gestaltung den 
wÄnschenswerten Ausdruck eines Stadthauses einzulÑsen vermag, ist offen. Åberzeugender ist das Erdgeschoss 
ausgebildet: entlang der SÄdostfassade Äbernehmen einzelne StÄtzen die Last des GebÉudes, der BaukÑrper 
wirkt in diesem Geschoss dadurch offener. 
Die innere Organisation des GebÉudes pendelt zwischen zwei und drei Nutzraumschichten entlang der 
GebÉudelÉnge. Der innenliegende Korridor wird partiell Äber LichthÑfe und DeckendurchbrÄche belichtet. Im 
Erdgeschoss nimmt die QualitÉt dieser Belichtung ab. Konstruktiv wird der StÄtzenraster des Parkhauses Äber-
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nommen. Die StÄtzen sind mehrheitlich freigespielt und tragen damit zum inneren Erscheinungsbild bei. Die 
Tragstruktur wird darÄber hinaus vom Ausbau getrennt, was eine gute FlexibilitÉt der Raumeinteilung ermÑglicht. 
Die Raumanordnung und Raumgestaltung lassen adÉquate und fÄr den Betrieb angenehme InnenrÉume erwarten.
Baurechtlich benÑtigt das Projekt âSchlusssteinä, bezÄglich der GebÉudelÉnge eine Ausnahmebewilligung. 
Diese Ausnahmebewilligung wird im Rahmen Wettbewerbs-VorprÄfung in Aussicht gestellt. Die Bedingungen des 
Brandschutzes werden im Projekt weitgehend erfÄllt. Zwei vertikale Brandabschnitte und entsprechende 
Fluchttreppen-hÉuser sind zweckmÉssig ausgebildet.
Die Anliegen der Denkmalpflege werden im Projekt âSchlusssteinä gut umgesetzt, denn, die Sicht auf die Kirche St. 
Ulrich ist vom Kreisel der Hauptstrasse aus uneingeschrÉnkt. Die Pergola mag in dieser vorgeschlagenen Form 
noch nicht vollumfÉnglich zu Äberzeugen. 
Die im Raumprogramm ausgewiesene Raumreserve wird im Erdgeschoss an prominenter Lage vorgesehen und 
von Beginn an erstellt. Eine Etappierung ist als Aufstockung angedacht, was als nicht optimal gewertet wird. 
Das Projekt âSchlusssteinä lassen im Quervergleich der rangierten Projekt niedrige Erstellungskosten erwarten. 
Die etwas unbeholfene Plandarstellung vermittelt nur eingeschrÉnkt die EntwurfsqualitÉt. Denn das Projekt 
âSchlusssteinä zeigt gekonnt, wie mit relativ wenigen und gezielten Mitteln die KlÉrung der stÉdtebaulichen 
Situation zu einer sinnstiftenden neuen Gesamtanlage âStadthaus mit Festwieseä erzeugt werden kann. Dem 
Projekt wird eine hohe Betriebstauglichkeit und Akzeptanz zugestanden. Des Weiteren vermag es in seiner 
stÉdtebaulich und architektonischen QualitÉt zu Äberzeugen. Summarisch erfÄllt es die definierten Beurteilungs-
kriterien am besten.

Situation



NEUBAU STADTHAUS MIT TIEFGARAGE UND NEUGESTALTUNG FESTWIESE Bericht des Preisgerichts

buffoni bÄhler ag | SchÄtzengasse 7, CH-9000 St.Gallen | Wuhrstrasse 2a, CH-8580 Amriswil | buffonibuehler.ch Seite 15

Querschnitte

Fassade Ost

Grundriss Erdgeschoss
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Grundriss 1. Obergeschoss

Grundriss 2. Obergeschoss

Fassade SÉd

Fassade Nord
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Kreditbegehren für das Gesamtprojekt 
Neubau eines zentralen Stadthauses, Bau einer Tiefgarage und 
Neugestaltung der Festwiese in der Höhe von CHF 47.5 Mio. 

Benz Janine
Textfeld
Beilage 8
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